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    Mut proben!


    Als Politiker sah ich mich immer wieder vor die Frage gestellt, welche Hoffnungen die Menschen in die Politik und in uns Politiker heute setzen. Und ich bemerkte eine große Diskrepanz zwischen dem, was man von uns erwartet, und dem, was man uns tatsächlich zutraut. Immer wieder stellte ich in Gesprächen fest, dass die Menschen sich von einem Politiker vor allem Ehrlichkeit wünschen und Gradlinigkeit. Und dass sie genau diese Tugenden derzeit am meisten auch vermissen. Ich kann das nachvollziehen. Vor allem, denke ich, fehlt es der Politik heute an einer guten Portion Mut.


    



    Mut heißt immer, bewusst ein überschaubares Risiko einzugehen. Alles andere ist leichtfertig – oder es ist Heldenmut. Mutig ist also der, der in Kenntnis der Gefahren der eigenen Überzeugung und Intuition folgt. Die erste Mutprobe meistert jeder von uns unbewusst schon im Babyalter. Mit neun oder zehn oder elf Monaten richten wir uns auf für die ersten Schritte, sehr wackelig, noch gestützt durch unsere Eltern, aber dann, plötzlich, können wir uns lösen und marschieren freudestrahlend los. Ganz von allein. Ab diesem Moment ist unser Leben von solch großen und kleineren Momenten des Mutes bestimmt: der erste Sprung ins tiefe Wasser, das erste Mal ungestützt Fahrradfahren, der erste Kuss, die Entscheidung für oder gegen diesen oder jenen Beruf, Hochzeit ja oder nein, eigene Kinder und so weiter und so fort. All diese Entscheidungen verbindet die Bereitschaft, auch das entsprechende 
     Risiko in Kauf zu nehmen. Das Risiko, nicht gleich laufen zu können und hinzufallen, im Wasser doch nicht auf Anhieb zu schwimmen, mit dem Fahrrad auf die Nase zu knallen, den Kuss verwehrt zu bekommen, den falschen Beruf gewählt, die falsche Person geheiratet zu haben. All das sind Risiken, die wir instinktiv oder intellektuell einkalkulieren, wenn wir uns für einen neuen Schritt entscheiden. Wir entscheiden uns für das Risiko und gegen unsere Bedenken, weil wir überzeugt sind davon, dass dieser Schritt auch der richtige ist. Mut, so wie ich ihn also verstehe, ist nur ein anderes Wort für die Bereitschaft zum Risiko. Mut ist eine Frage der Haltung.


    



    Ich selbst bezeichne mich nicht als mutig. Ich bin ein intuitiver Mensch. Intuitiv habe ich häufig Entscheidungen gefällt, bei denen hinterher die Leute sagten, da warst du aber mutig, da bist du aber ein hohes Risiko eingegangen. Zwar habe ich die Risiken meist gesehen – oder absichtlich übersehen –, aber in meiner Entscheidungsfreiheit wollte ich mich dadurch nicht blockieren lassen. Weil ich immer überzeugt war von meiner Sache, dieses oder jenes in diesem Moment nun mal tun zu müssen. Und wo ich es nicht tat, da bereue ich es heute.


    



    Zu jenen Entscheidungen mit Risiken und Nebenwirkungen gehörten sicherlich das Bündnis mit dem Rechtspopulisten Ronald Schill, sein späterer Rausschmiss und die darauf folgende Entscheidung zu Neuwahlen. Es hätte verdammt schief gehen können. Aber es lief gut. Weit besser sogar als erhofft. 
     Ich galt als »Drachentöter«, und wir erhielten anschließend die absolute Mehrheit.


    Auch die erste Schwarz-Grüne Koalition auf Landesebene war mit hohen Risiken verbunden. Eine große Koalition wäre zwar bequemer gewesen, in dieser Konstellation hätte man vermutlich vier Jahre ohne großen Ärger überlebt. Aber das wollte ich nicht. Ich war überzeugt vom schwarz-grünen Bündnis, und ich schätze die Grünen in Hamburg auch persönlich sehr.


    Bei meiner Entscheidung für die Schulreform ging ich ebenfalls ein Risiko ein, und im Nachhinein betrachtet war es wohl das größte Risiko meiner gesamten politischen Laufbahn. Das eigene Lager konnte ich nicht ausreichend von der Notwendigkeit überzeugen, die Grundschule zu einer sechsjährigen Primarschule umzubauen. Ich hatte auch nicht erwartet, dass dieses Thema die Menschen so polarisiert. Natürlich bestand das Risiko zu scheitern, dessen war ich mir sehr bewusst. Und am Ende hat es sich ja auch bewahrheitet. Doch für mich persönlich war es nie ein Drama, für eine Überzeugung zu scheitern. Ich war überzeugt von unseren Argumenten, der festen Meinung, dass sie auch das bürgerliche Lager und die Konservativen überzeugen könnten. Ich glaubte schlicht, dass die gesellschaftliche Diskussion hier weiter wäre. Es ist nun eine sehr unglückliche Situation für die Partei, die die Hauptleittragende ist. Die Schwarz-Grüne Koalition platzte und wir verloren die darauf folgende Wahl mit lautem Krach. Doch so wie wir als Partei die absolute Mehrheit nach dem Rauswurf Schills und den Neuwahlen holen 
     konnten, weil wir das Risiko gewagt hatten, so sind wir leider mit der Schulreform gescheitert. Nur so aber kann man gute Politik betreiben. Nur so lassen sich Akzente setzen, daran glaube ich fest. Mal liegt man mit seiner Einschätzung goldrichtig, und manchmal daneben. Niederlagen gehören dazu.


    



    Doch genau hier liegt das Problem. Generell habe ich das Gefühl, dass die Risikobereitschaft stark nachgelassen hat. Die Menschen vermissen von Politikern klare Bekenntnisse. Und sie haben jedes Recht dazu, diese einzufordern. Zu selten treten wir klar für unsere Positionen ein, aus Angst, uns gegen den Mainstream zu lehnen.


    Ich will Beispiele nennen, wo ich eine klare Haltung vermisst habe. Zum einen: Thilo Sarrazin. Ich meine, dass man seinen Thesen deutlich härter hätte gegenübertreten sollen. Das hätte ich mir von meiner eigenen Partei gewünscht, genauso deutlich aber auch von der SPD erwartet. Viele Kollegen hatten das Gefühl, aus Sarrazins Buch spricht Volkes Stimme, und mit Volkes Stimme legt man sich nicht an. Das Buch aber war unseriös, in seinen Thesen unredlich, doch kaum einer hat dagegengehalten. Die Grünen taten es noch am lautesten. Im Grunde aber haben alle durch die Bank weg versucht, dieses unangenehme Thema leerpuffern zu lassen. Öffentlich klang das dann so: Er spricht etwas an, das viele beschäftigt, und wir nehmen das sehr ernst. Eine leere politische Phrase.


    



    Zum anderen vermisse ich seit langem ein klares Bekenntnis zu Europa. Keiner äußert eine Vision, keiner hat den Mut 
     zu sagen: Verflucht noch mal, Europa hat uns 50 Jahre Frieden gebracht, es hat uns Wohlstand gebracht, nun muss Deutschland auch Opfer bringen. Im Wettbewerb mit China, aber auch in der Konkurrenz zu den Vereinigten Staaten brauchen wir Europa. Nicht nur aus ökonomischer Sicht. Wir benötigen auch ein ideelles Rückgrat. Wir sollten stolz sein auf unsere europäischen Werte. Und deshalb muss man jetzt sehr klar und deutlich sagen: »Mein Ziel, das sind die Vereinigten Staaten von Europa.« Ein solcher Schwur ist nötig. Im Zuge der Globalisierung muss man neue Positionen beziehen, die vor 20 Jahren vielleicht noch nicht erforderlich waren. Ein emotionales, ein historisches Ziel in dieser Größenordnung muss hier formuliert werden, auch mit dem Risiko, dass 70 Prozent der Menschen das so noch nicht sehen. Mir fehlt die Bereitschaft in der Politik, die Menschen davon tatsächlich überzeugen zu wollen. Mit Rücksicht auf die vermutete öffentliche Meinung wird hier wieder alles sehr verquast ausgedrückt. Bloß kein Risiko eingehen, sich bloß nicht bekennen, es könnte ja die nächste Wahl verloren gehen.


    



    Wir brauchen also wieder mehr Mut und Klarheit in den Debatten. Dabei dürfen wir jedoch nicht die Verantwortung für die eigenen Leute aus dem Blick verlieren. Politik darf kein Jahrmarkt der eigenen Eitelkeit werden, kein Spiel nach dem Motto: Hier stehe ich und kann nicht anders. Das ist inakzeptabel, denn kein Politiker steht für sich allein. Er ist immer zugleich Repräsentant seiner eigenen Leute. Die Wähler aber goutieren Mut und Ehrlichkeit, davon bin ich überzeugt.


    Ich will hier keine klassische Autobiografie schreiben. Und doch werde ich im ersten Kapitel erläutern, wie ich zu dem wurde, der ich heute bin. Und ich möchte der Frage nachgehen, woher mein Drang nach Individualität und Unabhängigkeit stammt.


    Im zweiten Teil des Buches stelle ich die wichtigsten Stationen und Entscheidungen dar, die ich in meinem Leben als Politiker vollzogen habe. Dazu gehören die erfolgsgekrönten gleichermaßen wie die weniger ruhmreichen Momente.


    Im dritten Teil denke ich an die Zukunft. Denn wir sind mit gewaltigen Umbrüchen konfrontiert, die heute weit über das Politische hinausreichen und direkt ins Mark der Gesellschaft treffen: Wie steht es mit der Integration, was muss eine moderne Bildungspolitik erfüllen und was wird aus Europa? Diese Themen verdienen eine angemessene Seriosität und eine Portion Mut.


    



    Seit meinem sechzehnten Lebensjahr war ich in der Politik tätig und blieb ihr bis zu meinem Rücktritt vom Amt des Ersten Bürgermeisters der Hansestadt Hamburg im Herbst 2010 treu. Ich war vor meinem Eintritt in die CDU schon ein politischer Mensch und bleibe dies auch nach meinem Ausscheiden aus der aktiven Politik. Dieses Buch ist also keine Bewerbung um ein politisches Amt, dieses Buch ist kein Parteiprogramm. Dieses Buch ist der Versuch, meine Sicht auf die Dinge darzulegen, auf die Motive meines Handelns.

  


  
    

    Teil 1


    
      
        [REF 1]

      


      [image: e9783641075170_i0003.jpg]

      


    »Wie es einem im Leben ergeht, ist hauptsächlich Sache des Glücks oder der Gnade, und zu einem verhältnismäßig kleinen Teil vielleicht auch Sache der Tüchtigkeit, des Fleißes und anderer Tugenden.«


    



    Karl Popper


    »Die Philosophie und die Wissenschaft«

    


  
    

    Kindheit I – Oder warum ich ein Individualist bin


    Es ist schon einige Jahre her, als ich mich auf die Suche machte nach den letzten Resten meiner Kindheit. Im Wald wollte ich sie finden, im Naturschutzgebiet am äußersten Rand der Stadt. Es war merkwürdig, aber immer wieder träumte ich intensiv vom Haus meiner Eltern, obwohl ich schon längst erwachsen war. Mein Vater hatte das Haus nach dem Tod meiner Mutter aufgegeben, weil er dort draußen, alleine, nicht mehr wohnen wollte. Er zog ins Alstertal, unser Haus wurde abgerissen, und so stand ich also da, an diesem Tag vor fünfzehn Jahren etwa, mitten im Grünen, und suchte die Natur ab nach irgendeinem Anhaltspunkt. Doch da war nichts. Kein noch so kleines Relikt war übrig geblieben vom schönen Norweger-Holzhaus im Hochmoor. Nur zwei alte Bäume standen noch da, auf denen ich als Kind gern in schwindelerregender Höhe herumgeturnt bin. Die Natur hatte sich ihren Raum zurückerobert.


    Mich überkam ein schmerzliches Erwachen. Die Jahre dazwischen hatten alle Spuren verschluckt, nur meine Erinnerung konservierte noch die Bilder von früher als verschwommene Momente. Ich spürte plötzlich, wie mit dem Haus auch das Gefühl der Geborgenheit, der Heimat einfach weggerissen worden war. Zu der Zeit war ich etwa vierzig Jahre alt, Oppositionsführer der CDU in der Hamburger Bürgerschaft, und vielleicht klingt das manchem auch etwas naiv, doch die Kindheit hatte mich bis zu diesem Tag nicht ganz losgelassen. 
     Denn es war eine wunderbare Kindheit, eine Kindheit wie im Märchen. Und rückblickend betrachtet war es die glücklichste, die unbeschwerteste und prägendste Zeit meines Lebens.


    



    Insgesamt standen mit unserem gerade mal fünf Häuser im Naturschutzgebiet. Duvenstedter-Brook, die nächste Zivilisation lag vier Kilometer entfernt. Als Kind fand ich das natürlich herrlich, die Abgeschiedenheit in der Natur, die endlose Freiheit. Aber eigentlich lebten wir am Ende der Welt. Die Ruhe von damals, nur das Rauschen der Bäume, der Wind und die Vögel, das hallt noch heute in mir nach. Manchmal rannte ich ins Haus hinein zu meiner Mutter, nur um überhaupt mal irgendwas zu hören, und wenn es nur das Klappern des Geschirrs war, während sie in der Küche herumwerkelte. Es gab kaum Autos dort draußen bei uns, keinen Lärm. Nur einmal im Jahr wurde es doch ziemlich laut in der Stille: wenn die Hirsche ihre Brunftzeit hatten. Bis auf hundert Meter kamen sie an unser Haus heran. Ich verkroch mich dann ins Bett, zog die Decke über den Kopf und lauschte gespannt auf das Röhren dieser Viecher. Man muss es selbst mal gehört haben, um eine Vorstellung davon zu bekommen, wie krachend und mächtig dieses Grunzen ist. Angst hatte ich nie, aber es war doch immer wieder ein beeindruckendes Erlebnis, diesen Tieren so nah zu sein.


    Der Ohlstedter Bahnhof, die letzte Station vor der Hamburger Stadtgrenze, das war also schon die große weite Welt für mich. Dort gab es den Spar-Laden von Herrn Halfmann und ein kleines Café, wo ich Süßigkeiten geschenkt bekam. Und 
     gleich um die Ecke gab es einen Friseurladen, Salon Köhn, bei dem ich mal bei einem Preisausschreiben mitmachen durfte und prompt eine Flasche Birkin gewann, auf die ich dann auch besonders stolz war. Mich kannten hier alle. Wenn ich zu Sadowski ging, dem Laden direkt am Bahnhof, und kein Geld mehr hatte, um mir Salinos zu kaufen oder diese kleinen Weingummiteufelchen, die ich so gerne mochte, dann brauchte ich nur zu sagen: »Mami zahlt«, und ich konnte die Süßigkeiten mitnehmen. Diese Erinnerungen haben sich mir tief eingeprägt. Ich musste nie Angst haben, ich war immer auf der sicheren Seite. Ich wusste, dass meine Mutter immer für mich da sein würde. »Mami zahlt«, das war im Grunde ein Synonym dafür, dass mir im Leben nichts passieren konnte.


    



    Von meinem Vater habe ich in den ersten fünf Jahren eher wenig mitbekommen. Er war zu jener Zeit Bezirksbürgermeister in Wandsbek und kam abends meist spät nach Hause. Meine Mutter war der emotionale Bezugspunkt für mich, mit ihr war ich die meiste Zeit zusammen, und sie war es auch, die im Großen und Ganzen für meine Erziehung zuständig war. Sie war nicht streng, aber sie achtete sehr auf Umgangsformen. »Gerade stehen, Mäusi!«, das sagte sie immer zu mir, wenn ich mal wieder verträumt und mit hängenden Schultern Löcher in die Gegend starrte. Meine Mutter war ein warmer und liebevoller Mensch, aber eigene Bedürfnisse zeigen konnte sie kaum. Während mein Vater häufig Magengeschwüre hatte und hypochondrisch veranlagt war, extrovertiert und keine Hemmungen hatte, mir und meinen beiden Brüdern 
     seine Gefühlslagen zu zeigen, hielt unsere Mutter vor uns eine Fassade aufrecht, das Bild eines unverletzbaren Menschen. Eigene Gefühle hält man vor den Kindern zurück, das war ihre Prämisse. Sie war ein Pflichtmensch, ohne darüber groß zu reden oder gar freudlos zu wirken. Ich kann mich nicht daran erinnern, sie jemals krank erlebt zu haben. Manchmal lief ihr eine Träne die Wange herunter, sie hatte einen schweren Bandscheibenvorfall und ihr Leben lang starke Schmerzen zu erleiden, aber beklagt hat sie sich nie. Das ging gegen ihre Würde. So war ihr Naturell. Und es war sicherlich auch die Haltung einer ganzen Generation, die geprägt war durch die Erlebnisse der Nazizeit.


    Nach den Nürnberger Gesetzen war meine Mutter Halbjüdin. Ihr Vater, Großvater Carl-Ludwig Wolff, war das, was man wohl einen Textiljuden nannte. Er betrieb ein Geschäft für Stoffe und Textilien im mecklenburgischen Lübtheen, und bis zur Machtübernahme der Nazis war es das erste Haus am Platze, wie man damals sagte. Großvater Wolff war sehr jung schon verstorben, Ende der Zwanzigerjahre. Ich selbst habe ihn also nicht kennengelernt. Obwohl es doch ein viel zu früher Tod war, muss man in seinem Fall fast schon sagen, dass es ein Glücksfall war. Denn ihm blieb erspart, was seine Geschwister später durchmachen sollten: das Dritte Reich und seine Folgen. Einer der Brüder beging aus Verzweiflung Suizid, die anderen Geschwister wurden nach Theresienstadt verschleppt und dort umgebracht.


    Meine Mutter hingegen hat es weitestgehend unbeschadet durch die Nazizeit geschafft. Zwar musste sie nach der Machtergreifung 
     1933 selbst erleben, wie Mitschülerinnen plötzlich nicht mehr mit ihr zusammen sein durften. Da war sie vierzehn Jahre alt. Sie bekam mit, wie das Textilgeschäft, das meine Großmutter nach dem Tod ihres Mannes weitergeführt hatte, später als »jüdisches Geschäft« enteignet wurde. Dass mein ältester Bruder 1941 unehelich auf die Welt kam, weil meine Eltern nach geltendem Recht nicht heiraten durften, war natürlich ebenfalls ein Thema für die bürgerliche Familie meines Vaters. Aber dies waren Kleinigkeiten im Vergleich zu dem, was ihren Verwandten widerfuhr.


    Bei uns Zuhause wurde offen und viel darüber gesprochen, daran kann ich mich noch gut erinnern. Die Nazizeit, der Krieg, das waren keine Tabus. Im Gegenteil: Die Zeit des Nationalsozialismus spielte in meiner Kindheit eine große Rolle. Gerade durch meinen Vater, den das alles sehr beschäftigt hatte, weil er – als »Arier« mit einer »Halbjüdin« verheiratet – aus nächster Nähe die Tragödie hatte beobachten können. Meine Mutter allerdings war erst im Älterwerden in der Lage, wirklich offen über diese Zeit zu sprechen. Sie hatte, wie sie meinte, durchaus auch vergnügliche Jahre gehabt unter den Nazis mit Tanz und mit ausgelassenen Festen. Und sie hatte in diesen Jahren verdrängt, was mit ihren Verwandten geschehen war, die später im KZ ihr Leben verloren. Dass sie das damals nicht so gesehen, dass sie vielleicht sogar bewusst davor die Augen verschlossen hatte, aus Unbekümmertheit oder aus schlichter Angst vor der grausamen Realität, das nagte an ihr, und das lastete sie sich persönlich als moralische Verfehlung an. Bis zuletzt.


    Meine Großmutter hatte es da viel unmittelbarer getroffen als meine Mutter. Der frühe Tod des Mannes, die drei Kinder, die meine Großmutter allein großziehen musste, das Textilgeschäft, das sie an die Nazis verlor, und die Demütigungen, die sie als Frau eines Juden, auch wenn mein Großvater schon lange tot war, ertragen musste, das hatte Spuren hinterlassen. Sie war skeptisch geworden. Und doch verlor sie nie ihren Lebensmut. Der Laden wurde ihr 1945 wieder zugesprochen – ein großes Glück. Er wurde ihr Halt, ihr Ein und Alles in einer Zeit, die wenige Lichtblicke bereithielt für die Menschen nach dem Krieg. Mit enormem Fleiß und unerschöpflichem Willen machte sie ihn wieder zu dem, was er schon vor dem Krieg gewesen war: ein florierendes Geschäft. Später, als die DDR entstand, nahm man ihr den Laden ein zweites Mal weg und übertrug ihn in die HO, in die sogenannte staatliche Handelsorganisation. Die einzige Möglichkeit für sie, Geschäftsführerin ihres eigenen Ladens zu bleiben, war es, Mitglied der SED zu werden. So waren die Spielregeln der Deutschen Demokratischen Republik. Meine Großmutter war weder Kommunistin noch teilte sie die Ideologien des Sozialismus, sie interessierte sich generell nicht für Politik. Aber sie wollte ihren Laden kein zweites Mal verlieren müssen, unter keinen Umständen. Und so unterschrieb sie ihre Mitgliedschaft in der SED. Aus der schlichten Notwendigkeit heraus, sich selbst zu retten. Schließlich war es der Laden, den sie von ihrem verstorbenen Ehemann übernommen und für den sie sich so unendlich aufgerieben hatte. Sie wollte in ihrer Heimat bleiben und ist auch dort gestorben. Insofern habe ich großes Verständnis 
     für jene Menschen, die aus taktischen Erwägungen, um sich ihr Leben zu erhalten, damals in die SED eintraten und sich dem System fügten. Entscheidend ist, wie man sich persönlich verhalten hat. Heldentum kann man von niemandem verlangen. Und ich finde es befremdlich und anmaßend, wenn sich heute Menschen darüber mokieren, wie man nur freiwillig in diese Partei eintreten und so dieses Unrechtsregime unterstützen konnte. Meist sind es jene, die nie unter einem solchen System zu leben hatten und daher nur sehr begrenzt in der Lage sind, sich in die Betroffenen einzufühlen.


    



    Einmal im Jahr besuchte Großmutter uns für drei Wochen in Hamburg. Und jedes Mal brachte sie einen Haufen Geschenke mit aus der DDR. Für mich hatte sie immer Spielzeug mit im Gepäck. Aber mehr noch als über das viele Spielzeug freute ich mich eigentlich über Großmutter selbst, denn ihr Besuch war eine große Bereicherung in der Einsamkeit des Naturschutzgebietes. Plötzlich war da ein anderer Mensch, mit dem ich reden und über den ich lachen konnte. Sie erzählte mir viele Geschichten von früher und aus ihrem Fünftausend-Seelen-Dorf in der DDR, aus Lübtheen.


    Überhaupt war sie eine echte Bilderbuchoma. Sie hatte schneeweißes Haar, und ich sehe sie immer noch mit einem hellblauen Pullover mit Schildkrötenkragen und einer Perlenkette darüber, was mich sehr beeindruckte als Kind. Sie war eine Mecklenburgerin durch und durch. Wenn sie kam, dann gab es Matjesfilet mit Speckstippe. Das wünschte sie sich immer, denn das hatten sie drüben nicht. Und ich 
     wettete mit meiner Mutter heimlich, wann der Spruch denn nun wieder kommen würde: Fisch will schwimmen. Sie trank nach dem Essen gerne ein Bier, oder auch mal zwei, und das Startzeichen dafür war dieser Spruch. Sie sprudelte nur so über vor mecklenburgischen Weisheiten. Wenn die Leute ihrem Verständnis nach skurril waren oder irgendwie auffielen in ihrer Kleidung, dann sagte sie leise lächelnd: »Wer’s mag, mag’s mögen.«


    Drei Mal etwa war ich mit meiner Mutter auch »drüben« bei ihr in der DDR gewesen. Für mich als Kind hatte das nichts Abschreckendes. Im Gegenteil. Schon die Ankunft am Bahnhof von Schwanheide war ein Ereignis. Überall an den Wänden klebten Plakate von Walter Ulbricht, Hammer und Zirkel wehten an den Fahnenmasten, und alles war etwas dunkler und geheimnisvoller als bei uns. Durch die alten Lautsprecher klirrte eine blecherne Stimme, die den Ankömmling herzlich willkommen hieß und bedeutungsvoll erklärte, man habe nun die Deutsche Demokratische Republik erreicht. In meinen Kinderohren klang das alles nach einem riesigen Abenteuer.


    Lübtheen selbst roch immer nach dieser typischen Braunkohle, mit der in der DDR bis zuletzt die Öfen befeuert wurden. Meine Großmutter sehe ich noch in ihrem Textilgeschäft stehen, hinter ihren Tresen gelehnt, wie sie dort vom Leben im Dorf erzählte und vom Tratsch der Nachbarn. Mich interessierte das natürlich nicht so sehr, vom Tratsch verstand ich nichts, aber verglichen mit dem Naturschutzgebiet bei uns kam mir das Leben hier in Lübtheen geradezu städtisch vor. 
     Mit einem Nachbarsjungen hatte ich mich angefreundet. Wir spielten zusammen und streiften durch die Gegend. Ich erinnere mich noch, dass ich bei einem Besuch von Zuhause ein paar Murmeln mitgebracht hatte, die so richtig schön aus Glas waren, mit Farben drinnen, die beim Kullern wunderbar changierten. Nachmittags zogen wir dann immer los, bauten uns kleine Erdkuhlen und hielten ganze Wettkämpfe gegeneinander ab. Ich mit meinen schönen Glasmurmeln, er mit DDR-Murmeln aus Ton. Irgendwann bot er mir dann einen Tausch an: zwei Tonmurmeln gegen eine Glasmurmel, was ich für ein großartiges Geschäft hielt. Zunächst war ich also unheimlich stolz darauf, einen so guten Tausch gemacht zu haben. Aber schon nach kurzer Zeit zeigte sich, dass seine Tonmurmeln auseinanderbrachen, wenn sie nur leicht gegen die Wand kullerten. Er hatte mich also angeschissen, aber das nahm ich sportlich und eigentlich war es mir auch egal.


    Ende der Siebzigerjahre starb meine Großmutter, der ich auch meinen Namen Ole zu verdanken habe. »Ole Popp« nannte sie mich liebevoll, was auf Plattdeutsch soviel heißt wie »alte Puppe«. Mir war das nur recht, denn meine anderen Namen, Carl-Friedrich und Arp, waren mir doch eher peinlich, weil sie irgendwie altmodisch klangen und auch etwas zu abgehoben. Mit achtzehn Jahren trug ich Ole offiziell ins Namensregister ein, und seither heiße ich ganz offiziell nun so, meiner Großmutter sei Dank. Die Erinnerungen an meine Großmutter und an diese Zeit sind mir jedenfalls noch heute sehr präsent.


    Meine Großeltern väterlicherseits wiederum kannte ich kaum. Sie lebten in Scharbeutz, einem kleinen Ort an der Ostseeküste, kurz hinter Lübeck. Sie waren schon etwas älter und ich war wohl einfach zu jung als dritter Enkel, um ihre Aufmerksamkeit noch besonders auf mich lenken zu können. Mein großer Bruder ist vierzehn Jahre älter als ich, der andere neun, und ich glaube, dass meine beiden Brüder noch ein innigeres Verhältnis zu den Eltern meines Vaters hatten. Aber Kinder hatten sie generell einfach nicht so sehr auf der Rechnung. Ich weiß noch, dass wir manchmal zu Besuch dorthin fuhren, meine Eltern und ich. Im Wohnzimmer meiner Großeltern stand so eine schwere Offizierstruhe mit einem handgeschmiedeten Schloss und aufwendigen Verzierungen. Es dauerte keine zwei Minuten, und schon war ich auf der Truhe deponiert. Da saß ich dann und durfte zuhören, was die Erwachsenen sich zu erzählen hatten. Ich beobachtete meinen Großvater, eine beeindruckende Erscheinung mit donnernder Stimme, der von meinem Vater sehr bewundert wurde. Während des Krieges war er Generalrichter bei der Wehrmacht gewesen, später dann Rechtsanwalt, und wenn er redete, waren alle anderen ruhig. Als ich schon etwas älter war, schenkte er mir einen Kommentar zum Strafgesetzbuch aus den Fünfzigerjahren. Er hatte mein Interesse für die Juristerei bemerkt und entfachte damit vollends meine Leidenschaft. Ich konnte mich später stundenlang ins Strafgesetzbuch einschmökern und fand es so spannend wie Karl May und Sherlock Holmes. Aber dort oben auf der Truhe war ich noch zu klein dafür, ich langweilte mich in Scharbeutz zu Tode und hoffte immer 
     nur, dass die Besuche schnell wieder vorbei sein würden. Die Offizierstruhe habe ich später geerbt. Sie steht heute in meiner Wohnung im Esszimmer.


    



    Die Beusts waren der aristokratische Teil unserer Familie, und meine Großmutter lebte abseits der Realität in einer Adels-Scheinwelt. Sie war etwas steif in ihrer ganzen Art und pflegte die Attitüden einer Dame aus gutem Hause. Was sie verdrängte, war jedoch, dass die Familie keine Guts- und Herrenhäuser mehr besaß, wie sie das aus ihrer Kindheit kannte, dass also vom großen alten Glanz nicht viel erhalten war. Das lag zum einen an den veränderten Bedingungen; die Zeiten waren andere geworden, und der Adel musste Federn lassen, nachdem der Stand durch die Weimarer Verfassung aufgehoben worden war. Zum anderen aber war es auch mein Großvater selbst, der dazu beitrug, denn er war ein absoluter Lebemann, der gerne trank, sich vergnügte und das Geld der Familie nie zusammenhielt. Bei meinem Vater wirkte sich das später in einer überzogenen Eitelkeit auf äußerliche Dinge aus. Das Geld war knapp in seiner Kindheit, es gab nur selten neue Kleidung und das äußere Erscheinungsbild entsprach kaum den modischen oder aristokratischen Ansprüchen jener Jahre. Das Minderwertigkeitsgefühl, das in meinem Vater dadurch entstanden war, versuchte er später durch einen ausgeprägten Klamottentick zu kompensieren. Unzählige Krawatten, Anzüge und Hemden, die vermutlich für ein ganzes Bataillon gereicht hätten, hingen bei uns in den Kleiderschränken herum. Manchmal machte mein Vater sich auf den Weg zur 
     Arbeit, doch schon vor der Garage hielt er wieder an, kam zurück und zog sich noch einmal um. Abends brachte er dann tütenweise Neueinkäufe mit nach Hause und meine Mutter seufzte jedesmal: »Nun hat er sich schon wieder Klamotten gekauft.« Ich konnte damit nichts anfangen, Mode war mir völlig egal. Bis heute graut es mir davor, in die Stadt zu fahren, um mir neue Sachen besorgen zu müssen. In meiner Amtszeit als Erster Bürgermeister musste ich dann immer schmunzeln, wenn es hieß: Ole von Beust ist der bestangezogene Politiker der Republik. Tatsächlich kaufe ich meine Kleidung immer von der Stange: Größe 50, passt. Viele Hemden hab ich vom Discounter und auch für Schuhe gebe ich wenig aus. Ich bin da anspruchslos, aber vermutlich hat mein damaliger Status den Modekritikern den Blick etwas vernebelt.


    



    Die Begeisterung für den Adel jedenfalls, den meine Großmutter pflegte, war auch auf meinen Vater übergeschlagen. Gern saß er in seiner Freizeit zu Hause im Sessel und las das Deutsche Adelsblatt. Es erschien einmal im Monat und verstand sich als Sprachrohr der »Von- und Zus«. Ich wunderte mich immer, dass sich überhaupt jemand für so langweiliges Zeug interessieren konnte. Zu achtzig Prozent bestand der Inhalt aus Traueranzeigen. Hier war dann nicht zu lesen, dass jemand gestorben war, sondern es hieß nur, dass jemand eingezogen worden sei zur ewigen Armee. Der Rest waren annoncierte Einladungen, in denen die Familien ihre Familientage mitteilten: Vetter Marquardt hält einen Vortrag zum Einzug der Technik auf den Pommerschen Gütern. Eine völlig 
     überdrehte Sache also, und ich fragte mich als Kind schon immer, was das sollte. Mein Vater belustigte sich einerseits daran, empfand andererseits aber auch ein pittoreskes Interesse dafür. Ich hingegen hatte mit dem Adel nichts am Hut und schlug später alle Einladungen zu entsprechenden Veranstaltungen aus. Meine Großmutter galt in unserer Familie schon als etwas tüddelig, wie es bei uns Norddeutschen heißt, was ihren Adelstick noch befeuerte und zu skurrilen Situationen führte. Sie legte gerne Marschmusikplatten auf und defilierte dazu wie Loriot im Wohnzimmer auf und ab. Mich amüsierte das als Kind eher, ich dachte, die spinnt eben ein bisschen. Dass diese Tüddeligkeit aber schon die ersten Anzeichen einer aufkommenden Demenz waren, ahnte ich natürlich nicht. Als ich etwa elf Jahre alt war, starben die Großeltern Beust; mehr als eine entfernte Bewunderung für sie entstand nie.


    



    Solche Besuche bei den Großeltern blieben die Ausnahme. Meist streunte ich allein bei uns in Duvenstedt herum und war mehr mit der Natur zusammen als mit anderen Menschen. Außer zu meiner Mutter und zu einem Nachbarsjungen, auf den ich sehr fixiert war, hatte ich nicht viel Kontakt zu anderen Leuten. Ich lief umher, habe gebastelt oder die Kühe gefüttert. Und das trug durchaus merkwürdige Blüten. »Fang doch mal einen Hasen«, sagte meine Mutter gern zu mir, wenn sie genervt war und wollte, dass ich aus dem Haus gehe. Sie hatte mir erklärt, dass man einen Hasen fängt, indem man ihm Salz auf den Schwanz streut. Und so marschierte ich also mit einem Salzstreuer los und wollte einen Hasen finden, das Salz 
     auf den Schwanz entleeren und ihn meiner Mutter mitbringen. Aber natürlich ließ sich kein Hase davon beeindrucken. Meine Ausbeute war gleich null. Doch ich blieb unermüdlich im Einsatz, bis es meinen Eltern irgendwann zu bunt wurde, denn dass dies nur ein Spruch war, wollte mir überhaupt nicht in den Sinn kommen. Meine Eltern befürchteten also, dass ihr Kleinster schrullig wird, so ganz allein in der Natur. Sie wollten meinen Kontakt zu Gleichaltrigen stärken und beschlossen, mich schon früher als vorgesehen einzuschulen. Ich war für jedes Abenteuer zu haben und hatte nichts dagegen. Dennoch war ich überhaupt nicht unglücklich dort draußen mit der Einsamkeit im Wald. Im Gegenteil waren diese ersten fünf Jahre meines Lebens für mich prägend wie kaum eine andere Zeit. Bis heute empfinde ich mich als großen Individualisten.

  


  
    

    Kindheit II – Oder wie ich politisch wurde


    Mein Vater war Verwaltungsjurist und hat die Juristerei, wenn überhaupt, als notwendiges Übel empfunden. Er verstand sich als Vollblutpolitiker, was wir zu Hause leidvoll zu spüren bekamen. Mindestens jeden Sonntag, manchmal auch schon am Samstag gab es den wöchentlichen Einlauf. Beim gemeinsamen Frühstück las mein Vater für alle die Zeitung vor, mit lauter Stimme ging er jeden Artikel durch und dozierte über die Welt, egal, ob man sich dafür nun interessierte oder nicht. Wir durften brav die Ohren spitzen. Ob die Leute denn nicht wüssten, wie es in der Weimarer Republik zugegangen sei, das waren doch die Totengräber der Demokratie, höre ich ihn noch immer sagen. Er konnte sich enorm echauffieren über einzelne Äußerungen anderer Politiker und Menschen, die er für nicht qualifiziert hielt. Warum macht Adenauer nicht dies, und wie kommt Strauß denn auf so einen Unsinn. Es war meine erste politische Prägung, die hier am Tisch stattfand. Und vermutlich hat mich mein Elternhaus weit mehr beeinflusst als später die CDU.


    Mein Vater war in erster Linie ein Freigeist, und das nehme ich auch für mich in Anspruch. Da wirkte seine Prägung aus dem Adel stark mit hinein: Nimm dich selbst nicht so wichtig und bewundere niemanden; nimm deine Verantwortung wahr und beurteile andere auch nur nach dem, was sie tun, nie nach dem, was sie haben. Für meinen Vater war es deshalb auch eine schmerzhafte und bis zuletzt ungelöste Frage, wie 
     der Adel im Dritten Reich so versagen konnte. Die Weimarer Republik und die ganzen Nazi-Erfahrungen hatten in ihm einen Horror hinterlassen, vor allem die Angst um die Gefährdung der Demokratie war bei meinem Vater sehr ausgeprägt. Wie sollte es auch anders sein: Der Vater meines Vaters war Generalrichter bei der Wehrmacht gewesen, der Vater meiner Mutter war Jude. Meine Mutter sagte gern, halb im Spaß, halb im Ernst: »Dein Vater ist mit der Demokratie verheiratet und nicht mit mir.« Ganz falsch war das sicher nicht.


    



    Obwohl ich zuvor eher ein Eigenbrötler gewesen war, fand ich in der Schule sehr schnell Anschluss. Die ersten vier Jahre besuchte ich noch die Grundschule bei uns in Ohlstedt, ab der fünften Klasse musste ich auf das zwölf Kilometer entfernte Gymnasium nach Volksdorf gehen. Jeden Morgen radelte ich durch die Walddörfer dorthin und mittags wieder zurück. Und wenn ich am Nachmittag Freunde treffen wollte oder Sportkurse hatte, stieg ich erneut aufs Rad und strampelte los. Später als Bürgermeister musste ich immer etwas grinsen, wenn mir empörte Mütter ihr Leid klagten, dass sich der Schulweg ihrer Kinder wegen einer Straßenumleitung nun von achthundert auf tausend Meter verlängert habe.


    Ich war gleich der Hansdampf in allen Gassen. Unser einsames Haus im Wald war plötzlich oft besucht, immer brachte ich irgendwelche Kinder zum Spielen mit nach Hause. Und wenn nicht gerade jemand mit zu mir kam, dann war ich bei irgendwelchen Klassenkameraden eingeladen. Der Grad der Beliebtheit bemaß sich damals daran, wer wie oft auf andere 
     Geburtstage eingeladen war. Und da war ich nicht selten ganz vorn mit dabei. Wobei ich im Nachhinein nicht recht weiß, ob diese Aufmerksamkeit nun tatsächlich mir galt, oder ob es eher daran lag, dass mein Vater als Bezirksbürgermeister eine regionale Größe war und die Eltern zu den Kindern sagten: Lad den mal ein. Als Kind denkt man darüber nicht nach.


    Im Gymnasium wurde ich jedenfalls auf Anhieb Klassensprecher, und ich muss zugeben, dass ich die Aufmerksamkeit der anderen Mitschüler durchaus genoss. Immer mittendrin, unentwegt im Einsatz. Doch die Freude über den Posten währte nicht lange, denn schon nach zwei Monaten wurde ich wieder abgesetzt. Die Aufgabe des Klassensprechers war es, für Ruhe zu sorgen, wenn der Lehrer hereinkam, dass neue Kreide auf dem Pult liegt und die Tafel schön gewischt ist. Aber ich hatte dazu keine Lust, ich war genauso laut wie all die anderen und überhaupt keine ernst zu nehmende Autorität. Doch es war gewissermaßen meine erste politische Erfahrung. Und vielleicht bin ich nachher als Bürgermeister auch deshalb lieber von selbst gegangen, bevor man mich am Ende abgesetzt hätte.


    Ich war ein mittelmäßiger Schüler. In der siebten und achten Klasse machte sich das eine Jahr bemerkbar, das mir den anderen gegenüber als Früheingeschulter fehlte. Ich war kindlicher als meine Mitschüler und hatte den einen oder anderen Durchhänger in Latein und besonders in Mathe.


    Trotz meiner mittelmäßigen Leistungen ging ich gern zur Schule, gerade auf das Walddörfer Gymnasium. Dieses hatte einen starken Fokus auf alles Künstlerische – Musik, Theater und Literatur. Das Markenzeichen dieses Gymnasiums war 
     der Freigeist. Gerne präsentierte es sich als etwas Besonderes, es war vielleicht so etwas wie eine staatliche Waldorfschule, unkonventioneller im Vergleich mit all den anderen Schulen, die es damals in Hamburg gab. Unser Jahrgang gehörte zur ersten reformierten Oberstufe, und zusammen mit einem Gymnasium in den Elbvororten waren wir die Ersten überhaupt, die dieses Modell anwendeten. Die Kurse wurden nicht mehr starr organisiert, sondern jeder Schüler konnte seine eigenen Kurse individuell kombinieren. Wir fühlten uns in einer Pionierfunktion. Und ich übernahm meine erste verantwortungsvolle Aufgabe: Als Stufenrat sollte ich die Gesamtorganisation der Oberstufe mitgestalten; in welchem Raum findet welcher Kurs statt, welche Fächer beinhalten was.


    Das war es, was mir lag. Vor allem aber konnte ich meine eigenen Vorstellungen umsetzen. Dieses Muster trifft man häufig bei Leuten in der Politik an. Viele meiner Kollegen, die später Karriere machten, waren auch Klassensprecher und Schulsprecher, als Jugendwart im Sportverein oder in ähnlichen Funktionen tätig. Das ist schon sehr markant, ein bestimmter Typ Mensch, dem auch ich angehöre. Immer sofort dabei, immer obenauf. Immer in dem Bemühen, seine eigenen Ideen durchzubringen. Und doch ist es bis heute ambivalent für mich. Denn zum einen verspüre ich den Drang, immer mittendrin zu sein, und gleichzeitig trage ich auch ein tiefes Bedürfnis nach Ruhe und Abgeschiedenheit in mir.


    Oft wurde ich gefragt, warum ich mich ausgerechnet der Politik zugewandt habe. Warum ich nie opponiert habe gegen meinen Vater, der mir die Politik so deutlich vorlebte mit 
     seinen Monologen über das Weltgeschehen in seiner meinungsstarken Art. Die Antwort ist schlicht: Ich hatte keinen Anlass dazu. Das mag vielleicht verwundern. Doch mein Vater sprach nie anmaßend über Politik. Er war nie bevormundend, sondern immer reflektiert und offen, ein liberaler Geist. Einer, der auch Gegenstimmen zuließ und zuhören konnte. Dieser Geist ging übrigens von beiden Elternteilen aus. Das ist das eine. Zum anderen hatten meine Brüder diese Freiheiten schon zuvor für sich erkämpft. Sie hatten die Konflikte mit unseren Eltern bereits ausgetragen. Der neun Jahre ältere Bruder war ein 68er, mit allem, was dazugehört. Er lag vor allem mit meinem Vater über Kreuz. Der Älteste wurde noch vor Kriegsende geboren und gehörte insofern zu einer ganz anderen Generation mit ihren eigenen Problemen. Ich hingegen musste mir nichts mehr erkämpfen. Als ich klein war, waren meine Eltern schon recht alt, ich hatte praktisch alle Freiheiten. Und ich hatte ein Mofa. Wenn meine Eltern wussten, wo ich war, dann durfte ich auch spät abends erst nach Hause kommen.


    Für meine Brüder allerdings war die Situation durchaus eine andere. Noch heute erlebe ich an bestimmten Äußerungen, dass gewisse Dinge aus der Jugend in ihnen noch immer gären. Sie machen meinem Vater Vorwürfe, warum er sich so stark in ihr Leben eingemischt hat und wie er sie nur so bevormunden konnte. Mein Vater war ein Choleriker damals, wurde später jedoch wesentlich milder. Wenn er vor mir seine Anfälle bekam und mich anbrüllte, dann brüllte ich zurück, die Türen knallten kurz und heftig, aber wir versöhnten uns 
     auch wieder schnell. Das Gefühl, das meine Brüder vielleicht noch hatten, sich gegen die Eltern auflehnen zu müssen, weil man unter Druck gesetzt wurde, hatte ich jedenfalls nie.


    



    Mit zehn Jahren begann ich, mich konkret für Politik zu interessieren. Was zuvor reine Neugierde war, nahm nun konkrete Züge an. Ich las regelmäßig die Zeitungen, die bei uns Zuhause stapelweise herumlagen. Vor allem hatte es mir eine Serie jener Jahre aus der BILD-Zeitung angetan: »20 Jahre Kriegsende«. Darin ging es um die letzten Kriegstage bis zur Kapitulation der Deutschen 1945.


    Das Dritte Reich wirkte auf mich grausam und beeindruckend zugleich. Von Faszination kann keine Rede sein, aber diese Massenveranstaltungen, die Fahnen und Inszenierungen, die opernreifen Hitlerreden, das alles beeindruckte mich. Demgegenüber stand die grausame Vernichtung der Juden, der Krieg, die Konzentrationslager. Es war wohl eine gewisse Zwiespältigkeit, die mich in ihren Bann zog. Und obwohl zu Hause immer vom Krieg gesprochen wurde und von den Grausamkeiten jener Jahre, so hatte das alles für mich auch etwas sehr Abstraktes. Wenn ich meine Eltern davon reden hörte, dann klang das für meine Begriffe unwahrscheinlich weit weg, und dabei waren gerade erst zwanzig Jahre vergangen. Neben der Zeitungslektüre beeindruckten mich die Romane des ostfriesischen Schriftstellers Hans Hellmut Kirst. Mein Großvater väterlicherseits war mit ihm befreundet und hatte alle seine Bücher bei sich zu Hause in den Regalen stehen. Heute ist Kirst längst vergessen, aber in jenen Jahren war 
     er ein großer Bestseller-Autor. Die Handlungen seiner Geschichten waren eng mit dem Dritten Reich verknüpft und beschäftigten sich kritisch mit der deutschen Vergangenheit. Die Trilogie wurde mit Joachim Fuchsberger in der Hauptrolle verfilmt und war ein großer Erfolg.


    Meine wachsende Begeisterung für die Politik nahm auch komische Züge an. Ich hörte Politikern gerne beim Reden zu, ich mochte, wie sie sich ausdrückten und wie sie ihre Sätze betonten. Das Zuhören lag mir und irgendwann fing ich an, die Politiker zu imitieren. Zuhause führte ich meine Imitationen dann vor der Familie vor und meine Eltern kringelten sich vor Lachen. Bis heute bin ich ein ziemlich guter Stimmen-Imitator. Ich konnte Hitler imitieren, Walter Ulbricht und später dann auch Erich Honecker. Im Laufe der Jahre kamen Helmut Kohl und Edmund Stoiber dazu. Während meiner Amtszeit habe ich gern bei Sitzungen vor Kollegen mal eine Kostprobe dieses Talents gegeben. Manchmal trug das herrlich zur Entkrampfung bei.


    



    Meine Eltern hatten nie das Bestreben, aus mir einen Politiker zu machen. Aber sie unterstützten meine Leidenschaft. Und so bekam ich von ihnen jedes Jahr zu Weihnachten den Weltalmanach von Fischer unter den Tannenbaum gelegt. In diesem Jahreslexikon konnte ich mich stundenlang vergraben. Da las ich dann, welche Staaten wie beschaffen sind, welche wirtschaftliche Entwicklung sie genommen hatten und wo sie politisch stehen. Auch über Deutschland konnte man dort alles nachschlagen. Welche Parteien wie vertreten sind, und wie 
     man diese erreichen kann. Ich entwickelte eine Leidenschaft für Parteien und ihre Strukturen, die bis heute anhält. Vor allem für Kampagnen, für Slogans und generell für politische Kommunikation konnte ich mich sehr begeistern. Ich schrieb also alle deutschen Parteien an, die im Weltalmanach vertreten waren, große wie kleine, und bat darum, mir Wahlplakate zuzuschicken. Begierig wartete ich morgens auf die Postlieferung, und wenn Papprollen dabei waren, dann wusste ich schon: Ich bekomme neue Plakate. Allein der Geruch verhieß für mich pures Glück. Der Geruch nach Druckerschwärze auf dem frischen Papier hatte etwas beinahe Erotisches für mich. Mein gesamtes Kinderzimmer, sämtliche Wände und sogar die Decke waren mit Wahlplakaten gepflastert.


    Spannend fand ich daran vor allem, mit welchen Methoden die Parteien für sich werben. Einmal bekam ich ein Riesenplakat von der Bayernpartei zugeschickt, darauf war ein gemalter bayerischer Löwe auf einem Sockel zu sehen, darüber ein Schriftzug in riesigen Buchstaben. Ich benötigte fast die gesamte Fläche meines Zimmers, um das Ding vollständig auszubreiten. Politische Präferenzen hatte ich keine. Ich sammelte alles, was ich bekommen konnte. Da waren die Rechten ebenso zahlreich vertreten wie die Linken. Von der SPD bis zur CDU, von der DFU, der Deutschen Friedensunion, bis zur ADF, der Aktion Demokratischer Fortschritt. Vor allem die kleineren Parteien freuten sich über mein Interesse und meinten wohl, nun bald ein neues Mitglied mit mir gewonnen zu haben.


    Meine Leidenschaft reichte weit über das reine Sammelerlebnis hinaus. Ich beschäftigte mich auch programmatisch intensiv 
     mit den jeweiligen Parteien. Die »Freie Soziale Union« etwa hatte für mich einen der interessantesten Ansätze parat. Sie waren Anhänger eines Wirtschaftsmodells, in dem es keine Zinsen gibt. Ihr Programm beruhte auf der Theorie des schweizerischen Wirtschaftstheoretikers Silvio Gesell, der die freiwirtschaftliche Bewegung begründet hatte. Ziel dieser Bewegung war es, eine stabile und freiheitliche Marktwirtschaft durch sogenanntes Freigeld zu schaffen. Das Grundübel allen Wirtschaftens war nach Gesells Vorstellung, dass die Leute ihr Geld behielten und dadurch eine künstliche Verknappung befeuerten, die wiederum die Preise anheizt und somit die Zinsen steigen lässt. Und darum müsse man, so Gesell, eine Währung einführen, die die Menschen dazu animiert, ihr Geld auszugeben, anstatt es zu horten. Geld sollte also ein Verfallsdatum haben. Je länger man das Geld bei sich behielt, desto weniger sollte es wert sein. Nach einer Woche würde es um fünf Prozent im Wert sinken, nach zwei Wochen schon um zwölf Prozent. Ein koordinierter Werteverfall.


    Eine Ursache der Weltwirtschaftskrisen sahen die Verfechter jener Theorie darin begründet, dass die Finanzindustrie das Geld als eigenes Produkt versteht und es anlegt, um Zinsen daraus zu schöpfen. Geld hatte sich vom reinen Tauschmittel zum Industrieprodukt mit eigener Wertschöpfungskette entwickelt, was ja auch, wenn man darüber nachdenkt, recht merkwürdig ist. Die Idee also, Geld mit Geld zu verdienen, dem wollten Gesell und die Anhänger der »Freien Sozialen Union« mit einer neuen Finanzpolitik entgegentreten. Mir imponierte das so sehr, dass ich auch ein paar Parteiveranstaltungen 
     der FSU besuchte. Ich war vielleicht vierzehn oder fünfzehn Jahre alt und marschierte eines Tages also hinüber zur Geschäftsstelle an der Feldstraße auf St. Pauli. Doch meist saßen dort nur ältere Männer herum und so recht konnte ich mich nicht anfreunden. Irgendwann wurde es mir dann einfach zu langweilig. Nichtsdestotrotz: Die Plakate in meinem Zimmer und die darauf abgebildeten Politiker waren die Popstars meiner Jugend. Irgendwann wollte ich mein eigenes Plakat haben.


    



    Dass mein Vater in die CDU eintrat, war ein Reflex auf die Nazis und das Dritte Reich. Häufig sagte er, dass er sich auch hätte vorstellen können, Sozialdemokrat zu werden. Inhaltlich konnte er vieles nachvollziehen. Vor allem der soziale Aspekt an der Partei beeindruckte ihn sehr. Doch ihm grauste es vor der politischen Symbolik. Die großen Parteitage und das gemeinsame Singen: »Wenn wir schreiten Seit’ an Seit’«, das war ihm zu miefig und zu kleinkariert. Dafür war er zu bürgerlich erzogen worden.


    Meine Eltern hatten uns eine christliche Erziehung mitgegeben, weil sie dachten, es sei besser für uns Kinder, mit dieser Prägung aufzuwachsen. Jeden Abend wurde mit meiner Mutter gebetet, und wenn sie mal nicht kam, dann gingen wir auch nicht ins Bett. Zu Weihnachten besuchten wir alle die Kirche, aber mehr, weil es zum Fest dazugehörte, als aus christlicher Überzeugung. Meine Eltern waren keine gläubigen Menschen. Sie machten es für uns, für die Erziehung. Und deshalb traten sie später auch aus der Kirche aus. Ich behielt 
     einen christlichen Impetus bei, und meine Eltern machten sich darüber gerne lustig. Noch heute spüre ich eine starke suggestive Kraft, die von der Kirche ausgeht. Wenn ich ein Kreuz sehe, dann löst das etwas in mir aus. Gelegentlich besuche ich einen Gottesdienst oder ich bete. Wenn es mir gut geht, dann bedanke ich mich dafür. Für mich ist es das Gefühl von Grundvertrauen, eine schützende Hand, die über mir ist. Das mag naiv sein. Theologen sagen, das sei die ursprünglichste, also die naivste Form des Glaubens, aber genau so empfinde ich es. Dieses Grundgefühl einer Geborgenheit und einer Dankbarkeit, das habe ich bis heute.


    Aber auch bei mir war es nicht das Christliche, das mich zur CDU trieb. Wie bei meinem Vater war es ein Reflex auf mein Umfeld und auf die damalige Zeit. Was bei meinem Vater die Nazis waren, das wurden für mich die Kommunisten. Der Marxismus war die Ideologie der Stunde, extrem präsent damals. Es war Ende der Sechzigerjahre, Anfang der Siebziger und ich hatte das Gefühl, von Anhängern nur so umzingelt zu sein. Viele Lehrer waren Marxisten, meine Mitschüler ebenfalls, praktisch alle meine Freunde. Nur ich konnte überhaupt nichts anfangen mit dieser Lehre. Ich entwickelte eine regelrechte Antihaltung.


    



    Vor allem schreckte mich das Deterministische am Marxismus ab. Die Befürworter des Marxismus waren immer der Meinung, der Marxismus selbst sei im Kern eine gute Ideologie, nur sei die Anwendung etwas problematisch gewesen. Dieser Meinung war ich nie. Der Marxismus nach Engels ist 
     eine menschenverachtende Ideologie. Laut Friedrich Engels lag die wirkliche Einheit der Welt in ihrer Materialität. Es gibt nach dieser Theorie nichts, was nicht eine konkrete Form der Materie, ein bestimmter Zustand, eine Eigenschaft oder das Produkt der Veränderung oder Entwicklung der Materie ist. Der Materialismus bestimmt demnach alles, was um uns und mit uns passiert. Dieser Grundgedanke wird heruntergebrochen auf die gesamte geschichtliche Entwicklung: Vor der Arbeitsteilung gab es die Sklavengesellschaft, wo die Herren die Produktionsmittel hatten und die Sklaven für sie arbeiten mussten. Dann kam der Wandel in die Feudalgesellschaft, in der das Produktionsmittel die Landwirtschaft war. Daraus entstand später dann die Industriegesellschaft und wiederum daraus der Kapitalismus. Hier setzt für den Marxisten der qualitative Sprung ein und der Übergang zur nächsten Stufe – auf den Kapitalismus folgt zwangsweise der Sozialismus, und der entwickelte Sozialismus mündet schließlich im Kommunismus. Der rote Faden ist also immer das Verhältnis des Menschen zu den Produktionsmitteln. Die Schöpfung und der freie Wille des Menschen haben da keinen Platz. Geschichte aber auf diese Weise zu erklären, das fand ich damals schon unglaublich eindimensional und langweilig, und nicht zuletzt auch sehr vermessen. In der Konsequenz des Leninismus führte das zu folgender Schlussfolgerung: Da es diese naturgegebenen Gesetze gibt, sind diejenigen, die diese Gesetze erkennen und anwenden, auch berechtigt, die Führung zu übernehmen. In der Endkonsequenz heißt das: Die Diktatur wird durch den Marxismus intellektuell begründet. Das fand 
     ich weltanschaulich abschreckend und alles andere als idealistisch, eher furchtbar.


    Dabei war ich stark von Karl Popper beeinflusst. Dessen kleines und kluges Buch Das Elend des Historizismus, eine Kritik am Kommunismus, das durch den Gang der Geschichte zur Prophezeiung geworden war, nahm für mich eine Schlüsselfunktion ein. Es war die marxistische Gesellschaftsordnung, der Dogmatismus, der den Zorn Poppers erregte. Popper, der sich in jungen Jahren kurzzeitig dem Kommunismus zugehörig gefühlt hatte, war durch ein Ereignis aufgeschreckt worden, das sich in Wien im Jahre 1919 zugetragen hatte. Zusammen mit anderen unbewaffneten jungen Sozialisten war er auf die Straße gegangen, um für die Befreiung einiger inhaftierter Kommunisten zu demonstrieren. In der Hörlgasse erschoss die Polizei dabei zwanzig sozialistische und kommunistische Arbeiter und verletzte weitere siebzig schwer, woraufhin die Kommunistische Partei eine soziale Revolution propagierte, um den angeblich unausweichlichen Sieg des Sozialismus herbeizuführen. Die Gewissheit des Sieges gründete sich auf Erkenntnisse des wissenschaftlichen Marxismus, der glaubte, die historische Entwicklung endgültig festgestellt zu haben. Popper wandte sich daraufhin entsetzt ab vom Sozialismus, in dem er nun den Wahn einer Diktatur des Proletariats zu erkennen meinte: »Ich hatte eine gefährliche und gewalttätige Religion unkritisch und dogmatisch akzeptiert.« Ein paar Jahre später schrieb er dieses Buch, das ursprünglich mal drei längere Vorträge gewesen waren, um die methodologischen und politischen Schwächen historizistischer Doktrinen schonungslos 
     aufzudecken. Es war das Werk eines freien und unabhängigen Geistes. Eines Menschen, der sich keinem Dogma verbunden sieht und keiner Bewegung zugehörig fühlt, nur seinem eigenen Gewissen. Noch heute bediene ich mich bei Popper gern mit Zitaten für öffentliche Reden oder stöbere in seinem Werk herum, das auch nach über siebzig Jahren noch erstaunlich aktuell ist, heute aber leider viel zu wenig Beachtung findet.


    



    Mit sechzehn Jahren trat ich der CDU bei. Zum einen hatte mich also der Marxismus in die Partei geführt. Zum anderen aber auch ein Junge auf seinem Fahrrad. Regelmäßig fuhr er an unserer Schule vorbei, und ich bewunderte ihn allein dafür, dass er frei hatte und mit seinem Rad durch die Gegend brausen konnte, während ich in der Schule sitzen und lernen musste. Dieser Junge jedenfalls rief dann immer diesen einen Spruch in die Gegend, während er auf dem Fahrrad seine Runden drehte: »Wähl auch du CDU.« Das war natürlich was für mich – ein politischer Slogan, und der reimte sich auch noch. Obwohl mein Vater seit Jahren schon Mitglied war und immer wieder von der Partei erzählte, hatte ich doch kein festes Bild davon. Aber irgendwie überzeugte mich die antimarxistische Haltung und vielleicht sogar noch mehr der Junge auf dem Rad, sodass ich selbst endlich Mitglied wurde. Ich ging zur Parteizentrale in die Stadt und unterschrieb den Aufnahmeantrag. Als meine Eltern davon erfuhren, waren sie zu meiner Überraschung jedoch überhaupt nicht begeistert davon. Mein Vater war Gründungsmitglied der Hamburger 
     CDU, erster Landesvorsitzender der Jungen Union und später Bezirksbürgermeister in Wandsbek, doch von diesem Schritt hielt er nichts. Er und meine Mutter vertraten die Auffassung, ich sollte mich erst einmal auf die Schule konzentrieren und danach studieren. Und sie waren überzeugt davon, dass mich die Parteiarbeit davon abhalten werde. Mein Vater wusste nur zu gut, welche Reize von der Politik ausgingen. Doch es war bereits zu spät. Verhandlungen darüber waren zwecklos.

  


  
    

    Kindheit III – Oder wie ich erwachsen wurde


    Ich bekam den Hintern nicht hoch. Oder wie man bei uns so schön sagt, ich hatte Blei im Mors. Meine Mutter meinte, das sei mein Mecklenburger Naturell. Wo der Mecklenburger sitzt, da sitzt er eben und bewegt sich nicht gern weg. Mit Veränderungen tue ich mich tatsächlich schwer. Das ist heute so, und so war es auch damals schon. Nur drei Mal bin ich in meinem Leben umgezogen. Das letzte Mal vor zweiundzwanzig Jahren, das erste Mal mit zwanzig, als meine Mutter mich freundlich, aber bestimmt aus dem Elternhaus komplimentierte.


    Denn eigentlich wollte ich nicht ausziehen. Ich fühlte mich wohl zu Hause, dort draußen bei uns im Duvenstedter-Brook. Und ich hing an meinen Eltern. Ich hatte meinen VW-Käfer, ich war unabhängig und schon mit achtzehn viel unterwegs. Nach dem Abitur – und nachdem ich bei der Bundeswehr ausgemustert worden war – hatte ich einen Aushilfsjob bei der CDU-Fraktion im Rathaus, aber ich war auch immer froh, abends wieder nach Hause zu können und meine Ruhe zu haben. Doch meine Eltern kannten diese Neigungen zum Alleinsein und zum verträumten In-den-Tag-leben nur zu gut. Und sie beschlossen, wie schon damals bei meiner Früheinschulung, mich mit sanftem Druck ins wahre Leben zu schubsen: »So, nun reicht es«, sagte meine Mutter eines Tages. »Nun musst du mal raus, Junge!«


    Da stand ich also und musste mich allein organisieren. Weit 
     weg wollte ich nicht sein von Zuhause, aber ganz in der Nähe zu bleiben, das machte irgendwie auch keinen Sinn. Also suchte ich mir etwas in Wandsbek. Das kannte ich, das war mir vertraut durch meinen Vater und durch die Ausflüge mit meiner Mutter, wenn wir zum Einkaufen fuhren. Ich fand eine kleine Wohnung für 230 Mark. Das war zwar viel Geld damals, aber auf eine Wohngemeinschaft hatte ich keine Lust und meine Unabhängigkeit war mir das Geld wert. Und plötzlich wohnte ich mittendrin. Gleich um die Ecke der große Supermarkt, abends konnte ich guten Gewissens auch mal ein Bier trinken, ohne gleich ins Auto steigen zu müssen und zehn Kilometer zu fahren. Man musste mich zu meinem Glück wohl immer auch etwas zwingen. Aber dann fand ich es toll und genoss es.


    



    Ich studierte also Jura. Seitdem ich als Kind das Strafgesetzbuch entdeckt hatte, wollte ich nichts anderes. Ich wollte später als Rechtsanwalt arbeiten, eigene Mandanten haben, im Gericht auftreten und flammende Verteidigungsreden halten. Doch irgendwie lief das Studium nicht so wie gedacht. Oder anders: Es lief nur nebenher. Zu sehr war ich mittlerweile in das politische Tagesgeschäft eingebunden. Ich war schon früh in die Bürgerschaft gewählt worden, mit Anfang zwanzig. Und mit den Diäten konnte ich mir das Studium gut finanzieren. Ich brauchte meinen Eltern nicht auf der Tasche zu liegen, konnte mir die Wohnung und mein eigenes Auto selbst leisten.


    Ich hatte nie den Plan, in die Politik zu gehen, um Berufspolitiker zu werden. Doch Politik ist unheimlich verführerisch. 
     Relativ schnell bekam ich Anerkennung. Plötzlich tauchte ich in Zeitungen auf, wurde zitiert, gab erste Interviews. Und ich hatte bald das Gefühl, tatsächlich etwas mitbestimmen zu können. Ich wurde in den Landesvorstand der Jungen Union gewählt und später dann auch zu ihrem Vorsitzenden. Die Junge Union hatte damals sechstausend Mitglieder, und in dieser Welt war ich plötzlich der König.


    Die Versuchung war also durchaus groß, sich vom Lernen ablenken zu lassen und von den Misserfolgen, die Klausuren hin und wieder mit sich bringen. Die Politik hingegen konnte einem schnell das Gefühl vermitteln, man hätte etwas zu sagen, ohne eine hohe fachliche Qualifikation zu benötigen. Das Studium war längst nicht so befriedigend wie der Pseudoruhm der Politik, und so wurde letzterer schnell verführerisch für mich. Es ist eine faszinierende Welt, die einen da für sich einnimmt, gerade wenn man jung ist. Und einige meiner politischen Kollegen haben ihr Studium deshalb ebenfalls nie zu Ende gebracht. Wenn ich heute aber noch einmal starten könnte, dann würde ich sagen: aus Hamburg weg und auch mal ein Jahr ins Ausland gehen. Denn durch die Politik war ich immer automatisch an Hamburg gebunden.


    



    Doch ich betrieb Politik nicht wegen der Aufmerksamkeit. Für mich stand vor allem Inhaltliches im Vordergrund. Schon in der Schülerunion hatte ich mich darin gut testen können. Neben dem Marxismus beschäftigte mich nämlich die Schulpolitik sehr stark. Ich war gerade mal zwanzig Jahre alt und Vorsitzender der Schülerunion und führte einen groß 
     angelegten Kampf gegen die damals geplante Einführung der Stufenschule in Hamburg. Die SPD hatte das Modell vorgeschlagen und wollte damit Grundschulzentren errichten, Mittelstufenzentren und Oberstufenzentren. Ich sehe es noch wie heute vor mir: »Stoppt die Stufenschule«, so lautete der Schlachtruf unserer Gegenkampagne. Zusammen mit einem Drucker hatte ich Aufkleber grafisch konzipiert und Flugblätter drucken lassen, die wir überall in der Stadt verteilten. Und ich hielt an über dreißig Schulen Vorträge dazu.


    Unerwartete Unterstützung bekamen wir damals von einem wohlhabenden Hamburger Kaufmann. Der war auf uns aufmerksam geworden, und ihm stank es, dass beinahe alle Jugendlichen damals links waren. Er wollte also etwas bewegen und junge konservative Christdemokraten finanziell unterstützen. Dieser Kaufmann finanzierte uns über lange Zeit eine komplette Landesgeschäftsstelle mit Büroräumen, einem Geschäftsführer, einem Bildungsreferenten und einem Drucker, der nur für die Produktion von Flugblättern zuständig war. Darüber hinaus stellte er auch Barmittel zur Verfügung, um Schulsprecherwahlkämpfe finanzieren zu können. Mit richtigen konzeptionellen Wahlkämpfen hatten wir es dann tatsächlich geschafft, irgendwann ein Drittel aller Schulsprecher an Gymnasien durch die Schülerunion in Hamburg zu stellen.


    Die Zeit damals war politisch enorm aufgeladen. Man konnte immer und überall Politik wahrnehmen. Und so änderten sich im Landesvorstand der Jungen Union die Themen. Plötzlich ging es mehr um die Beschäftigung mit linken und 
     rechten Positionen als um schulspezifische Themen. Es war die Zeit der Linksradikalen, die zwar keine Terroristen, aber doch entweder im Kommunistischen Bund unterwegs waren oder in der Roten Garde. Oder es waren Maoisten. Gegen sie organisierte ich mich mit der Jungen Union. Wir veranstalteten Bildungsseminare und hielten Vorträge in den Schulen und Ortsverbänden. Doch unsere Positionen waren nicht gerade beliebt, überzeugen konnten wir nur wenige. Die vielen linken Idealisten schoben uns doch ins Abseits.


    Dennoch verlor ich nie den Spaß an der politischen Arbeit und dem Spielerischen daran. Aber die Arbeit in der Jungen Union wurde doch ernsthafter betrieben als noch kurz zuvor in der Schülerunion. Wir bekamen Kommunikationsexperten an die Seite, die uns zeigten, wie man auf Menschen zugeht. Ich selbst war eher schüchtern und introvertiert. Das direkte Gespräch mit Fremden lag mir nicht besonders. Aber mich interessierte die Technik, wie man Menschen für sich gewinnt. Wir neigten dazu, uns mit den eigenen Leuten hinter die Infostände auf die Straße zu stellen und zu warten, bis jemand uns anspricht. »Zwingt euch rauszugehen«, wurde uns gesagt, »geht auf die Leute zu, verteilt allein eure Flugblätter und nicht immer in der Gruppe.« Das war zunächst ungewohnt und für mich auch nicht leicht. Doch die Erfolge stellten sich schnell ein. Man kam ins Gespräch, ich verlor meine Scham, mich den Menschen direkt zu stellen, und damit wuchs wiederum der Spaß an der Sache. Es waren direkte Erfolgserlebnisse, die man auf der Straße hatte.


    Meine Begeisterung für politische Kommunikation ging 
     schließlich soweit, dass mir in der Jungen Union zur Wahl eines Landesvorstands die Zuständigkeit für die Öffentlichkeitsarbeit übertragen wurde. Ich veröffentlichte einen Leitfaden, wie die Kommunikation zu gestalten sei. Dabei ging es um die Fragen, welchen Kleister man am besten verwendet, wie man Flugblätter gestaltet, welche Matrizen die besten sind oder wie genau man mit den Leuten auf der Straße kommuniziert. Ich fand das unglaublich spannend und dieser Leitfaden wurde quasi mein Gesellenstück.


    Ebenso liebte ich es, vor vielen Menschen Reden zu halten. Ich liebte es zu debattieren. Ich liebte es, mich der Kritik auszusetzen. Und natürlich genoss ich es auch, beklatscht zu werden. Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit fühlte ich mich durchaus wohl. Von meinem Vater hatte ich eine gewisse rhetorische Begabung geerbt, was ich auf eine kleine Übung zurückführe, die er mit mir als Kind gerne machte. Gemeinsam legten wir uns abends dann ins Elternbett, er auf seine Seite, ich auf die meiner Mutter, und mein Vater las mir etwas vor. Er war ein großer Freund der Lyrik, rezitierte selbst am laufenden Band und bei jeder noch so kleinen Gelegenheit. Und er legte Wert darauf, dass auch seine Kinder das beherrschten. So lagen wir also da, im Bett, mit Ringelnatz oder Wilhelm Busch, die erste Zeile las mein Vater mit fester Stimme aus dem Buch laut vor, die zweite Zeile dann nur noch bis zur Hälfte, und ich sollte anschließend das fehlende Stück aus dem Gedächtnis ergänzen. Das hatte nichts Strenges, nichts Zwanghaftes. Wir hatten beide unsere große Freude daran, denn es bedeutete auch eine Art liebevoller Zuwendung. Es 
     war mir also von Kindheit an schon mit auf den Weg gegeben, laut vor anderen zu sprechen und ein Verständnis für die Sprache zu entwickeln. Auf diesem Gebiet fühlte ich mich sicher, und ich wusste, dass ich in öffentlichen Reden glänzen konnte. Ich freute mich über das Lob der anderen, in der Jungen Union machte ich mir dadurch einen gewissen Namen, und ich genoss die Gemeinschaft unter Gleichgesinnten. Wir unternahmen Reisen über mehrere Tage und Ausflüge, die von der Jungen Union organisiert wurden. Ein bisschen Pfadfinderei und Kameraderie. Neben der reinen Debatte war es also sicherlich auch die Gemeinschaft der Partei, die mich anzog.


    



    Doch im Grunde meines Herzens blieb ich immer ein »Einzelkämpfer«. Ich mochte die Gemeinschaft zwar, aber mich schreckte andererseits auch das Gefühl sehr ab, zu sehr von einer Gruppe vereinnahmt werden zu können. Autonomie war mir in jeder Hinsicht wichtig. Weitaus wichtiger noch, als mich einer bestimmten Gruppe loyal zu unterstellen. Bis heute empfinde ich es als Belastung, nicht als eigene Persönlichkeit wahrgenommen zu werden, sondern als Teil einer Masse. Das war auch im Privaten immer so. Auch dort gehe ich schnell wieder auf Distanz, sobald mir die Leute auf die Pelle rücken. Auf Feiern bin ich selten derjenige, der bis zum Schluss noch bleibt. Meistens denke ich, nun ist alles gesagt, nun ist es gut und jetzt bin ich gern auch wieder allein. Beruflich mied ich den Stallgeruch. Gern wurde mir das auch als Überheblichkeit und Arroganz ausgelegt, doch es war einfach 
     nur diese tiefe Sehnsucht nach Ruhe und Abgeschiedenheit. Ein anerzogenes Grundbedürfnis meiner Kindheit nach Distanz.


    



    So habe ich bis zuletzt meine Politik betrieben. Ich habe punktuelle Bündnisse geschmiedet, um bestimmte Dinge zu erreichen, aber ich war keiner wie etwa Helmut Kohl, der die Leute permanent anrief und daraus ein ganzes Netz flocht, das ihn bis ganz nach oben brachte und ihm für sechzehn Jahre auch die Macht als Bundeskanzler sicherte. Trotzdem plante auch ich schon früh meinen Aufstieg sehr strategisch. Mein erstes wirkliches politisches Amt als Mitglied des Landesvorstands der Jungen Union habe ich nur durch ein strategisches Bündnis erreichen können. Der Plan funktionierte folgendermaßen: Ein Freund von mir sollte zunächst Kreisvorsitzender in Wandsbek werden. Um das zu erreichen, mussten wir aber den damaligen Amtsinhaber zuvor abwählen, denn der war es, der einen anderen im Landesvorstand haben wollte. Und das klappte.


    Ein großer Netzwerker wurde ich trotzdem nie. Es blieb bei den punktuellen Allianzen. Das mag vielleicht etwas komisch klingen, aber ich brauchte es auch nicht so wie andere. Weil die Leute mich schlichtweg immer mochten. Aus den eigenen Reihen bei der Jungen Union hörte ich später, dass gegen mich zu jener Zeit zahlreiche Intrigen geschmiedet worden waren. Wie das so ist, sollte auch ich gleich wieder abgesägt werden, sobald ich einen Posten bezogen hatte. Doch alle Versuche scheiterten. Und zwar nicht, weil ich so abgebrüht war 
     und die Intrigen gegen mich sofort durchschaute. Sie scheiterten schlicht an meiner Nettigkeit. Denn ausgerechnet zu denen, die gerade ihre Säge zückten, um sich an meinem Stuhl zu schaffen zu machen, war ich immer besonders nett und freundlich, sodass sie es einfach nicht über das Herz brachten, mir zu schaden.


    Das war keineswegs planmäßig so eingesetzt von mir. Ich bin da ein relativ argloser Mensch. Aber auch darin zeigte sich dieses Urvertrauen aus der Kindheit, dieses: »Mutti zahlt«; eine Grundgeborgenheit von Zuhause, die mich im Alltag trug und mir ein unerschütterliches Vertrauen mit auf den Weg gab. Wenn man so etwas ausstrahlt, dann hat man es vielleicht einfacher.


    



    Trotz aller Distanz zu den Dingen und Menschen habe ich eine typische »Kanalarbeiterkarriere« hinter mir. Ich bin Stufe um Stufe hinaufgeklettert, und das war planmäßig organisiert. Schon bei der Jungen Union war mir sehr bewusst, wen ich kennenlernen musste, um dieses oder jenes zu erreichen. Das habe ich strategisch gesehen und daran sehe ich auch nichts Verwerfliches. Ich war da durchaus sehr machtbewusst. Zwei Ziele hatte ich ins Auge gefasst. Das eine war, Bundeskanzler zu werden. Ein nicht ganz so realistisches Ziel – eher Spinnerei. Aber ich wollte schon ernsthaft Karriere machen in der Politik. Und so hatte ich noch ein zweites Ziel ins Visier genommen: Bürgermeisterkandidat der Hamburger CDU. Es war die Zeit von Walter Leisler Kiep und Hartmut Perschau, die beide Bürgermeisterkandidaten waren in den Achtzigerjahren. 
     Leisler Kiep war 1982 auf über 43 Prozent gekommen, ein unglaubliches Ergebnis für damalige CDU-Verhältnisse. Aber es fand sich kein Koalitionspartner, und so gewann Klaus von Dohnanyi bei den Neuwahlen die absolute Mehrheit. Seit jener Zeit liebäugelte ich mit dem Amt und war entschlossen, eines Tages selbst als Kandidat nominiert zu werden. Bürgermeister: Das ging ja schließlich nicht in Hamburg, da war die SPD, seitdem ich denken konnte. Und ernsthaft glaubte keiner daran, dass sich das irgendwann mal ändern würde. Ein CDU-Bürgermeister, das war völlig illusorisch. Vor jeder Wahl pushte man sich natürlich hoch und wagte ein wenig zu hoffen, aber das waren Blütenträume.


    Ich jedoch war fest entschlossen aufzusteigen. Ich wollte etwas bewegen, ich wollte bestimmen. Und wenn es als Bürgermeister doch nie hinhauen würde, so dachte ich, sollte ich doch wenigstens innerhalb der Partei weiterkommen. Denn in der Politik ist es nicht anders als in anderen sozialen Gruppen, ob nun im Sport, in der Kunst oder in der Wirtschaft: Entscheidend für die eigene Psyche ist nicht unbedingt der objektive Erfolg, sondern die Akzeptanz, das Dazugehören, die Führung der eigenen Gruppe. Und ich war immer lieber der Kopf einer Maus als der Schwanz eines Löwen.
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    »Wir dürfen nicht die politische Freiheit wählen, weil wir uns ein bequemeres Leben versprechen, sondern weil sie selbst einen letzten Wert darstellt, der nicht auf materielle Werte zurückgeführt werden kann.«


    



    Karl Popper


    »Die Philosophie und die Wissenschaft«

    


  
    

    Politikerjahre I – Oder warum ich immer unterschätzt wurde


    Talentiert, aber faul – mit diesem etwas zweifelhaften Ruf musste ich mein ganzes politisches Leben zurande kommen. Obwohl ich sechs Jahre Landesvorsitzender der Jungen Union gewesen war und davor schon Vorsitzender der Schülerunion mit eigentlich sehr guten Ergebnissen, traute man mir innerhalb der CDU nicht das zu, was ein Politiker wohl haben musste, wenn er in diesem Haifischbecken Karriere machen wollte: den nötigen Biss. Man hatte mich als Sunnyboy abgestempelt. Nett und talentiert, aber eben auch ein Hobby-Segler und Leichtmatrose. Solche Vorurteile sind schnell oberflächlich gefällt, und wenn einem ein solcher Stempel erst einmal aufgedrückt ist, dann kriegt man ihn nur schwer wieder weg.


    Schon mein äußeres Erscheinungsbild trug dazu seinen Teil bei. Ich muss nur drei Stunden in die Sonne gehen, um braun zu werden. Andere brauchen dafür drei Wochen. Wenn ich einen Tag an der See bin, erwecke ich den Eindruck von vierzehn Tagen Urlaub. Ich war also immer knallbraun und sah erholt aus und dann noch meine hellblonden Haare dazu, das reichte vielen schon, um mich als Sunnyboy abzustempeln. Und vielleicht liegt es auch daran, dass ich nie wirklich viel »Alphatier-Gehabe« benötigte, um Karriere zu machen. Zwar wusste ich immer, was ich wollte, aber die Leute mochten mich gleich und so brauchte ich meinen Willen nie mit besonderer Kraftanstrengung durchzudrücken. Ich konnte immer mit großen Sympathien rechnen. Mag sein, dass man 
     mehr Power und Dampf und Autorität entwickelt, wenn man sich das alles schwer erkämpfen muss.


    



    Trotz meiner Beliebtheit war ich häufig nur zweite Wahl, und meine politische Laufbahn war sicherlich auch vom Zufall begleitet. Schon in der Jungen Union hatte eigentlich jemand anders den Landesvorsitz übernehmen sollen. Doch der schied aus beruflichen Gründen aus, und so bekam ich das Amt an der Landesspitze. Und dann der Fraktionsvorsitz 1993: Auch dafür war ich gar nicht wirklich vorgesehen. Aber da sich schlicht kein anderer fand, der den Vorsitz übernehmen wollte, nahm man mich. Sozusagen aus Mut der Verzweiflung. Die CDU hatte kurz zuvor nach einem vernichtenden Verfassungsurteil mit 25 Prozent ein katastrophales Wahlergebnis eingefahren. Zehn Prozent hatte die CDU zum Ergebnis von 1991 verloren und keiner wollte in dieser Situation ernsthaft Verantwortung übernehmen. Also wurde gesagt: Wir sind so am Ende, da kann selbst der Ole nichts mehr verschlimmern.


    Mich reizte die Aufgabe. Und ich hatte nichts zu verlieren. Ich stand vor der Wahl, mich entweder intensiv um meine Karriere als Anwalt zu kümmern oder Politik als Fulltimejob zu praktizieren. Nun sah ich also meine Chance. Der erste Parteitag nach der Niederlage wurde meine Bühne. Zwanzig Minuten wollte ich reden. Drei Tage zuvor hatte ich mich zurückgezogen, um mich detailliert darauf vorzubereiten. Teilweise allein, teilweise aber auch mit Freunden schrieb ich am Manuskript herum, änderte Passagen, übte das Reden. Einer dieser Freunde war rhetorisch äußerst bewandert und verpasste 
     dem Ganzen den letzten Schliff. Die Rede war liebevoll und mit großer Hingabe vorbereitet worden und ich wusste, dass sie gut war. Ich war einer der letzten Redner, es war spät am Vormittag, und ich bekam einen riesigen Applaus, der nicht enden wollte. Den Ritterschlag erteilte mir danach Volker Rühe, der öffentlich bekundete: »Wir haben einen neuen Hoffnungsträger!«


    Ich war bis über beide Ohren stolz. Rühe war damals Verteidigungsminister im Kabinett Kohl, und als ich aus dem Amt des Fraktionsvorsitzenden heraus Spitzenkandidat der CDU wurde, da erfuhr ich, dass Kohl gegen meine Kandidatur gewesen war. Er sah mich als ein Jüngelchen und sagte zu einigen: »Was soll das, ihr braucht einen Kaufmann, nehmt jemanden aus der Handelskammer oder einen Reeder. Das passt zu Hamburg, aber doch nicht dieser Sunnyboy.« Doch Helmut Kohl hatte nicht ernsthaft interveniert. Dafür erschien ihm die CDU in Hamburg wohl auch viel zu unbedeutend. Immerhin hatten wir gerade desaströs eine Wahl verloren. Die SPD war als Sieger hervorgegangen und stellte mit Henning Voscherau nun einen starken Bürgermeister.


    Zumindest konnte ich die Parteitagsdelegierten von mir überzeugen, auch gegen die Bedenkenträger, und wurde so Fraktionsvorsitzender. Es war mein Durchbruch. Die nächsten vier Jahre wurden gute Lehrjahre für mich, in denen ich vor allem versuchte, diesen Imageschaden wegzubügeln, der mir anhaftete. Ich war engagiert und sehr präsent. Noch heute erinnere ich mich an mindestens zwanzig Grünkohlessen allein im ersten Jahr und an unzählige plakatierte Veranstaltungen 
     mit dem Motto: »Ole bei uns«. Auch hier floss meine Leidenschaft für die Sprache in die Politik mit ein, denn wir entschieden uns damals schon für einen umgangssprachlichen Ton statt für das allgegenwärtige Politikdeutsch: »Ole vor Ort«.


    



    1997 folgte dann meine erste Wahl als Spitzenkandidat der Union. Henning Voscherau war damals der König von Hamburg, und wir versuchten einen Wahlkampf zu machen, der ganz auf mich zugespitzt war, da man mich in der Öffentlichkeit noch nicht besonders gut kannte. »Ich bin für Ole«, hieß die Kampagne, in der sich Hamburger für mich stark machten.


    Henning Voscherau kannte ich noch aus Kindertagen. Er war häufig bei uns Zuhause gewesen in der Zeit, als er SPD-Fraktionsvorsitzender war und mein Vater noch Bezirksbürgermeister in Wandsbek. Ich war damals zwölf oder dreizehn Jahre alt, und wenn er zu Besuch kam, hörte ich immer interessiert mit zu, was sich die Erwachsenen zu erzählen hatten, bis ich mich irgendwann doch verpieselte. Jedenfalls kokettierte Henning Voscherau später im Wahlkampf gern damit, indem er sagte: »Den kleinen Ole kannte ich schon, als er noch kurze Hosen anhatte.« Das entsprach zwar der Wahrheit, aber wahrscheinlich machte er das nur, um zu demonstrieren, dass ich ein Leichtgewicht sei und man mich nicht so ernst nehmen solle.


    Ich selbst hielt ihn immer für einen hervorragenden Repräsentanten. Er sprach ein ausgezeichnetes Englisch und 
     hatte einen sehr gewandten Umgang. Und er war ein strategischer Kopf, was sich etwa in seiner Idee zum Bau der Hafencity zeigte. Auf der anderen Seite war er extrovertiert und selbstverliebt. Er hatte diese affektierte Art zu sprechen, die ich nie mochte. Ich hielt ihn nicht für einen schlechten Bürgermeister, aber meine persönliche Sympathie hielt sich in Grenzen. Er erwähnte gern, dass sein Vater ein berühmter Volksschauspieler gewesen war, und teilweise hat er die Rolle des Bürgermeisters, oder wie er meinte, dass ein Hamburger Bürgermeister eben zu sein hätte, wohl auch selbst gespielt.


    Voscherau beging bei diesem Wahlkampf 1997 jedenfalls einen Kunstfehler. Er hatte seine Kandidatur mit seinem Rücktritt verknüpft, sollte die SPD unter der Vierzig-Prozent-Marke landen. Sie erhielt 37 Prozent, die CDU 30, womit ich 5 Prozent zum Ergebnis von 1993 zulegen konnte. Und Voscherau musste abtreten. Anschließend war er wohl etwas beleidigt – und ich fürchte, dass er es bis heute ist –, weil ihn die SPD nicht auf Knien bat zu bleiben. Er hatte sich selbst als unersetzlich empfunden, dabei aber unterschätzt, dass man auch in der SPD seine etwas affektierte Art mittlerweile nicht mehr schätzte.


    Dann kam Ortwin Runde und mit ihm auch meine Chance. Kurz nachdem Voscherau abgetreten war, wurde eine Meinungsumfrage gemacht: »Wenn Sie direkt wählen könnten, wer sollte Bürgermeister werden?« Die Umfrage fiel in die Zeit der Koalitionsverhandlungen zwischen den Grünen und der SPD, und wenn ich mich recht entsinne, lag ich vorne. Runde kannte kaum jemand, ich war im Wahlkampf sehr präsent 
     gewesen und mir schmeichelte das enorm. Ich hatte schon im Wahlkampf Blut geleckt und dachte mir nun: »Verflucht noch mal, irgendwie muss es doch eine Chance geben.« Trotzdem war mir klar, dass wir als CDU in Hamburg die Wahlen kaum gewinnen konnten.


    In den nächsten vier Jahren unter Ortwin Runde kam das Thema Innere Sicherheit stark auf. Obwohl Hamburg als Hauptstadt des Verbrechens galt, legte Runde kein besonderes Augenmerk darauf. Ein von Jugendlichen spektakulär verübter Mordfall an einem Kioskbesitzer bestimmte das Medienbild. Die offene Drogenszene in Hamburg explodierte förmlich. An lauen Sommerabenden tummelten sich Hunderte Junkies am Hauptbahnhof; bis in die Lange Reihe hinein wandelten sie umher. Runde hatte Hartmut Wrocklage zum Senator für Inneres ernannt, den wir damals aus der Opposition heraus massiv attackierten. Wrocklage selbst war ein sehr angenehmer Mann, außerordentlich gebildet und als Kultursenator wäre er vermutlich eine gute Wahl gewesen. Doch als Innensenator war er schwach und ohne nötige Durchsetzungskraft. Das Thema lag ihm nicht. Er hatte einfach keinen Zugang dazu und versuchte die Probleme zu verharmlosen, was aber zu noch größerem Aufschrei führte. 2001 spitzte sich das Thema dann massiv zu, der Druck auf Wrocklage war so immens, dass dieser – nach eigenen Worten vor allem aufgrund harscher Medienkritik – letztlich zurück-und Olaf Scholz an seine Stelle trat. Doch für die SPD kam dieser Schritt zu spät.

  


  
    

    Politikerjahre II – Oder warum ich mit Ronald Schill koalierte


    Eine andere Partei hatte sich des Themas Innere Sicherheit angenommen und verbuchte immensen Zuspruch: die »Partei Rechtsstaatlicher Offensive«. Ronald Schill hatte diese Partei im Jahr 2000 gegründet, zusammen mit einigen Hamburger Bürgern, langgedienten CDU-Mitgliedern, einigen SPD-Leuten und ehemaligen Aktiven der STATT-Partei. Schill selbst war zuvor als »Richter Gnadenlos« in den Boulevardmedien bekannt geworden. Seine harten Urteile spalteten die Öffentlichkeit, und Schill, damals noch Amtsrichter in Hamburg, profilierte sich als eitler Selbstdarsteller. Seine Forderungen nach härteren Bestrafungen für Wiederholungstäter fielen in Hamburg zu jener Zeit auf fruchtbaren Boden. Kurz: Er bot der Presse genügend Stoff, um ihn als Person interessant zu finden.


    Anfang der Neunziger hatte ich Ronald Schill bereits kennengelernt. Mit anderen Anwälten betrieb ich damals eine Bürogemeinschaft und Schill arbeitete aushilfsweise für einen der Kollegen. Wir sahen uns eigentlich jeden Tag, etwa ein halbes Jahr lang. Er war ein charmanter und lustiger Geselle, ein bisschen leichtlebig, aber nicht unsympathisch. Er war ein gutaussehender Mann mit Schlag bei den Frauen. Wir haben uns in dieser Zeit persönlich kennengelernt, saßen auf dem gleichen Flur und unterhielten uns oft. Ich bemerkte damals, dass ihm Gesetz und Ordnung am Herzen lagen. Er war kein Spießer und hatte auch keinerlei Ressentiments gegen Ausländer. 
     Er kam mir sogar ziemlich liberal vor. Aber was Recht und Ordnung anging, da war er schon damals »auf Zinne«.


    Nachdem er die Anwaltskanzlei verlassen hatte, verlor sich unser Kontakt. Ich nahm Schill erst wieder wahr, als er in den Medien als Richter auftauchte und seine Forderungen nach einem härteren Durchgreifen der Rechtsprechung postulierte. Als er dann seine Partei gründete und sich das Thema Innere Sicherheit und stärkeres Durchgreifen auf die Fahnen schrieb und die Bürgerschaftswahl vor der Tür stand, da beschlossen wir in der CDU: Alle Härte gegen Schill! Wir sahen die Gefahr, dass er uns mit seiner Partei am konservativen Rand überrennen könnte, da seine Schwerpunkte ins Mark der CDU gingen. Bis dahin hatte es rechts von der CDU nur Nazis gegeben, die DVU und Co. Nun aber gab es eine rechte Partei, in der keine Nazis waren, und wir wussten, dass das für die CDU sehr gefährlich werden konnte. Zunächst hielten wir also hart dagegen und versuchten Schill als Rechtspopulisten zu klassifizieren. Doch schnell merkte ich, dass wir damit kaum Erfolg haben würden.


    Die Medien schrieben zwar kritisch über Ronald Schill, aber ich spürte, dass sie ihn ausgerechnet dadurch erst nach oben spülten. In der Presse fand er mehr und mehr statt, und bald zog er auch überregionale Aufmerksamkeit auf sich. Die Medien portraitierten ihn, machten ihn bekannt. Plötzlich trat er im Fernsehen auf und war ein gefragter Interviewpartner. Auf Veranstaltungen hatte er Zulauf von teilweise Hunderten von Leuten. Für die CDU stellte er eine existentielle Gefahr dar. Sein Zuspruch würde bei der anstehenden Wahl 
     ganz klar zu unseren Lasten gehen. Ich wusste also, dass wir nur eine Möglichkeit hatten, dranzukommen; wir mussten auf Sieg setzen. Hamburg war seit über vierzig Jahren eine sozialdemokratische Stadt. Und die CDU, das war schnell klar, würde unter diesen Voraussetzungen keine Chance haben, stärkste Kraft zu werden. Da ich zum einen wusste, dass Schills demagogische Art viele Leute in meiner Partei geradezu anwiderte, und andererseits bemerkt hatte, dass aus strategischer Sicht weiteres »Salonfähigmachen« seiner Person zulasten der CDU führen würde, traf ich eine einsame Entscheidung.


    Drei Monate vor der Wahl erklärte ich, dass ich bereit wäre, mit Schill zu koalieren, sollten wir dadurch die SPD ablösen können und den Bürgermeister stellen. »Du bist ja verrückt geworden, damit machst du diesen Rechtsradikalen stark und schwächst die CDU!« Die parteiinternen Reaktionen waren heftig. Doch ich blieb sachlich: »Lieber ein starker Schill und wir schwächer, dafür aber in der Regierung, als eine starke CDU, und es reicht am Ende doch wieder nicht.« Es war ein Vabanquespiel. Und reine Intuition. Relativ spontan hatte ich mich von unserer bisherigen Linie verabschiedet und den Kurs geändert. Ich war überzeugt, dass unsere Chance nur darin bestand, auf Sieg zu setzen und Schill mit ins Boot zu nehmen. Meine Partei musste es schlucken, sie hatte keine Option. Und ich musste es vor der Wahl machen. Denn hätte ich Schill bis zuletzt als gefährlichen Rechtspopulisten diffamiert, wäre aber nach der Wahl eine Koalition mit ihm eingegangen, dann wäre die Hölle ausgebrochen. Frau Ypsilanti hat es Jahre später 
     so gemacht, indem sie die Linken kritisiert und versprochen hatte, sie lasse sich von ihnen nicht wählen. Hinterher machte sie die Kehrtwende und scheiterte grandios. Ich wusste um die Gefahr und ging das Risiko dieser Einzelentscheidung ein. Setzte alles auf eine Karte. Und das hätte auch gründlich schief gehen können. Angenommen Rot-Grün hätte eine Mehrheit bekommen, weil die FDP nicht über die Fünf-Prozent-Hürde gekommen wäre – man hätte in mir den einzigen Schuldigen ausgemacht, völlig zu Recht, denn ich hatte Schill ja mit stark gemacht. Politisch wäre ich am Ende gewesen.


    Natürlich hatte auch ich meine Bedenken mit diesem Schwenk. Ich ahnte, dass das eine ziemliche Gratwanderung war. Schill hatte einen zweifelhaften Ruf und seine Partei polarisierte extrem. Vieles passte mir auch nicht, was dort gesagt wurde. Doch die harsche Kritik fand ich größtenteils ebenfalls unsinnig. Es gab innerhalb der Partei viele Glücksritter, Übergelaufene aus den Reihen der CDU. Sicherlich waren auch Populisten darunter, vielleicht auch einige Spießbürger – und bestimmt war so manch einer von denen auch rechts. Aber Nazis waren es sicher keine. Und es erschien mir die einzige Chance, jemals an die Regierung zu kommen. Ich wollte Bürgermeister werden, und ich wollte, dass die CDU in Hamburg endlich mal wieder mitmischt. Immerhin gehört es auch zu einer demokratischen Kultur, nach einer solch langen Vorherrschaft einen Wechsel hinzukriegen. Es war ein Spiel mit dem Feuer, für Schill, für mich. Aber ohne mit dem Feuer zu spielen, gewinnt man nun einmal sehr selten. Das Risiko war es mir wert.


    Der Wahlabend selbst war eine einzige Tortur. Die Hochrechnungen gingen immer hin und her. Mal war die FDP drin, dann wieder nicht. Und nur mit der FDP würden wir auch den Bürgermeister stellen können. Ansonsten wäre als einzige Option nur die große Koalition geblieben. Natürlich wäre ich auch unter der SPD als kleiner Koalitionspartner in die Regierung gegangen, dann als Zweiter Bürgermeister, und das wäre ja auch schon ein Schritt nach vorne gewesen. Aber ich fand eine große Koalition immer freudlos. Und auch der Ärger in der SPD über meine bisherige »Schilloption« hätte das schwierig gemacht. Ich war mir sehr sicher, dass uns die SPD am langen Arm hätte verhungern lassen. Die SPD war in Hamburg gesetzt, der gesamte öffentliche Dienst und die öffentlichen Unternehmen bestanden zu achtzig Prozent aus Sozialdemokraten. Man wäre also immer der kleine Partner gewesen in der Rolle des Unerfahrenen gegen einen riesigen Apparat. Das war nichts für mich.


    Das Witzige war: Es war mein zweiter Wahlabend als Spitzenkandidat und meine dritte Wahl, in der man mich gar nicht so recht auf dem Zettel hatte. 1993 kam die STATT-Partei ins Parlament und die CDU spielte keine Rolle. 1997 hatten sich alle auf den Rücktritt Henning Voscheraus konzentriert; auch da spielte ich also nur eine Nebenrolle. Und nun, 2001, waren alle Blicke auf Ronald Schill gerichtet. In der Wahrnehmung war ich nie der Erste, sondern bestenfalls der Zweite, doch das kränkte mich nicht. Ich war von jeher eher unterschätzt worden und daran gewöhnt. Unterm Strich aber war jedes dieser Ereignisse wieder ein neuer Baustein zum nächsten Erfolg.


    Das Wahlzentrum befand sich im CCH, im Kongresszentrum in der Innenstadt, und die Stimmung war extrem geladen. Gegen 20 Uhr stand das Ergebnis fest. Wir hatten massiv Stimmen verloren und doch gewonnen. Wir wussten, wir konnten gemeinsam mit der Schill-Partei und der FDP eine Regierung bilden. Vierundvierzig Jahre SPD-Hochburg waren eingenommen, und ich war fest entschlossen, auch die Koalitionsverhandlungen zum Erfolg zu führen.


    
      

      Regierungsbildung mit Schill


      Es gab in den Verhandlungen selten Dinge, bei denen es tatsächlich ums Eingemachte ging. Es ging nie um das Ob, sondern immer nur um das Wie. Wie kann die FDP gesichtswahrend eine liberale Note wahren, während Schill auf der anderen Seite seine Positionen, die er auch im Wahlkampf angekündigt hatte, wenigstens zum Teil durchbringen konnte?


      Von Schills Partei kannte ich einige wenige. Den späteren Bausenator Mario Mettbach, der zuvor bei der CDU in Wandsbek gewesen war. Norbert Frühauf, den ehemaligen Kreisvorsitzenden der Jungen Union, der unter Schill dann Fraktionsvorsitzender wurde. Und natürlich Schill selbst. Die FDP war mir da schon vertrauter. Seit vielen Jahren arbeitete man in der Opposition zusammen und wusste in etwa, wen man wie einzuschätzen hatte. Bei Schill waren die meisten Quereinsteiger und unbekannte Gesichter in der Hamburger 
       Politik. Trotzdem ging ich mit einem guten Gefühl in die Koalitionsverhandlungen. Denn in einer solchen Situation hat man nur zwei Möglichkeiten: Entweder man meint, die anderen wollen einen betrügen, und man versucht nun alles, um sich nach hinten und vorne abzusichern. Oder man hat ein Grundvertrauen, dass der Partner das gleiche Ziel hat wie man selbst, und hofft, dass man sich bei möglichen Unstimmigkeiten in den Gesprächen schon irgendwie zusammenraufen wird. Letzteres lag mir mehr, es entsprach eher meinem Naturell.


      Wir brachten also die Koalitionsverhandlungen anständig über die Bühne. Die FDP hatte sich in ihren Positionen zu ihrer Zufriedenheit mit einbringen können und die CDU hatte tatsächlich ihren ersten Bürgermeister seit Jahrzehnten in der Hansestadt. Ronald Schill wurde mein Stellvertreter und konnte als Innensenator das Ressort belegen, das er auch inhaltlich angestrebt hatte.


      



      Ich ging in dieser Zeit immer davon aus, dass man Schill und seine Leute schon in den Griff bekommen würde. Die CDU hatte 26 Prozent der Wählerstimmen erhalten, die FDP war bei 5,1 Prozent gelandet. Mit 19,4 Prozent stellte Schill zwar eine ordentliche Kraft dar, ich hoffte aber, dass man sie einigermaßen trimmen könnte. Denn auch Schill selbst war sich ja im Klaren darüber, dass dieser Erfolg eine Momentaufnahme war und schnell wieder vorbei sein konnte. Ich gebe zu, auch meine Freude über das Amt und die Wut der SPD, nach vierundvierzig Jahren aus dem Rathaus vertrieben zu 
       werden, befriedigten mich mehr, als dass ich mir Sorgen um Schill machte.

    


    
      

      Amtsantritt im Rathaus


      Zunächst wurde der Eid verlesen, dann gab ich die Beteuerungsformel ab: »Ich gelobe, dass ich ...« Danach brach ein Blitzlichtgewitter los, wie ich es zuvor noch nicht erlebt hatte. Seit vielen Jahren hatte ich auf diesen Moment hingearbeitet, als Abgeordneter, als Oppositionsführer. Ich hatte die Koalitionsverhandlungen mit gutem Ergebnis hinter mich gebracht, obwohl die Dreier-Konstellation alles andere als stabil war. Und nun stand ich also da, meine rechte Hand zum Schwur erhoben, und dachte: Verflucht noch mal, hoffentlich knicken dir nicht die Knie weg. In diesem Moment wurde mir erst wirklich bewusst, dass ich nun Bürgermeister der Hansestadt Hamburg war. Meine Beine waren weich wie Gummi und ich sah schon die Schlagzeile groß vor mir: Bürgermeister bricht beim Amtseid zusammen. Doch zum Glück überstand ich die Zeremonie ohne Zwischenfälle.


      



      Bei der Vereidigung waren mein Vater und auch meine beiden Brüder anwesend. Meine Mutter war leider schon einige Jahre zuvor gestorben. Wirklich genießen konnte ich den Tag nicht, es war ein Gefühl wie im Schleudergang. Am späten Nachmittag, als der ganze Rummel vorbei war, fuhr ich nach Hause, legte mich aufs Sofa und döste erst einmal ein wenig. 
       In solchen Momenten, wenn ich unter Druck bin oder auch wenn ich mich krank fühle, kann ich gut alleine sein. Abends rief dann aber doch noch eine Freundin an, wir schlürften bei mir noch ein Glas Sekt und sie lenkte mich etwas ab vom ganzen Trubel des Tages.


      Am nächsten Morgen stand ich um sieben Uhr auf und ging ins Büro. Es war ein merkwürdiges Gefühl, das Bürgermeisterbüro nun als Amtsinhaber zu betreten. Ich setzte mich an meinen neuen Schreibtisch, vor mir ein bunter Strauß Blumen, und ich rief zunächst Maria Jepsen an, die damalige Bischöfin der Stadt. Zur Amtseinführung hatte sie mir einen Engel geschenkt, und es war meine innere Überzeugung, als erste Amtshandlung mit ihr zu sprechen. Vom Schreibtisch aus ließen sich gut die Menschen beobachten, die über den Rathausplatz eilten und sich in alle Richtungen verloren. Irgendwie witzig, dachte ich, als ich da nun saß, jetzt regierst du also! Als Kind hatte ich immer so ein Bild im Kopf von einem König, gewickelt in einen Purpurmantel mit Hermelin, Reichszepter in der Hand, Krone auf dem Kopf. Obwohl ich als Kind natürlich keine Vorstellung davon hatte, was das sein sollte, dieses Regieren, und was so ein König überhaupt macht, fand ich den Gedanken daran toll. Und nun saß ich also selber hier, amüsiert über die Situation, die mir noch ziemlich absurd vorkam, und fragte mich, was ich nun eigentlich machen soll. Als Fraktionsvorsitzender wusste ich: Es gibt eine Tagesordnung, es werden die und die Themen besprochen. Aber wie sah das in der Regierung aus, was kommt da eigentlich auf mich zu? Ich hatte keine Ahnung! 
       Aber Deutschland hat zum Glück einen gut funktionierenden Beamtenapparat, der einem das schnell beibringt. Auch ganz formale Dinge wie das Abzeichnen von Unterlagen. In alter Gewohnheit hatte ich irgendeinen Stift gegriffen und mein Kürzel drunter gesetzt. Aber der Bürgermeister und die Senatoren müssen mit grüner Farbe abzeichnen, Staatsräte mit Rot, und so weiter, damit schon an der Farbe und der Schrift erkannt werden kann, wer den Vorgang auf dem Tisch gehabt hat. Die Formalitäten lernte ich also schnell. An jenem ersten Tag jedoch bin ich relativ früh nach Hause gegangen.


      



      Ich freute mich natürlich, die Wahl gewonnen zu haben, aber die Statussymbole, die mit dem neuen Amt einhergingen, haben mich nie interessiert. Ich fand es spannend, etwas Neues zu machen, eine neue Aufgabe auszufüllen, mich in das Regieren zu stürzen. Ich hatte Lust an der Arbeit. Schill hatte möglicherweise andere Schwerpunkte. Er war stolz darauf, das zu sein, was er jetzt war – Innensenator und Zweiter Bürgermeister der Hansestadt. Ihm war der Status nicht unwichtig. Er fand den eigenen Dienstwagen mit Fahrer sicher toll, ebenso den glanzvollen Titel. Ab und zu sagte er zu mir sinngemäß: »Du musst ja wahnsinnig stolz sein, so lange in der Opposition, und nun hast du das Rathaus unter dir und dieses Dienstzimmer.« Ich merkte, wie ihn das alles sehr erfüllte, auch wenn er kein Hasardeur war.


      Allerdings war er wohl auch nicht der Fleißigste. Ich hätte mich nicht gewundert, wenn er erst gegen elf Uhr in sein Büro gekommen und gegen fünfzehn Uhr schon wieder verschwunden 
       wäre. Doch er hatte einen hervorragenden Staatsrat, der das Laufende erledigte. Insofern war es fast unschädlich, wenn er selbst nicht anwesend war. Und manchmal war es vielleicht auch besser so.


      Es gab viele sehr nette und anständige Leute in seiner Partei. Die meisten in der Fraktion wollten verantwortungsvoll mitregieren und ihrem Amt gerecht werden. Sie waren stolz darauf, Senatoren zu sein, Staatsräte oder Abgeordnete, und versuchten daraus das Beste zu machen. Die haben sich selbst durchaus in die Pflicht genommen.

    


    
      

      Ronald Schill – Die tickende Zeitbombe


      Wir hatten einen engen Draht innerhalb der Regierung und sprachen sehr früh schon sehr offen darüber, wie man Schill Korsettstangen verpassen könnte. Vor allem nach seinem Aussetzer im Bundestag nicht einmal ein Jahr nach der gewonnenen Wahl. Dort sorgte Schill erstmals für einen bundesweiten Eklat. Es ging dabei um die Flutkatastrophe in Ostdeutschland und um die notwendigen Hilfen, die man den Menschen vor Ort zukommen lassen sollte. In seiner Rede kritisierte Schill die mangelnde Bereitschaft der deutschen Politik, im Vergleich zu anderen Ländern für Katastrophen zu wenig finanzielle Mittel aufzubringen. Dafür würde aber zu viel für Zuwanderer investiert. Die Sache spitzte sich weiter zu, als Anke Fuchs, die Bundestagsvizepräsidentin, Schill das Mikrofon abstellte, weil dieser die Redezeit überschritten 
       hatte und auch nach mehrmaliger Aufforderung nicht zum Ende gekommen war. Nachdem man ihm dann doch noch ein Schlusswort zugestand, ging Schill nicht weiter auf das Thema ein, sondern beschwerte sich seinerseits nun über das Vorgehen des Bundestagspräsidiums. Als ihm daraufhin nun endgültig das Mikro abgedreht wurde, kündigte er wutentbrannt eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht an.


      Es war unfassbar peinlich. Schill hatte sich in seiner Wortwahl völlig vergriffen und bekam dabei diesen starren Blick, den ich auch schon aus anderen Situationen von ihm kannte. Ich musste mich öffentlich erklären und versuchte, die Sache herunterzuspielen. Ich bestellte ihn zu mir ein und wir vereinbarten, dass jeder Auftritt im Bundestag künftig genauestens im Senat abzusprechen sei, wie eine Rede detailliert aussehen soll und welche Zielsetzung sie hat. Damit, so mein Eindruck, war er einverstanden. Er neigte wohl dazu, vorzupreschen, wenn er sich gereizt fühlte und in die Ecke gedrängt sah. Er, so hatte es jedenfalls den Anschein, verlor dann die Kontrolle, konnte aber mit einigem Abstand stets klar reflektieren und sich eigene Fehler eingestehen.


      Ich glaube nicht, dass Schill ein Choleriker im klassischen Sinn war. Choleriker werden laut und hinterher entschuldigen sie sich vielleicht. Schill hatte in diesem Fall schlicht das Gefühl für die Wirklichkeit verloren. Auch seine eigenen Leute waren peinlich berührt von seinem Auftritt. Sie hatten ihn zwar auch schon öfter in Fahrt erlebt, aber das war nun doch etwas anderes gewesen. Eine neue Dimension.


      Nach diesem Auftritt im Bundestag wusste ich: Noch einmal 
       überlebt die Koalition so etwas nicht. Ich war genervt und angespannt, hoffte aber trotzdem, Schill irgendwie kontrollieren zu können. Einige wenige in der eigenen Fraktion versuchten, ihn immer mal wieder aufzuhetzen, ihn bei der Ehre zu packen und ihm einzuimpfen, er müsse bei diesem oder jenem Thema ruhig mal kräftiger auf den Tisch hauen und klare Kante zeigen. Aber die meisten waren aus meiner Sicht vernünftige Leute, die Erfolg wollten und die ihn schnell auch wieder runterkühlen konnten. Ich selbst sah es ganz nüchtern. Nach kleineren und größeren Ausrastern war er eigentlich immer einsichtig und es wäre zu einfach gewesen, Schill als dauerhaftes Risiko darzustellen, als tickende Zeitbombe. Er hatte ab und zu diese Macken, aber er war nicht in Dauerekstase. Hin und wieder hatte ich das Gefühl, dass er gleich explodieren könnte, aber letztlich passierte doch nichts und er kriegte sich selbst wieder ein.


      Doch nach dem Bundestagseklat gab es die ersten lauteren Stimmen, Schill vor die Tür zu setzen. Ich selbst war damals überzeugt davon, dass das seine eigene Partei nicht mitmachen würde. Außerdem hielt ich es auch für Unsinn, jemanden wegen eines einzigen Fehltritts und nach so kurzer Zeit schon zu entlassen.


      Gleichwohl war es ärgerlich, weil über der ganzen Schill-Debatte die eigentliche politische Arbeit ins Hintertreffen geriet. Bis heute bin ich der Überzeugung, dass wir in der Sache viel vorzuweisen hatten: Das Konzept der wachsenden Stadt entstand, die Haushaltssanierung ging voran, die öffentliche Drogenszene war zumindest weniger sichtbar und belästigend, 
       es herrschte so etwas wie Aufbruchstimmung. Und auch diejenigen, die bis heute das Bündnis mit Schill kritisieren, vermögen – unabhängig von der Kritik an seinem persönlichen Verhalten – nicht zu begründen, warum es inhaltlich schlecht gelaufen sein soll.

    

    


  
    

    Politikerjahre III – Oder ein Ende mit Schrecken


    Vielleicht hatte ich mir Schill selbst auch nur schöngeredet. Vielleicht, weil ich ihn schon aus früheren Tagen kannte und meinte, ich könne ihn einschätzen. Vielleicht aber auch, weil ich in beruflichen Dingen eine Hornhaut auf der Seele habe. Im Privaten bin ich recht verletzlich, was Freundschaften angeht oder auch Gefühle. Im beruflichen Bereich hingegen geht mir Zwischenmenschliches emotional kaum nah. Und möglicherweise habe ich die nahenden Gefahren dadurch unterschätzt.


    Es passierte nach den großen Ferien im Sommer 2003. Bereits während meines damaligen Segelurlaubs hatte sich eine Situation um den Staatsrat Ronald Schills zugespitzt. Ein Mann, den ich persönlich sehr schätzte, ein erfolgreicher Rechtsanwalt, der von der SPD damals zur Schill-Partei gestoßen war. Ein intelligenter Mann und schlauer Jurist, der für Schill praktisch die Innenbehörde aus der zweiten Reihe heraus leitete. Um ihn kriselte es nun: Walter Wellinghausen hatte nach seiner Berufung zum Staatsrat Honorare von einer Radiologiepraxis erhalten und bekam zusätzlich Honorarzahlungen als Vorstand einer Briefkastenfirma. Wellinghausen bestritt die Vorwürfe und erläuterte, bei den Geldzahlungen, die von der Klinik im Jahre 2002 geflossen seien, handele es sich um Honorare aus dem Jahr 2001. Die Sache war öffentlich geworden und schlug nun hohe Wellen. Ich bekam während meines Urlaubs den Stand regelmäßig durchgegeben. Zu 
     Beginn dachte ich noch, mit einem Schuldeingeständnis und einer Entschuldigung könnte man aus der Sache heil herauskommen. Doch die Angelegenheit wuchs zu einem regelrechten Sturm heran, zumal ich zu Beginn meiner Amtszeit einen anderen Staatsrat wegen weitaus harmloseren Vorwürfen, die sich meiner Erinnerung nach dann nicht einmal bestätigten, entlassen hatte.


    Nach meiner Rückkehr aus dem Urlaub war gleich am ersten Arbeitstag klar, ich müsste Schills Vertrauten in den einstweiligen Ruhestand versetzen. Ich bat Schill also zu mir ins Büro. Ich war überzeugt, dass er gerade als Law-and-Order-Mann extrem vorbildlich auftreten müsse, und wollte mit ihm darüber sprechen. Es war vormittags gegen halb zehn, als Schill eintrat. Wir sprachen kurz über den Urlaub, aber dann kam er von sich aus schnell zur Sache und mir damit zuvor. »Ich höre, du willst Wellinghausen entlassen?« Wir duzten uns, waren zwar nicht befreundet, aber vor Jahren hatten wir mal Brüderschaft getrunken. Ich bestätigte ihm also meine Absicht, Wellinghausen abzusetzen. »Das kannst du nicht«, erwiderte er daraufhin. »Wieso?«, fragte ich. »Rechtlich bin ich dazu befugt, und ich werde es auch tun. Und denk mal darüber nach, ob das nicht auch für dich so besser ist.« Wellinghausen sei eine Belastung. »Nein, ohne Wellinghausen geht das nicht. Der ist eine wichtige Stütze. Und außerdem kannst du das nicht.« Schill war auf Angriff getrimmt, sein Ton herausfordernd. »Warum soll ich das deiner Meinung nach nicht können?«, wollte ich wissen. Schill zurück: »Weil du einen Liebhaber zum Senator gemacht hast.« Ich war baff: 
     »Wen meinst du jetzt? Ich weiß nicht, wovon du redest!« Darauf Schill: »Du weißt genau, wen ich meine. Roger Kusch. Er ist dein Freund. Ich weiß es aus sicherer Quelle. Du hast mit ihm eine sexuelle Beziehung und du hast ihn zum Justizsenator gemacht.« Einen Moment lang herrschte Stille. Dann setzte Schill wieder an: »Wenn du Wellinghausen entlässt, dann bist du geliefert. Dann bist du dein Amt los.« Ich war fassungslos und fragte noch mal nach, was genau er damit meine. »Wenn das mit Wellinghausen passiert«, so Schill, »dann werde ich heute der Öffentlichkeit mitteilen, was ich aus sicherer Quelle weiß: dass du nämlich deinen Freund und Liebhaber zum Senator gemacht hast und dein Amt für persönliche sexuelle Beziehungen und Neigungen missbraucht hast. Kusch lebt in deiner Wohnung und dafür habe ich Zeugen.« Ich fragte ihn, ob er mich erpressen wolle. »Heute Abend, Primetime!«, fügte Schill noch mit drohender Geste hinzu. Es war also klar: Er wollte mich, unjuristisch gesagt, erpressen. Ich sagte ihm, dass der Vorwurf Unsinn sei und absurd, und dass ich mich von niemandem erpressen lasse. Schließlich wurde ich laut: »Raus, verlass sofort das Büro. Ich will dich nie wieder hier sehen. Das war’s!« Schill zog wutentbrannt aus dem Zimmer, blaffte noch einmal: »Heute Abend: Primetime!«, und stürmte aus meinen Diensträumen. Meine Sekretärin stand völlig blass da. Sie hatte das Geschrei natürlich mitbekommen und war sichtlich irritiert.


    Zehn Minuten hatte der Spuk gedauert, nun war schnelles Handeln gefragt. Immerhin hatte er gedroht, seine absurden Unterstellungen unverzüglich an die Öffentlichkeit zu bringen. 
     Und ich zweifelte keine Sekunde daran, dass er damit Ernst machen würde. Mir war intuitiv klar, dass ich noch vor ihm mit der Sache raus musste. Der, der zuerst draußen ist, der bringt den anderen in die Defensive und ist damit im Vorteil.


    Rausschmiss aus dem Zimmer reichte also nicht. Nach dieser Geschichte musste sofort die Entlassung als Senator folgen. Ich rief bei Roger Kusch an, schließlich war er eine der darin verwickelten Personen. Kusch zeigte sich entsetzt und sagte, das sei ja das Allerletzte. Ich solle natürlich tun, was ich für richtig halte. Danach sagte ich noch dem Fraktionsvorsitzenden der CDU Bescheid und auch Rudolf Lange von der FDP, der mich zunächst noch »abzukühlen« versuchte: »Überleg’ es dir noch mal! Muss das denn sein?« Aber als ich ihm den Vorfall detailliert schilderte, gab er mir Recht. Es musste sein, es führte kein Weg dran vorbei. Ich erkundigte mich also zunächst, wie man einen Senator überhaupt entlässt, wie das technisch vor sich geht. So etwas hatte ich ja bisher nicht machen müssen. Es musste dem Senator und dem Staatsrat eine Entlassungsurkunde übergeben werden. Anschließend »machte ich die Schotten dicht« und formulierte die Erklärung für die Pressekonferenz, die ich für den Mittag angesetzt hatte. Mir war bewusst, dass ich in diesem Moment hoch pokerte. Erstens gab es keine Zeugen für den Vorfall. Ich musste also darauf vertrauen, dass man mir glaubt, sollte Schill alles bestreiten. Insgeheim hoffte ich natürlich darauf, dass er alles zugeben würde, immerhin meinte er ja, die besseren Karten in der Hand zu halten. Zweitens konnte seine Entlassung das jähe Ende der Koalition und meiner Regierungszeit bedeuten. 
     Doch für mich war es eine Frage der zukünftigen eigenen Autorität. Und es war eine Frage der Ehre: Man darf sich niemals erpressen lassen.


    



    Als ich den Raum 151 zur Pressekonferenz im Rathaus betrat, saß Schill schon vor den versammelten Journalisten und wartete. Ich hatte vorher gehört, dass er da sein würde, aber das konnte und wollte ich auch nicht verhindern.


    Er sah »verboten« aus. Sein Gesicht war gerötet und auf der Oberlippe war ihm genau an diesem Tag eine Herpesbeule gewachsen. Die taz nannte es später das »Hitler-Herpes«, weil es genau in der Mitte saß und im Halbschatten gewisse Assoziationen hervorrufen konnte. So hockte er also da, die Arme auf dem Schoß verschränkt, eine schwarze Krawatte mit Schmetterlingen drauf, und schaute finster drein. Ich setzte mich vor die wartenden Journalisten, kramte meine Zettel hervor und verkündete, dass ich soeben Walter Wellinghausen als Staatsrat entlassen hatte. Schon da war das Geraune groß und alle Blicke gingen zu Schill. Ich fuhr dann damit fort, dass auch Schill von mir entlassen worden sei, weil er versucht habe, mich zu erpressen. Ich gab das Gespräch mit Schill wieder. Dann brach die Hölle los.


    Ich stand auf und verließ den Raum, ohne weitere Fragen zuzulassen. Meinerseits war alles gesagt, was sollte man da noch groß reden?


    Nachdem ich dann weggegangen war, setzte sich Schill auf meinen Platz und sagte, dass er nun seinerseits auch eine Erklärung abgeben werde. Dann erzählte er seine Geschichte 
     und – man kann es nicht anders sagen – redete sich um Kopf und Kragen. Er habe Zeugen, die eindeutige Geräusche aus meiner Wohnung am Hansaplatz gehört hätten. Und es folgten wirre Erläuterungen, in denen er mich im Liebesrausch darstellte. Letztlich gab er noch seine Erpressung unumwunden zu. Hätte sich Schill auf der Pressekonferenz als Opfer dargestellt und behauptet, dass das alles gar nicht stimme, dann wäre es schon komplizierter verlaufen. Hätte Schill steif und fest behauptet, ich sei durchgedreht und würde diesen angeblichen Vorfall nur als Vorwand nehmen, um die Koalition vorzeitig aufzukündigen – wer weiß, wer mir dann noch geglaubt hätte. Es wäre sicherlich brenzlig geworden. So aber waren die Leute völlig geschockt.


    Das Beeindruckende für mich war, zu beobachten, wie sich plötzlich auch seine eigenen Leute von ihm abwandten und mir das größere Vertrauen entgegenbrachten. Schill war endgültig die Kontrolle über sich und über die Situation entglitten. Natürlich fragte ich mich in diesem Moment, ob ich vielleicht doch hätte vermeiden können, dass es soweit kommt. Vor allem, nachdem ein enger Vertrauter Schills später zu mir kam und erzählte, dass Ronald Schill während der Pressekonferenz seine Waffe mit dabei gehabt hatte. Er selbst, so der Kollege, hätte während dieser halben Stunde große Angst gehabt, dass dieser die Waffe zückt. Natürlich wusste ich, dass Schill einen Waffenschein besaß, das hatte schließlich groß in der Presse gestanden. Aber ich war immer davon ausgegangen, dass er seinen Revolver im Nachtschrank deponierte und nicht mit sich herumschleppt. Allein die Vorstellung, dass 
     Schill mit einer scharfen Waffe neben mir saß, mit allen damit verbundenen Gefahren, war – gelinde gesagt – wie eine Szene aus einem schlechten Western-Film.


    Als einige Monate später noch Paparazzi-Fotos von Ronald Schill in Brasilien auftauchten, mit äußerst sparsam bekleideten Frauen im Arm und auf einem youtube-Video vermutlich Kokain schnupfend, da dämmerte mir so manches. Mit Kokain kenne ich mich zwar nicht aus, aber ich erinnerte mich an die Anfänge, als wir noch in den Koalitionsverhandlungen steckten und Ronald Schill jede Stunde auf die Toilette rannte. Wir wunderten uns damals alle, was der dort wohl so oft macht. Aber wir schmunzelten eher darüber. Mit Kokain hatten wir das überhaupt nicht in Verbindung gebracht. Wir meinten, dass er unter seiner schusssicheren Weste vielleicht schwitzt, und er müsse diese von Zeit zu Zeit mal ausziehen und sich durchlüften. Auch später hatte es ja die Vorwürfe gegen ihn gegeben, er habe Kokain geschnupft, und so war er dann zur Haarprobe nach München geflogen. Bewiesen werden konnten die Vorwürfe damals nicht. Aber im Nachhinein macht man sich so seine Gedanken.


    
      

      Mein unfreiwilliges Outing


      Der Eklat mit Schill und die öffentliche Pressekonferenz wurden gleichzeitig mein Outing als Homosexueller. Ich selbst wollte nie ein solches Outing, wollte nie über private Details meines Lebens öffentlich sprechen. Das fiel mir schon immer schwer. Ich war der Ansicht, dass etwas so Privates, 
       etwas so Persönliches wie die eigene Sexualität einfach nicht an die Öffentlichkeit gehört.


      Dass Klaus Wowereit damals zum Amtsantritt seinen berühmt gewordenen Satz sagte: »Ich bin schwul, und das ist auch gut so«, war durchaus schwierig für mich. Alle in meiner Partei wussten davon, auch den Journalisten und den meisten Leuten aus der Opposition war klar, dass ich schwul bin. Es war also ein offenes Geheimnis. Aber ich hatte schlicht und ergreifend keine Lust, geoutet zu werden, weil ich die Konsequenzen für mich nicht abschätzen konnte. Und ich wollte nicht wie Klaus Wowereit werden, der nach seinem Bekenntnis zunächst für alle nur noch der Schwule Bürgermeister war und eben nicht mehr der Bürgermeister Berlins. Im übrigen halte ich Homosexualität für nicht so wirklich spannend, sondern für normal. Normales braucht man nicht zu outen – das war meine Devise.


      Dies um so mehr, als ich mein Schwulsein auch nie versteckt habe. Glücklicherweise gehörte ich zu jenem Jahrgang, der nicht mehr betroffen war vom Paragraphen 175, der die Homosexualität unter Strafe stellte. 1969 kam es zu einer ersten Reform, 1973 zu einer zweiten, und seither wurden nur sexuelle Handlungen mit Jugendlichen unter achtzehn Jahren (heute unter sechzehn Jahren) juristisch verfolgt. Für mich und meine Freunde war das kein Thema mehr. Ich begann schon in der Pubertät, meine Sexualität auszuleben. Ich spürte damals ganz deutlich, dass ich mich für Jungs interessierte. Auf Klassenfahrten und in der Schule machte ich meine ersten Erfahrungen. Und am Kiosk besorgte ich mir 
       Szene-Zeitschriften, um zu schauen, was es so gibt. Anfangs schlich ich noch um einschlägige Lokale herum und traute mich nicht recht rein. Aber schon nach kurzer Zeit verlor ich die Schüchternheit und verkehrte dort häufig. Das alles war aber ziemlich unspektakulär. Die Atmosphäre war weder frivol noch geheimnisvoll, sondern fast bürgerlich, manchmal sogar spießig.


      



      Mein Privatleben habe ich jedoch immer von meinem Parteileben getrennt. Obwohl ich mich nie damit versteckt hatte, trennte ich die Freundeskreise. Es gab die Parteifreunde aus der CDU, und es gab die Freunde aus dem Jurastudium. In der Partei ahnte man damals wohl, dass ich schwul bin, direkt gefragt hat mich allerdings nie jemand. Und von mir aus habe ich auch nichts erzählt.


      Meine Eltern waren auch in dieser Hinsicht zum Glück sehr liberal. Neben der großzügigen Grundeinstellung mag es mit daran gelegen haben, dass sie in den Dreißigerjahren einen homosexuellen Freund hatten, der sich das Leben nahm. Das führte auf der einen Seite zu einer großen Offenheit im Umgang mit diesem Thema und zu einer Abscheu gegen jegliche Diskriminierung. Gleichzeitig machte sich meine Mutter durch diese Erfahrung im Freundeskreis Sorgen, dass man es als Homosexueller im Leben schwerer haben würde.


      Durch einen Zufall erfuhr meine Mutter relativ früh von meiner Orientierung. Sie hatte einen für einen Freund bestimmten Brief von mir entdeckt und ihn heimlich gelesen. Ich war damals sehr verliebt in ihn und hatte ihm darin meine 
       Liebe gestanden. Sie sprach mich darauf also eines Tages an. Das Ganze fand sie moralisch völlig unerheblich, doch sie machte sich Sorgen um mögliche Ächtungen und um die Einsamkeit, die ein Leben ohne eigene Familie bringen würde.


      Meinem Vater hingegen hatte sie zunächst von alledem nichts erzählt. Er sprach mich von sich aus direkt darauf an, als meine Mutter einmal ihre Schwester in den USA besuchte und wir allein zu Hause waren. Ich hatte mir ohnehin immer vorgenommen, von mir aus wenig über meine Veranlagung zu sprechen, wenn ich aber gefragt würde, wollte ich die Wahrheit sagen. Und so gab ich es unumwunden zu. Mein Vater sagte dann kurz, dass ihm das schon lange klar gewesen sei und dass ich mir keine Gedanken machen müsse, ihm sei das nämlich vollkommen egal. Die Natur sei eben so. Ob mein Vater nur mir gegenüber so lässig und unkompliziert damit umgegangen ist, sich insgeheim aber doch mehr Gedanken darum machte, weiß ich nicht. Aus Andeutungen meiner Mutter ahne ich, dass er besorgter war, als er es mir gegenüber geäußert hatte.


      Später, als ich Fraktionsvorsitzender werden sollte, hat mein Vater noch einmal mit mir über meine Homosexualität gesprochen. Er sagte zu mir, ich dürfe nie bestreiten, wer oder was ich sei. Ich müsse es von mir aus zwar nicht sagen, aber sollte ich darauf angesprochen werden, dürfte ich nicht lügen. Das war generell sein Credo: Eine Lüge in der Kleinigkeit ist schlimmer als der größte Fehler. Er hatte ein Lieblingsbuch, das hieß »Macht und Recht«, und es handelte von einem Präsidenten, der sich nach einer anfänglich kleinen Lüge immer 
       tiefer in einem Lügennetz verfing und so letztlich durch eine Lappalie scheiterte. Mein Vater war kein Moralapostel, es ging ihm dabei auch nicht um Moral. Er zeigte mir damit nur, wie es kommen kann, wenn man sich einmal auf dieses Glatteis begibt. Das habe ich mir sehr zu Herzen genommen.


      Obwohl ich selbst wegen meiner Homosexualität nie in Schwierigkeiten geriet, zeigten mir einige Erlebnisse doch sehr deutlich, dass dieses Thema längst noch nicht seine Brisanz verloren hatte. Da gab es zum Beispiel diesen Anruf. Irgendwann in den Neunzigern. Ich war gerade Abgeordneter der CDU in Hamburg geworden, als mich dieses anonyme Telefonat erreichte. Eine Stimme ließ verlauten, dass ich in einem gewissen Lokal gesehen worden sei und dass man nun wohl eine Publikation in Erwägung ziehe. Nur das, nichts weiter. Keine direkte Erpressung, nur diese Mitteilung. Mir fuhr es damals kurz durch die Glieder. Aber andererseits hatte ich auch nichts Gesetzeswidriges getan. Was also sollten sie schon schreiben? Zwei, drei Tage hatte ich damit zu kämpfen, machte mir Sorgen. Ich fühlte mich irgendwie belauert, doch es kam nichts weiter und ich vergaß es auch wieder.


      Als ich dann Spitzenkandidat werden sollte, machten Gerüchte und »gut gemeinte« Andeutungen die Runde: Die Zeitung XY hätte ein Dossier über mich und man warte nur auf einen Anlass, diese angeblich pikanten Informationen zu veröffentlichen. In der Partei wurde besprochen, ob dies für die CDU ein Problem darstellen könne. Doch davon spürte ich nie etwas, und es verebbte irgendwann sang- und klanglos wieder. Mir gegenüber waren alle immer sehr nett und verständnisvoll. 
       Was geredet wurde, wenn ich nicht dabei war, das weiß ich natürlich nicht.


      Es gab freilich ziemlich skurrile Gerüchte. Davon dann unendlich viele. Gerade, wenn man ein Spitzenamt bekleidet, muss man nun einmal damit rechnen. So sprach mein Vater mich eines Tages darauf an, dass ihm aus sicherer Quelle gesteckt worden sei, ich wäre in der Öffentlichkeit in Frauenkleidern gesehen worden. Angeblich habe mich die Polizei aufgegriffen und hätte wohl auch meine Personalien aufgenommen. Aber da ich in der CDU ein bedeutendes Amt bekleidete, sei die Sache nicht weiter problematisiert worden. Das war zwar alles dummes Zeug, mein Vater aber ließ sich kaum davon abbringen, dem etwas Wahres abgewinnen zu wollen. Schließlich hätte er es doch aus ganz sicherer Quelle erfahren, irgendetwas müsse also dran sein. Und ich versuchte ihm klarzumachen, dass die sicherste Quelle doch immer noch ich selbst sei.


      Ein bisschen ist es mit diesen Geschichten wie in dem berühmten Bild von A. Paul Weber: Das Gerücht. Zunächst fängt es ganz klein an, und langsam wächst es zu etwas Gewaltigem heran. Je mehr die Menschen es weitertratschen, desto glaubhafter erscheint es und umso überwältigender wird es. Ich habe später so unendlich viele Dinge über mich und andere Kollegen gehört – der Einfallsreichtum, die Bösartigkeit und Klatschsucht kennen da kaum Grenzen. Am besten ist es doch, man versucht diesen Unsinn gar nicht erst an sich herankommen zu lassen. Doch selbst wenn alles Unsinn ist, muss man irgendwann anfangen zu dementieren, und dann 
       steckt man eigentlich schon in der Falle. Denn ist die eine Sache gerade erledigt, kommt auch schon das nächste Gerücht auf. Und sagt man dann nichts, heißt es gleich, diesmal müsse aber nun wohl wirklich etwas dran sein, sonst hätte man es ja wie zuvor auch schon dementiert. Der widerliche und denunziatorische Spruch »Wo Rauch ist, da ist auch Feuer«, der feiert immer gerade, wenn man etwas bekannter wird, fröhliche Einstände.

    


    
      

      Ende vom Anfang


      Ich habe in meinem Leben immer viel Zuspruch und Loyalität erfahren. Und ich war froh darüber, dass mir viele auch während und nach der Affäre Schill so anständig zur Seite gestanden sind. Es hätte auch heißen können: Oh Gott, oh Gott, jetzt lassen wir dich fallen. Denn es war ja eine durchaus riskante Situation. Nicht nur für uns als Partei, sondern für alle Regierungsbeteiligten. Auch die FDP hat sich im höchsten Maße anständig verhalten und mich gestützt, obwohl sie wohl die größte Leidtragende des Ganzen war.


      Meinem Vater gefiel das alles gut. Er fand es richtig, dass man nicht um jeden Preis an der Macht hängt. Und so war es für ihn auch eine Frage der Ehre, dass ich mich nicht habe erpressen lassen. Um so stolzer war er, dass die Zeitungen nach dem Knall voll des Lobes waren für mich. Und auch die Menschen in Hamburg schienen hinter mir zu stehen. Schill war weg, ich war der Drachentöter, der Spuk war vorbei. In dieser 
       Stimmung schwebte ich damals. Es war gigantisch, das muss ich mir ehrlich zugestehen. Und in dieser Euphorie dachte ich tatsächlich, dass man die Koalition vielleicht noch retten könnte. Schließlich hatte man auch eine Verantwortung den eigenen Leuten gegenüber und seinen Koalitionspartnern. Nur die Opposition, die SPD und die Grünen, kochten vor Wut. Sie verstanden nicht, wie ich Schill zu dem machen konnte, was er war, dass ich ihm dann gewissermaßen den Todesstoß verpasste und dafür schließlich bejubelt wurde.


      Mario Mettbach ersetzte Ronald Schill als Zweiten Bürgermeister, Dirk Nockemann wurde Innensenator, und so lief es zunächst fort.


      Die Schill-Partei begann, sich selbst zu zerlegen. Die Partei zerstritt sich mehr und mehr und drohte schließlich auseinanderzubrechen. Eine Krisensitzung jagte die nächste. Die Zusammenarbeit im Senat war davon zunächst unberührt, das zunehmende Image der Schill-Partei als Chaostruppe zog aber die gesamte Koalition im öffentlichen Ansehen stark in Mitleidenschaft. Zudem wurde jede Parlamentsabstimmung zu einem Risiko. Die »Schillfraktion« stand nicht mehr einheitlich beisammen und war bei Abstimmungen unkalkulierbar geworden.


      Es wurde immer deutlicher, dass ich den Moment des Triumphs, den Rausschmiss Schills, nicht unendlich in die Länge ziehen konnte. So setzte ich Neuwahlen an. Wieder einmal ohne große Absprache, eher aus der intuitiven Entscheidung heraus, dass ein noch längeres Warten meine persönliche Glaubwürdigkeit und die der CDU gefährden würde. Einige Führungspersönlichkeiten 
       in der Union waren überhaupt nicht begeistert davon. Es gebe eine alte politische Weisheit, und die besage nun einmal: Wenn man die Macht einmal innehat, gibt man sie freiwillig nie auf. Doch in diesem Punkt waren wir völlig unterschiedlicher Auffassung, und so traf ich die Entscheidung wieder einmal einsam: Neuwahlen, und zwar sofort.


      



      Ich werde immer wieder gefragt, was das Schlimmste für mich war in dieser Zeit, zwischen dem Rausschmiss Schills und den Neuwahlen im Februar. Die meisten denken, dass das unfreiwillige Outing sicherlich dazugehört oder die menschliche Enttäuschung über Ronald Schill. Niederlagen und Enttäuschungen aber gehören zum Politikerleben dazu. Das wusste ich immer und das ging mir nie besonders nahe. Es war etwas anderes, das mir in dieser Zeit schwer zusetzte und das ich völlig unterschätzt hatte: die Medien.


      Nach der Euphorie um den Rausschmiss Schills begannen bestimmte Blätter Ermittlungen aufzunehmen, ob ich vielleicht doch gelogen hätte in der »Causa Kusch«. Über Monate wurde mein Privatleben auf den Kopf gestellt. Allen voran der SPIEGEL. Unter dem Vorwand, der Wahrheit auf den Grund gehen zu wollen und einen politischen Eklat aufzudecken, begannen SPIEGEL-Mitarbeiter mir nachzuspionieren. Ich bekam Anrufe von Handwerkern, die sagten, da sei jemand vom SPIEGEL und der wolle wissen, wie meine Wohnung am Hansaplatz, die ich an Kusch vermietet hatte, denn eingerichtet sei und ob dort Dinge gesichtet worden seien, die auf bestimmte Sexualpraktiken schließen ließen. Das waren Maurer oder Klempner, die 
       völlig fassungslos waren und mich darüber informieren wollten. Und ich bekam Anrufe von Leuten auf dem Kiez, dass dort ebenfalls Rechercheure vom SPIEGEL unterwegs gewesen seien und nach mir gefragt hätten, ob ich dort mit Roger Kusch in auffälliger Weise gewesen sei. Das Absurdeste war die Geschichte um eine »Bar mit Hotel« auf der Reeperbahn. »Haralds Hotel« hieß das Ding. Ein halbes Jahr etwa war dieses Etablissement von der Polizei observiert worden, weil man dort eine Förderung der Prostitution vermutete. Es gab eine Kameraüberwachung und man hatte anscheinend einige Promileute dort ein- und ausgehen sehen. Als die Polizei genügend Material beisammen hatte, wurde der Wirt polizeilich vernommen. Dabei nannte er etliche Namen prominenter Personen, die wohl seine Gäste gewesen waren, um sich damit eine bessere Reputation zu verschaffen. Auch ich soll angeblich genannt worden sein, obwohl ich dort nie gewesen bin. Nach der Vernehmung sollte der Wirt das Protokoll unterschreiben, doch er weigerte sich! Wahrscheinlich hatte er gemerkt, dass er seine Aussagen ziemlich überzogen hatte. Die Polizei fertigte daraufhin ein Gedächtnisprotokoll der vernehmenden Beamten an, das die vom Wirt genannten Namen, obwohl er nicht unterschrieben hatte, dennoch enthielt. Dieses Protokoll gelangte in die Akten und von dort aus direkt zu einigen Journalisten.


      SPIEGEL-TV brachte daraufhin einen eher schmierigen Beitrag über das Etablissement mit dem Unterton: Hier soll auch der Bürgermeister Stammgast gewesen sein, er wolle sich zu solch privaten Dingen jedoch nicht äußern. In solchen Situationen fällt es schwer, die Gelassenheit zu wahren. Ich 
       habe nichts gegen investigativen Journalismus, aber viel gegen Bösartigkeit. Zumal man sich kaum wehren kann in einer solchen Situation.


      Gleichzeitig platzierte auch der SPIEGEL eine Titelgeschichte zu Sex, Lügen und Politik. Im Innenteil schrieben die Reporter dann vom »Rosa Rathaus«, in dem nun angeblich »Sodom und Gomorrha« ausgebrochen sei. Die Geschichte selbst war ziemlich banal. Interessante Details gab es nicht. Aber der SPIEGEL wollte Auflage machen. Es war ja auch ein guter Aufhänger, und so wurde unter dem Deckmäntelchen der Aufklärung das Schmuddel-Interesse bedient. In dieser Zeit mochte ich kaum noch weggehen. Das Gefühl, im privaten Bereich auf solche Weise durchleuchtet zu werden, verbunden mit der Wehrlosigkeit, die ich empfand – das war keine schöne Zeit. Diese Erfahrung war viel schlimmer für mich als das ganze Theater um die Affäre Schill.


      



      Ein Rücktritt kam für mich trotzdem nie infrage. Ich war in eine Situation geraten, die ich bislang nicht kannte. Ich hatte nie ein Problem damit gehabt, offen und unbedarft mein Leben zu führen. Nun aber fühlte ich mich auf Schritt und Tritt beobachtet. Ich hatte an Freiheit eingebüßt. Doch ich fühlte eine Verantwortung für den eigenen »Laden«, denn schließlich hing nicht nur meine persönliche Karriere daran, es waren viele Leute, die ihre Existenz damit verknüpften. Man kann nicht einfach sagen: So, das wird mir zu bunt, ich gehe jetzt nach so kurzer Zeit. Da musste ich durch. Und der Zuspruch der Bürger hat mich damals sehr getragen.

    

    


  
    

    Politikerjahre IV – Oder die absolute Mehrheit


    Jeder Politiker äußert sich über Meinungsumfragen vor Wahlen demonstrativ gelassen. Natürlich mache es ihm nichts aus, dass es derzeit in den Umfragen nicht so gut stehe um ihn oder um seine Partei. Das seien Stimmungen, davon lasse man sich nicht aus der Ruhe bringen. Auch ich habe auf Meinungsumfragen so reagiert. Nach außen hin wurden solche Dinge mit einem Lächeln quittiert, innen aber rumorte es. Kein Politiker bleibt unbeeindruckt von Umfragen. Das ist reine Schauspielerei.


    Wir hatten einen Staatsempfang im Rathaus. Ein ausländischer Gast war zu Besuch, und es gab, wie das üblich ist bei solchen Anlässen, ein großes Mittagessen. Bedeutende Bürger der Stadt wurden dazu eingeladen, Wirtschaftsgrößen und wichtige Amtsträger der Bürgerschaft. Es war Wahlkampfzeit und ich hatte meine Partei auf die Linie eingeschworen, mit mir als Zugpferd auf Sieg zu setzen. Ich glaubte nicht daran, dass man mit einer neuen Koalitionsaussage etwas erreichen könne. Wir mussten den Zuspruch in der Bevölkerung nutzen, um uns als Regierungspartei richtig zu etablieren. »Keine halben Sachen« war das Motto. Die Stadt war plakatiert mit meinem Gesicht und der simplen, aber medienwirksamen und emotionalen Zeile: Michel, Alster, Ole.


    Kurz bevor das Festessen mit dem Staatsbesuch begann, hatte ich von einem Mitarbeiter auf einem Zettel das Ergebnis der ersten Meinungsumfrage erhalten. Die CDU erreichte 
     demnach die absolute Mehrheit, 48 Prozent der Stimmen wurden uns prognostiziert. Ein unglaubliches Gefühl. Zum einen, weil die Strategie aufzugehen schien. Zum anderen aber auch, weil sich die SPD zu Tode ärgerte, dass wir als Verantwortliche noch gestärkt aus der ganzen Affäre emporzusteigen schienen. Jedenfalls saß ich an diesem Mittag neben der Präsidentin der Bürgerschaft, Dorothee Stapelfeldt, der heutigen Wissenschaftssenatorin unter Olaf Scholz. Ich faltete den Zettel mit der Meinungsumfrage unter dem Tisch ordentlich zusammen und schob ihn Frau Stapelfeldt zu. Sie schaute sich den Zettel an, sagte nichts, aber ich hatte den Eindruck, dass sie kochte. Diese Meinungsumfrage wirkte wie ein Aufputschmittel auf unsere Leute. Und sie wirkte wie ein Narkotikum auf die Herausforderer.


    



    Einige Monate später hatten wir die Wahl gewonnen. Mit 47,2 Prozent der Stimmen hatten uns die Hamburger ihr Vertrauen ausgesprochen und uns die absolute Mehrheit gesichert. Die Schill-Partei Rechtsstaatlicher Offensive hatte den Sprung über die Fünf-Prozent-Marke nicht geschafft, auch die FDP war nicht in die Bürgerschaft gekommen. Nun regierten wir allein. Zum ersten Mal in der Geschichte der Hamburger CDU war es gelungen, eine Regierung ohne Koalitionspartner zu stellen.


    Und doch stand ich diesem Triumph relativ unemotional gegenüber. Ich hatte die Ergebnisse zu Hause abgewartet – ein Ritual von mir bei Wahlen. Gegen 15 Uhr informierte mich der Generalsekretär der CDU über die ersten verlässlichen 
     Ergebnisse der Nachfragen in den Wahllokalen, die Parteizentralen erhalten diese diskret von den Meinungsforschungsinstituten. Vor ca. 15 Uhr darf man darauf aber nicht viel geben, denn das Ergebnis wird dadurch verfälscht, dass bürgerliche oder konservative Wähler relativ früh schon wählen, während Linke und Alternative eher nachmittags zur Wahlurne gehen. Manch Sieger um 13 Uhr war also nachher der Verlierer und umgekehrt. Gegen 18.30 Uhr, als das Ergebnis tatsächlich einigermaßen feststand, ging es ins Kongresszentrum, wo meine engsten Mitarbeiter warteten und die gesamte Fraktion. Meine Sekretärin war da, der Büroleiter, mein persönlicher Referent, der Pressesprecher und die Terminreferentin. Wir umarmten uns kurz, dann absolvierte ich einen Interviewmarathon und anschließend brachte mich mein Fahrer zur Wahlparty in die Fischauktionshalle. Der Hafen war hell erleuchtet, das Elbwasser spiegelte die gelben Lichter der gegenüberliegenden Werften Blohm und Voss, die typische Hamburger Skyline. Als ich mit meinem Fahrer an die Halle heranfuhr, sahen wir schon von weitem die Menschenmassen warten. Es war eine beinahe hysterische Stimmung. Das Bad in der Menge war nie mein Ding gewesen. Ich mag es nicht, wenn mir Leute, auch wenn sie es gut meinen, zu sehr auf die Pelle rücken. An diesem Tag aber war das unvermeidbar. Ich zog in die Halle ein wie ein Gladiator. Aus den Lautsprechern dröhnte rhythmische Musik, die Menschen klatschten im Takt und versuchten, mich zu umarmen. Es war wie ein surrealer Film, der in doppelter Geschwindigkeit vor mir ablief. Ich war der Magnet in der Menge, auf den sich tausend leuchtende 
     Augen stürzten. Zwei Frauen waren geradezu ekstatisch und versuchten immer wieder auf die Bühne zu klettern. Mir war das alles zu viel.


    Ich wollte schnell wieder weg. Zu meinem Fahrer hatte ich schon beim Heranfahren gesagt, er solle mit dem Wagen am Seitenausgang auf mich warten. Ich bedankte mich also bei den Parteifreunden und Wählern und verabschiedete mich mit einer kleinen Notlüge: Ich müsse dringend nach Berlin, dort hätte ich noch eine Sitzung. Das war zwar nur die halbe Wahrheit, denn die Sitzung fand erst am nächsten Morgen statt, aber es funktionierte. Ich verschwand durch den Seitenausgang, und weg waren wir.


    Was hätte ich getan, wäre bei dieser Wahl kein Sieg eingefahren worden? Schließlich hätte ja durchaus auch Rot-Grün gewinnen können. Dann wäre ich mit dem Stigma Schills und ohne die absolute Mehrheit, die ja im Nachhinein auch vieles relativierte, von der politischen Bühne getreten. Zumindest in Hamburg wäre für mich nichts mehr zu holen gewesen. Meine Idee war es, vielleicht nach Brüssel zu gehen als Europa-Abgeordneter. Den Bundestag selbst fand ich nie so anziehend. In Berlin und früher noch in Bonn, da ist man einer von vielen. In Brüssel aber wäre ich der CDU-Mann aus Hamburg gewesen, weitgehend unabhängig, und ich hätte in Ruhe arbeiten können. Außerdem hätte mich auch die internationale Ebene interessiert – schließlich war ich aus Hamburg noch nie rausgekommen. Aber konkrete Angebote gab es nicht. Kurz vor dem Tag der Wahl hatte ich ein Essen mit Angela Merkel im Elysee-Hotel am Rothenbaum. Da sagte sie zu mir: »Mensch, 
     wir müssen gucken, falls das schief geht, ob wir irgendetwas anderes für dich finden.« Aber das war mehr freundlich dahergesagt. Vielleicht hätte sie sich auch bemüht. Doch zum Glück musste ich auf ihr Angebot nach dieser Wahl nicht zurückkommen.

  


  
    

    Politikerjahre V – Oder das schwarz-grüne Experiment


    Meine ersten Annäherungsversuche waren ins Leere gelaufen. Es war das Jahr 1993, gerade erst war ich Fraktionsvorsitzender der Hamburger CDU geworden, als ich Schwarz-Grün ins Gespräch brachte. Und schon hatte ich mir einen Korb eingefangen. Ein Jahr später bekam ich dafür einen Bagger geschenkt von Krista Sager, weil ich, wie sie damals meinte, doch ziemlich unverhohlen an ihr herumgebaggert hätte. Es war ihr Abschiedsgeschenk an mich, denn sie verließ Hamburg in Richtung Bonn, um künftig als Sprecherin des Bundesvorstandes von Bündnis 90/Die Grünen tätig zu sein. Ganz falsch lag sie natürlich nicht mit ihrer Einschätzung. Aber auch nicht ganz richtig. Der Bagger jedenfalls war ein geglücktes Geschenk, über das ich mich damals sehr amüsiert habe. Und ein bisschen fasste ich es auch als Kompliment auf für meine Bemühungen um neue Bündnisse.


    Die CDU jedenfalls war damals Oppositionspartei. Wie schon erwähnt, ohne wirkliche Chancen und Hoffnungen auf eine Regierungsverantwortung in der Hansestadt. Wir hatten keine Machtoptionen, die FDP war viel zu schwach damals, die SPD als jahrzehntelange Regierungspartei war nicht verlockend. So rückten die Grünen in mein Blickfeld, die neu waren und irgendwie auch spannend. Ich startete erste zarte Versuche der Annäherung, äußerte mich zunächst aber doch nur zurückhaltend zu schwarz-grünen Gedanken. Aber ich sah in den Grünen die einzige Partei, die Elan versprühte, und 
     ich hoffte natürlich, dass dieses Image der Modernität auch auf die CDU abfärben könnte.


    Mir war klar, dass hierdurch noch keine Mehrheit zu bekommen sei. Weder bei den Grünen, die die CDU für einen Haufen reaktionärer Politbonzen hielten; noch bei der CDU – dort schon gar nicht, weil wiederum die Grünen in den Augen der großen Mehrheit damals eine Mischung waren aus Teufelsanbetern und Traumtänzern. Sie zählten ganz klar zum »Klassenfeind«. Aber ich wollte einfach mal sehen, wie die Reaktionen auf meinen Vorstoß ausfallen würden. Später dann unterstützte ich diskret die ersten schwarz-grünen Koalitionen in den Stadtteilen Altona und Harburg und versuchte zusammen mit ein paar Kollegen, die CDU auf die Großstadt einzurichten. In der Drogenpolitik etwa, in der Sozialpolitik und bei Integrationsprojekten.


    Insofern hatte ich den Bagger durchaus verdient, denn dies ist sicher als der Grundstein unserer späteren Zusammenarbeit zu sehen. Fünfzehn Jahre nach meinem ersten Annäherungsversuch wurde tatsächlich etwas daraus, immerhin die erste schwarz-grüne Koalition auf Landesebene. Wie ich finde, eine sehr gelungene Zusammenarbeit, die ein anderes Ende verdient gehabt hätte.


    
      

      Neue Machtoption


      2008 war einfach die Zeit reif für Schwarz-Grün. Die Klientel, die Wählergruppen waren im Laufe der Jahre doch sehr 
       ähnlich geworden. Beide sprachen wir die bürgerliche Mitte an. Wenn die Großeltern noch die CDU gewählt hatten, so machten die Enkel ihr Kreuzchen nun bei den Grünen. Letztlich war das in meinen Augen eine recht homogene Gesellschaftsschicht. Vor allem war es für die CDU damals wichtig, vom Image einer reinen Law-and-Order- und Wirtschaftspartei auch mit Begriffen wie Nachhaltigkeit und Generationenverantwortung verbunden zu werden. Ganz unabhängig von Hamburg war diese Öffnung strategisch immanent wichtig, Ökonomie mit Ökologie zu vereinen.


      Was im Privaten vielleicht nicht gerade ratsam ist, das wird für eine Partei und im Beruf doch überlebenswichtig: Man muss sich Optionen offen halten. Wer alles auf eine Karte setzt, der geht letztlich ein zu hohes Risiko ein und macht sich angreifbar. Für die CDU bedeutete das ganz klar, sich neben der FDP noch eine zweite Tür offen zu halten.


      Was im ersten – noch nicht ganz so ernst gemeinten – Anlauf scheiterte, das wurde von der CDU auf dem Parteitag 2008 einstimmig beschlossen: die Bereitschaft zur Koalition mit den Grünen. Allerdings galt auf Bundesebene weiterhin die Doktrin, dass hier eine Koalition mit den Grünen nicht infrage käme. Nur: Wenn alle wissen, dass es eigentlich eine Option ist, ist es doch absurd, diese Option kategorisch auszuschließen. Es wäre vielleicht eine Frage des Mutes gewesen, auch auf Bundesebene die Chance beim Schopfe zu packen und sich klar dazu zu bekennen. Tatsächlich aber wollte man die eigenen Leute nicht verschrecken und intern keinen Ärger anzetteln. Ich persönlich finde es klüger, niemals nie zu sagen, 
       insbesondere, wenn eine Wahl ansteht. Anschließend fehlen einem dann nämlich wieder die Optionen, die man insgeheim nutzen wollte, sich aber öffentlich nicht getraut hatte, das auch zu sagen. Ich habe das kurz vor der Wahl 2008 erlebt: Im Januar traf sich das CDU-Präsidium zu einer Klausurtagung. Die Wahlen in Hessen und Hamburg standen bevor und die Spitzenkandidaten sollten berichten. Ich nannte also mein Wahlziel: Verteidigung der absoluten Mehrheit. Aber ich stellte auch, für den Fall, dass dies nicht gelingt, die schwarz-grüne Möglichkeit als die wahrscheinlichste dar. Spontan nahmen es alle Präsidiumsmitglieder hin. Doch schon am nächsten Tag wurde öffentlich beherzt dementiert mit der Begründung, man wolle die eigenen Leute nicht verunsichern. Ehrlicher, und nebenbei auch praktischer wäre es doch, die Karten auf den Tisch zu packen und die Möglichkeiten, die man im Sinn hat, doch dann auch klar zu benennen. Insbesondere, wenn es die Spatzen ohnehin schon von den Dächern pfeifen.


      



      Bereits während der ersten Verhandlungsgespräche zur gemeinsamen Koalition spürte ich, dass es die richtige Wahl gewesen war, diese Koalition mit ins Spiel zu bringen. Die Grünen waren mir auf Anhieb sympathisch. Es waren zum Gutteil idealistische Leute, die – zunächst mal unabhängig vom Inhalt – stark an Politik interessiert waren. Eigentlich sollte man ja meinen, das gelte für jeden Politiker. Aber in der Politik habe ich oft Menschen erlebt, die ihren Beruf als reines Instrumentarium der Inszenierung nutzen, als Mittel des Machterhalts, des Geldverdienens, des Dabeiseins. Viele 
       in der Politik sind an den Begleiterscheinungen mehr interessiert als an der eigentlichen Aufgabe. Die großen Parteien etwa, wie die SPD und die CDU, das sind generell sehr machterprobte Parteien, in denen der Machterhalt, für den auch ich optiere, eine größere Rolle spielt als politische Themen. Bei den Grünen war das – zumindest in Hamburg – anders. Da saßen Menschen, die sich ernsthaft für die Politik interessierten, wenngleich ich anderer Meinung war als sie.


      Ihr Idealismus war ansteckend und erfrischend. Man sah »noch das Leuchten in ihren Augen«, was durchaus nerven konnte, was ich aber auch bewunderte. Ich bemerkte an mir, dass ich selbst mit den Jahren dieses Leuchten verloren hatte. Politik war für mich weitgehend zur Routine geworden. Ich versuchte Kompromisse immer schon zu antizipieren, um unnötige Debatten zu vermeiden und dem lästigen Gerangel aus dem Weg zu gehen. Um Zeit zu gewinnen. Und vielleicht war es auch eine gewisse Abgebrühtheit, die ich mir angeeignet hatte. Bei einem Teil der Grünen hingegen war die Freude am Debattieren noch sehr lebendig. Und irgendwie übertrug sich diese neue Begeisterung auf unsere Koalitionsverhandlungen.


      



      Zwar waren die Grünen durchaus emotionale Kämpfer für ihre Positionen, im Kern war ihre Politik aber immer schon rational begründet. Während alle anderen Parteien die Klimaentwicklung außer Acht ließen, setzten die Grünen gerade dort ihren Fokus und machten dies zum Markenzeichen ihrer Politik. Die Notwendigkeit der Verknüpfung der Themen der Ökonomie und der Ökologie, aber auch den Stellenwert 
       der Bildungsthemen haben die Grünen viel früher gesehen als alle anderen. Heute gehört das wie selbstverständlich zum Portfolio jeder Partei. Die Grünen allein haben diese Themen gesellschaftsfähig gemacht, erst sie haben dafür eine Aufmerksamkeit geweckt. Allerdings waren sie auf der anderen Seite zu optimistisch, was die Aufgaben der Integration anging, und zu idealistisch, wenn um die Bedeutung der inneren Sicherheit gerungen wurde.


      



      Wegen meiner Sympathien für die Grünen wurde mir teilweise etwas Chamäleonhaftes nachgesagt. Erst Schill, dann die Grünen, das sähe doch alles sehr machtopportunistisch aus. Natürlich, in der Politik geht es um Macht! Doch die Relevanz von Themen hatte sich ebenso geändert. Die gesellschaftlichen Diskussionen waren andere geworden. Als ich in der Politik anfing, Verantwortung zu tragen, war ich eher liberal orientiert. Ich war für die Privatisierung von allem, was in Staatshand war. Hierbei war ich vor allem stark geprägt vom angelsächsischen Modell des Liberalismus, das die freien Märkte propagiert und den Staat nur auf das Minimale konzentriert. Das berühmte freie Spiel der Kräfte. Ich glaubte an die Verantwortung der Einzelnen und an das natürliche Regulativ des Marktes. Aber je länger ich in exekutiver Verantwortung stand und bestimmte wirtschaftliche Entwicklungen beobachtete, desto skeptischer wurde ich. Heute bin ich daher nicht mehr jener Liberale, der ich damals noch war.


      Vor allem die Diskussion um die Privatisierung des Landesbetriebs »Krankenhäuser«, die für mich damals aus fiskalischen 
       Gründen interessant war, hat mich nachdenklich gestimmt. Wir hatten die Privatisierung der Krankenhäuser damals gegen einen Volksentscheid durchgesetzt und die Mehrheit der Anteile an den privaten Betreiber Asklepios abgegeben. Lediglich 25,1 Prozent blieben bei der Stadt Hamburg. Ich hatte die deutsche Mentalität der Sehnsucht nach staatlich garantierter Sicherheit und Geborgenheit unterschätzt, ein Gefühl, das tief ins bürgerliche Lager hineinreicht und das letztlich erhebliche Proteste gegen unsere Entscheidung provozierte. Ich war fest davon überzeugt, mit dieser Entscheidung sei der Stadt am besten gedient. Die Diskussionen zogen sich bis ins Jahr 2004 hinein und ich spürte, dass die Verantwortung des Staates, unabhängig vom Ökonomischen, für die Menschen in unserem Land eine weite Dimension hat.


      Hinzu kam die Erfahrung, was aus staatlichen Unternehmen wird und was die Konsequenzen der Privatisierungen sind. Im Fall der ehemaligen HEW, der Hamburgischen Elektrizitätswerke, die an Vattenfall verkauft wurden, erlangte Vattenfall plötzlich ein Quasi-Monopol. Bis auf das Einstreichen der Privatisierungserlöse war diese Veräußerung also weder ökonomisch noch gesellschaftlich von Vorteil gewesen. Als dann noch die Diskussion um die Privatisierung der staatlichen Wohnungsgesellschaft aufflammte, spürte ich, dass sich die Menschen existentiell bedroht fühlten. Viele Städte hatten das bereits hinter sich, auch sozialdemokratisch geführte Städte. Wohnen ist für die meisten Menschen mehr als nur ein Wirtschaftsgut, es ist ein Teil von Heimat und Sicherheit. So stellte ich mich dagegen. Es war ein Reifeprozess. Eine Entwicklung 
       aus exekutiver Erfahrung, die ich als Politiker von Tag zu Tag sammelte. Als im Jahr 2008 die Bankenkrise über uns hereinbrach und Lehman Brothers die Märkte an den Rand des Zusammenbruchs steuerte, da wurde mir endgültig bewusst, dass sich der Markt eben nicht selbst regeln kann, sondern staatliche Regularien benötigt. Ich denke, dass Politiker sich haben täuschen lassen von einem Ideal des Kapitalismus und von liberalen Positionen, die von den Befürwortern des sich selbst regulierenden Marktes postuliert wurden, die aber nicht der Natur des Menschen entsprachen, und ebensowenig unserer mitteleuropäischen Tradition vom gesellschaftlichen Miteinander. Ich denke, dass die Krise 2008 vielen die Augen geöffnet hat, wieder mehr auf die eigenen Werte zu schauen und auf die Errungenschaften dieses Kontinents.


      Natürlich habe ich im Laufe meines Arbeitslebens meine Meinungen verändert und den Gegebenheiten angepasst. In gesellschaftlicher Hinsicht war ich immer ein Liberaler und sehe mich auch heute noch als solcher. Was aber die Funktion des Staates angeht, da habe ich meine Position geändert. Hier bin ich staatsbejahender geworden. Dass ich aber unter Ronald Schill ein Rechter gewesen sein soll, weil ich mit ihm koaliert habe und auf die Innere Sicherheit gesetzt habe, wie manche Kritiker heute meinen, und dass ich dann später unter den Grünen zu einem Linken wurde, das ist Unsinn. Ich halte es im Übrigen auch für eine Frage des Intellekts, sich nicht auf starre Positionen zu berufen, sondern offen zu bleiben für neue Entwicklungen.

      


    
      

      Meine letzte Amtszeit


      Mein Vater hatte eine gewisse Sympathie für die Grünen übrig. Er mochte keine Spinner, also Leute, die, wie er sagte, »verblasenes Zeug« redeten. Das fand er furchtbar. Aber er mochte durchaus die Idealisten und hatte auch selbst immer Freude an Neuem. Vor allem mochte er originelle Personen, Menschen, die nicht angepasst waren. In diesem Sinn hat er mich auch ermutigt, die Grünen mit in meine Überlegungen einzubeziehen.


      Einen Monat vor der Wahl 2008 starb mein Vater mit 89 Jahren, kurz vor seinem neunzigsten Geburtstag – und kurz vor der »heißen« Wahlkampfphase. Gerne hätte ich noch sein Gesicht gesehen, als ich einige Monate später als erster CDU-Ministerpräsident eine Koalition mit den Grünen schloss. Er war in alle meine Entscheidungen eingeweiht und stand mir immer beratend zur Seite.


      Die Begleitumstände des Todes meines Vaters waren für mich dramatisch. Ich verbrachte gerade eine Woche im Ostseebad Warnemünde. Mit einem Freund war ich auf Besichtigungstour im Auto unterwegs und hatte mein Handy im Hotel gelassen. Als wir am Abend zurückkehrten und an der Rezeption vorbeikamen, empfingen mich meine Freunde Wolfgang Peiner, der ehemalige Finanzsenator, und seine Lebensgefährtin Susanne. Aschfahl saßen beide in der Lobby, und als sie mich erblickten, kamen sie auf mich zu, umarmten mich und informierten mich über den Tod meines Vaters am frühen Vormittag. Über Handy hatten sie mich nicht erreichen 
       können, und so hatten sie im Hotel auf mich gewartet in der Sorge, ich könnte vielleicht aus dem Radio davon erfahren. Diese Art der Übermittlung wollten sie mir auf jeden Fall ersparen.


      Mir riss die Nachricht von seinem Tod den Boden unter den Füßen weg. Mein Vater war meine wichtigste Ansprechperson gewesen. Mit ihm hatte ich nun plötzlich meine wichtigste Stütze verloren. In den Monaten vor seinem Tod hatten wir noch viel miteinander gesprochen, über die mögliche Koalition mit den Grünen, aber auch sehr allgemein über meine Amtszeit. Mein Vater war immer der Meinung gewesen, dass in einer politischen Spitzenposition zehn Jahre genug seien. Um immer beobachtet im Mittelpunkt zu stehen, dafür sei das Leben viel zu kurz. Wir waren uns einig, dass ich eine vollständige weitere Amtszeit und einen weiteren Wahlkampf – mein fünfter als Spitzenkandidat – nicht gewollt hätte.


      



      In den Koalitionsverhandlungen nahm mich einmal Anja Hajduk zur Seite. Sie war damals die Verhandlungsführerin der Grünen und bat mich nun darum, ihr zu versichern, dass ich mich nach erfolgreichen Gesprächen und einer vereinbarten Koalition zwischen Schwarz und Grün nicht »vom Acker« machen würde. Es hatten sich Gerüchte breitgemacht, dass ich mit dem Gedanken spielte, entweder nach Berlin zu gehen oder ganz aufzuhören mit der Politik. Frau Hajduk betonte, dass diese Gespräche sehr an meine Person geknüpft seien und ob mir das bewusst sei. Ich gab ihr also mein Wort weiterzumachen. Allerdings mit der Einschränkung, dass ich 
       nicht sagen könne, ob ich bei der nächsten Wahl im Jahr 2012 noch einmal antreten würde. Ich versprach ihr jedoch, dies frühzeitig bei den Grünen zu thematisieren, sollte ich meinen Rücktritt vor Ablauf der Legislaturperiode vorbereiten. Kurzfristig würde ich mich sicher nicht einfach davonstehlen.


      Schon vor der letzten Wahl war mir klar, dass ich nicht noch ein weiteres Mal antreten wollte. Und ich wusste, dass genügend Zeit zwischen dem Wahltermin im Dezember 2011 und der Einführung eines neuen Kandidaten gewahrt sein müsse. Frau Hajduks Sorge und die Gerüchte um mein frühzeitiges Ausscheiden waren also nicht ganz unberechtigt. Möglicherweise merkte man mir das im Wahlkampf bereits an. Und vielleicht führte die eigene Kenntnis darüber, dass ich nicht noch einmal antreten würde, tatsächlich dazu, dass ich ausgepowerter wirkte und lustloser, wie einige meinten. Wenn man selbst weiß: Es trifft mich ja eh nicht mehr bei den nächsten Wahlen, ich muss nicht noch einmal durchs Feuer gehen, bei allem Verantwortungsgefühl für die Koalition und für die eigene Partei – dann strahlt man unbewusst wahrscheinlich eine gewisse Lustlosigkeit aus.


      



      Und doch habe ich mich auch in den letzten beiden Jahren immer für die Koalition aufgerieben. Wir haben viele Dinge gemeinsam auf den Weg gebracht. Wir haben gut miteinander regiert. Es gab keinen offenen Koalitionsstreit. Das ist die Ausnahme, die meisten Koalitionen streiten sich. Wir hatten relativ komplizierte Probleme, für die wir aber immer schnell eine Lösung fanden und uns einigen konnten. Ich denke da an 
       die gemeinsame Wirtschaftspolitik, durch die wir mit großer Anstrengung die Reederei Hapag Lloyd in Hamburg halten konnten, die Nerven aufreibenden Gespräche zur Rettung der HSH Nordbank, personelle Entscheidungen wegen der Elbphilharmonie, Konjunkturprogramme etc. Das alles waren Themen, an deren Entstehung die Grünen exekutiv nicht beteiligt waren. Durch ihre Regierungsbeteiligung hatten sie aber die Verantwortung mit übernommen und wichtige Weichenstellungen mit erarbeitet. Darunter waren Entscheidungen, die sie in der Opposition vielleicht nicht unterstützt hätten. Natürlich gab es auch interne Konflikte zwischen der Wirtschaft auf der einen Seite und der Umweltbehörde auf der anderen. Doch all das haben wir immer diskret gelöst und nichts nach außen dringen lassen.


      Häufiger höre ich, dass ich einen präsidialen Führungsstil gehabt hätte. Ich habe öffentlich selten Kritik an Regierungskollegen geäußert und mich zurückgehalten, wenn sich Konflikte anbahnten. Der Chef der Senatskanzlei, Volkmar Schön, dem ich uneingeschränkt vertraut habe, und ich selbst führten unzählige Telefonate und Besprechungen, um Konflikte intern zu schlichten und unsere Handschrift der Regierungsarbeit durchzusetzen. Diskretion hielt ich immer für wichtig, denn jedes Regierungsmitglied sollte sein Gesicht und seine Autorität wahren können. Das galt sowohl in der Zeit der absoluten Mehrheit als auch danach in der Koalition mit den Grünen. Überschriften wie »Bürgermeister pfeift seinen Senator zurück« vermitteln kurzfristig den Eindruck eines durchgreifenden Regierungschefs, langfristig aber führt 
       die Desavouierung von Kollegen zu einer Atmosphäre des Misstrauens und der mangelnden Motivation und ist somit schädlicher als ein kritischer Zeitungsartikel. Insofern habe ich meinen Führungsstil nie als präsidial empfunden, sondern vielmehr als integrativ, ohne dabei jedoch meine eigenen Ziele aus den Augen zu verlieren.


      Zu einem aus meiner Sicht vernünftigen Führungsstil gehört zudem, dass man sich nicht einbildet, alles besser zu wissen und zu machen als die vielen Kollegen und Mitarbeiter in den Fachabteilungen. Auch als Regierungschef kann ich nicht der »Oberfachmann« sein. Wie auch? Es gibt Kollegen, die bis tief in die Nacht die Akten der Ressorts studieren, um sich anschließend sogar besser informiert zu zeigen als der zuständige Ressortchef, um dann daraus die eigene Autorität abzuleiten. Davon habe ich nie etwas gehalten. Erstens braucht jeder seinen Schlaf, schon allein um leistungsfähig zu sein. Nur ausgeruht kann man verantwortungsvolle Entscheidungen treffen. Zweitens ist man eben kein Fachpolitiker, sondern man hat eine übergeordnete Führungsverantwortung. Und drittens halte ich eine gute Personalauswahl verbunden mit möglichst großer Ressortfreiheit für besser als dauernde Eigenkontrolle. Im Umkehrschluss bedeutet dies jedoch, dass jeder mit Entlassungen rechnen muss, wenn auf Dauer etwas nicht funktioniert oder Zweifel an der Loyalität aufkommen.


      



      Anders als in anderen Bundesländern waren die Hamburger Grünen keine Dagegen-Partei. Anders als etwa bei Stuttgart 21 oder beim Berliner Flughafen haben sie Infrastrukturentscheidungen 
       nie behindert. Sie haben die Elbvertiefung mitgetragen, die für die Zukunft des Hafens und der gesamten Region entscheidend ist. Die A26 haben sie akzeptiert, ebenso den Ausbau der Wilhelmsburger Reichstraße sowie den Bau des Kohlekraftwerks Moorburg. Dies waren politisch fundamentale Entscheidungen, die den Grünen intern durchaus viel Kraft abverlangt haben. Aber auch die CDU hat sich hier sehr auf die Grünen zubewegt. So haben wir CO2-Einsparungsziele festgelegt, die erheblich ehrgeiziger waren als diejenigen im Bund. Wir unterstützten die Stadtbahn, die nun leider aber wieder kassiert wurde vom SPD-Senat – was ich für einen großen Fehler halte. Und wir haben mit der Entscheidung für eine umfassende Schulreform ein grünes Hauptthema befriedigt. Insgesamt war das eine sehr ausgewogene politische Kooperation. Wir sind über unseren Schatten gesprungen, um gemeinsam große Ziele zu erreichen. Was uns, wie ich finde, im Wesentlichen auch gut gelungen ist.


      



      Ich bemerkte zu dieser Zeit allerdings, dass mir die Freude an der Arbeit abhanden kam. Dass ich mich für die Themen nicht mehr richtig erwärmen konnte. Dass ich zum ersten Mal spürte, wir für mich die Luft aus der Tagespolitik raus war. Einige meinten: »In dem Moment, als dein Vater nicht mehr dein Berater war, hast du angefangen, Mist zu machen.« Das war sicher überspitzt. In vielen Dingen habe ich meinen Vater nie um Rat gefragt. Aber tatsächlich war es natürlich so, dass mir eine wichtige Kontrollinstanz dadurch 
       fehlte. Möglicherweise hätte ich die Schulreform nicht so radikal und über die Köpfe der eigenen Leute hinweg durchgekämpft. Gern rief mein Vater mich bei bestimmten Entscheidungen an und lag mir in den Ohren: Um Gottes Willen, was hast du da wieder gemacht, dies sei doch falsch und jenes nicht richtig ... Ich habe ihm oft widersprochen. Doch nach unseren Gesprächen ließ ich die Kritik sacken und befand im Nachhinein dann doch nicht selten, dass mein Vater gar nicht so falsch gelegen hatte mit seiner Meinung. Dabei war er überhaupt kein Rechthaber; von ihm ging auch keine väterliche Autorität aus, sondern er hatte leider einfach oft die besseren Argumente auf seiner Seite.


      Es hatten sich etliche Themen gehäuft, die zäh waren und an denen ich meine Abnutzungserscheinungen bemerken konnte. Neben dem großen Problem mit der Akzeptanz und Durchsetzung der Schulreform gab es ein weiteres, vordergründig eher banal wirkendes Thema, bei dem die Koalition – und auch ich persönlich – Fehler machte. Wir hatten die Beseitigung des Glatteises im Winter 2009/2010 nicht in den Griff bekommen. Dieses Problem wurde zum Dauerbrenner.


      Über Wochen war ein Großteil der Geh- und Radwege so vereist, dass die Leute zu Hunderten hinfielen, sich Knochen brachen und dass gerade ältere Menschen, aus Angst zu stürzen, ihre Wohnungen nicht verließen. Zwar wäre der wesentliche Teil von Schnee- und Eisbergbeseitigung die Aufgabe der privaten Immobilieneigentümer gewesen, doch dieses Argument wurde als Ausrede der Stadt empfunden und die Politik mehr und mehr verantwortlich gemacht für die 
       Umstände. Als ich schließlich versuchte gegenzusteuern, war es schon fast zu spät, und die Verwaltung ging es schließlich auch nur sehr halbherzig an. Einer schob die Verantwortung auf den anderen ab. Erst zum Winterende besserte sich die Situation. Was blieb, war der verheerende Eindruck: Die können es einfach nicht. Dieser Eindruck hatte teilweise skurrile Auswirkungen. So wurde dem Senat von Teilen der Presse vorgeworfen, dass dieser die zugefrorene Außenalster nicht für das Betreten zum Feiern eines großen Volksfestes freigab. Schwarz-Grün sei eine »Spaßbremse«, hieß es, das Eis auf den Wegen können sie nicht beseitigen, aber uns wollen sie das Fest auf dem Eis verbieten. Tatsächlich war nach Einschätzung der Experten die Eisdecke schlichtweg zu dünn und die Gefahr für die Masse an Menschen viel zu groß, um einer Freigabe zuzustimmen. Doch das wollte man einfach nicht hören.


      Die Bürger hatten ja recht, Verwaltung muss funktionieren. Dennoch war die Diskussion im Grunde irrational. Vermutlich wäre ich einige Jahre früher noch sensibler mit diesem Thema umgegangen, denn als Politiker sieht man sich oft mit solchen Konflikten konfrontiert. Jetzt aber nervte es mich, und ich spürte eine schwindende Lust in mir.

    


    
      

      Rücktritt


      Ein weiteres Mal wollte ich nicht kandidieren. Schon vor der Wahl 2008 hatte ich diese Entscheidung für mich getroffen. 
       Aber so etwas darf man als Politiker nicht laut sagen. Man wäre ab diesem Zeitpunkt das, was die Amerikaner als »Lame Duck« bezeichnen: eine lahme Ente. Ab dann beschäftigten sich alle mehr mit der Frage der Nachfolge als mit Politik. Wenn diese Frage auftaucht, dann richten sich die Magnetnadeln ganz schnell neu aus.


      Nur wenige aus meinem persönlichen Kreis wussten schon länger von meiner Entscheidung. Meinen designierten Nachfolger, den Fraktions- und Parteivorsitzenden der CDU, und die Spitzen der Grünen informierte ich Anfang des Jahres 2010. Der genaue Zeitpunkt des Rücktritts stand allerdings lange nicht fest. Wir planten die weitreichende Schulreform, in der wir die Primarschule bis zur sechsten Klasse anstrebten, und ich wollte dieses Projekt gerne noch aus dem Amt des Bürgermeisters unterstützen. Als sich dann großer Widerstand aus der bürgerlichen Schicht breitmachte und der Volksentscheid terminiert werden sollte, war es natürlich naheliegend für mich, diesen Zeitpunkt auch für meinen Rücktritt zu nutzen. Wäre der Volksentscheid gewonnen worden, hätte ich einen Sieg davongetragen und sagen können, das nun auch noch erfolgreich durchgebracht zu haben. Das wäre natürlich ein schöner Abschied gewesen. Bei einer Niederlage konnte ich immerhin die Verantwortung übernehmen mit dem Vorteil, dass die anderen, vor allem mein Nachfolger und die grüne Senatorin, aus der Schusslinie wären und so die Koalition keinen Schaden davontragen würde.


      Angela Merkel hatte ich ebenfalls frühzeitig über meine Entscheidung informiert. Sie war in diesem Punkt zwar kritisch 
       und bedauerte meinen Schritt, aber sie hatte Verständnis. Sie sagte, dass sie eines aus der DDR gelernt habe: dass man aus politischer Pflichterfüllung nie das Leben anderer und deren Entscheidungen beeinflussen dürfe. Die persönliche Lebensentscheidung gehe für sie immer vor.


      



      Es war alles vorbereitet. Die Gerüchte brodelten bereits seit Wochen hoch. Noch vor dem Ergebnis zum Volksentscheid trat ich also vor die Presse und verkündete meinen Rücktritt. Ich leitete meine Erklärung mit den folgenden Worten ein: »Die biblische Erkenntnis ›Alles hat seine Zeit‹ gilt für alle Politiker. Selbstverständlich gilt sie auch für mich. In dieser Erkenntnis habe ich mich entschieden, bei den Wahlen im Jahr 2012 nicht wieder als Bürgermeister-Kandidat anzutreten.« Ich fügte hinzu, dass das Ergebnis des Volksentscheides auch mein Ergebnis sein würde, um möglichen Missverständnissen dadurch gleich entgegenzuwirken. Mein Rücktritt sollte mit dem Volksentscheid nichts zu tun haben, aber die Schulreform liege in meiner Verantwortung, und damit sei also auch das Ergebnis des Entscheids mir zuzuschreiben.


      Mein Ziel war es, dass die CDU auch weiterhin regieren konnte. Und ich hoffte, dass dies auch mit den Grünen gelingen würde. Dass es nach meinem Abschied nicht gerade einfacher werden würde, war mir natürlich bewusst. Die Kritiker stürzten sich ja schließlich auch gleich genüsslich auf dieses Thema und warfen die Frage auf, was aus der Koalition ohne mich nun werden sollte, und was nur aus der Hamburger CDU. Um dafür zu sorgen, dass nach meinem Rückzug alles 
       beim Alten bleiben und die Koalition bis zur nächsten Wahl unbeschadet regieren konnte, dafür brauchte es einen starken Nachfolger.


      Ich hatte zuvor eine Reihe von Gesprächen geführt, da für das Amt des Ersten Bürgermeisters mehrere Personen infrage kamen. Ich dachte zunächst, dass jemand von außen nicht ganz so viele Probleme bekommen würde wie jemand aus den eigenen Reihen in Hamburg. Jemand also, der nicht die über Jahre hinweg gewachsenen Machtstrukturen zu berücksichtigen hätte, jemand, der sich mit der von mir ihm übertragenen Autorität gleich etablieren könnte. Drei Leute außerhalb Hamburgs wollte ich gewinnen. Doch leider scheiterten alle Gespräche, alle drei lehnten ab.


      Also galt es nun intern zu schauen, wer den Laden zusammenhalten kann, auf wen sich alle würden verständigen können. Wir einigten uns auf Christoph Alhaus. Und ich sah das auch keineswegs als Notlösung. Christoph Alhaus ist ein charakterlich anständiger Mann, er war zuvor ein hervorragender Innensenator gewesen, kannte die Partei aus seiner langjährigen und geschätzten Arbeit als Landesgeschäftsführer, er war Jurist, was auch nie schaden kann, und er hatte exekutive Erfahrungen als Staatsrat. Dass er letztendlich mit der Koalition scheiterte und auch bei den Wahlen eine solche Bruchlandung erleben sollte, lag an verschiedenen Faktoren. Ich bin überzeugt: Hätte er mehr Zeit gehabt, wäre er ein guter Bürgermeister geworden. Trotz aller Schwierigkeiten am Anfang.


      Der Vorwurf, den ich später aus Teilen der CDU vereinzelt 
       hörte, dass ich Alhaus nur aus Egoismus aufgestellt hätte, weil er ein besonders schwacher Kandidat gewesen sei und ich im direkten Vergleich besonders glänzen konnte, nach dem Motto: »Schaut her, ohne mich geht’s nicht!«, ist absurd. Die Entscheidung für Christoph Alhaus war nie eine Entscheidung für jemanden, der scheitern wird. Es wäre nie meine Art gewesen, mir ein Denkmal zu setzen, indem ich einen schwachen Nachfolger benenne. Letztlich hat man ja bei der Suche nach einem Nachfolger nur bedingt Einfluss. Schließlich war ich kein Monarch und hatte keinen Erbhof. Die Entscheidung ist gemeinsam aus damals guten Gründen getroffen worden und wurde zunächst ja auch akzeptiert. Die CDU nominierte Alhaus einstimmig, die Grünen unterstützten ihn mit großer Mehrheit und im Parlament bekam er so viele Ja-Stimmen, wie ich sie nie erhalten hatte.


      



      Im Nachhinein denke ich natürlich darüber nach, ob ich vorwerfbar falsch gehandelt habe, ob ich vielleicht wegen meiner Präsenz, bisweilen sogar Dominanz in den Medien nicht hätte zurücktreten dürfen. Aber im Grunde bin ich überzeugt: Jeder ist ersetzbar! Und es ist gemeinhin ein Fehler, einem Nachfolger nicht die Möglichkeit einzuräumen, sich selbst noch vor der nächsten Wahl einen Amtsbonus zu erarbeiten.


      Wenn man jedoch lange im Amt ist, hat man den Laden vielleicht stärker domestiziert, als man sich das selbst eingestehen kann. Und möglicherweise wirkt man dann auch dominierender, als es einem bewusst ist. Wenn Leute mir Recht gaben, dann dachte ich doch gern, dass ich den anderen durch 
       Argumente überzeugt hatte. Oftmals ist es allerdings so, dass die Menschen, die einen in einer Spitzenposition umranden, einfach nicht widersprechen. Man selbst denkt, die Leute seien nett, weil man gut ist. Die Leute wiederum meinen, sie müssten nett sein, weil man oben ist. Die eigene Eitelkeit überlistet einen da gern selbst. Und so habe ich vielleicht in den letzten Monaten und Jahren das ein oder andere Alarmzeichen übersehen, das mich in einigen Dingen hätte wachrütteln müssen.


      In meiner Entscheidung zum Rücktritt jedenfalls habe ich richtig gelegen. Davon bin ich nach wie vor überzeugt. Letztendlich muss man akzeptieren, dass jede Entscheidung, die man trifft, irgendwo ihre Kritiker finden wird. Denn nach meinem Rücktritt gab es auch die anderen Stimmen, die unkten, ich verließe das Schiff nun bei stärkstem Sturm. Wäre ich jedoch länger geblieben und wäre die nächste Wahl schief gegangen, hätte es wiederum geheißen, ich würde am Sessel kleben. Wie man’s also macht, man bietet immer Angriffsfläche. Damit muss man leben, wenn man sich für die Politik als Beruf entscheidet.


      



      Meine Rücktrittserklärung schloss ich mit den Worten: »Aufgrund meiner persönlichen Verankerung innerhalb der CDU, bei der Freude am Amt des Bürgermeisters, der Nähe zu vielen und der besonderen Nähe gerade zu meinen persönlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern habe ich mich trotz auch schwieriger Stunden in diesem Amt niemals einsam, sondern immer gut aufgehoben gefühlt.« Formuliert hatte ich diese Erklärung erst kurz vor meinem Rücktritt.


      Diese fünf Minuten, in denen ich da stand, waren schwierig für mich, und richtig nahe ging mir dann der Abschied von meinen Mitarbeitern sechs Wochen danach erst, als ich endgültig das Büro verließ mit meinen letzten Sachen unter dem Arm. Über teilweise zehn Jahre waren wir gemeinsam durch Aufs und Abs gegangen. Mit meinen Mitarbeitern fühlte ich mich daher sehr verbunden. Und als dann alle im Büro morgens standen und mich verabschiedeten, da sind mir doch die Tränen noch hochgestiegen.

    

    


  
    

    Politikerjahre VI – Oder die Macht der Freiheit


    Es ist kein eindeutiger Vorgang, kein plötzlicher Moment, der über einen kommt wie eine unerwartete Katastrophe. Der Verlust von Freiheit verläuft sukzessive. Zunächst war ich natürlich fasziniert vom neuen Glanz im Amt, als Bürgermeister wurde ich umschmeichelt, ich war öffentlich und bekam viel Zuspruch von allen Seiten. Das jedoch erschöpfte sich schnell. Reizvoll blieb nur die Macht oder das, was man darunter versteht. Ich konnte Dinge bewegen und Entscheidungen fällen, die viele Menschen betreffen würden. Das war verlockend, auch noch nach vielen Amtsjahren.


    Doch ich fühlte mich mehr und mehr gefangen. Ich spürte, dass ich weder technisch noch formal, weder in meinen Reden noch in meinem Verhalten wirklich frei war. Von außen betrachtet war es vielleicht so. Aber verstärkt spürte ich den Druck, dass alles, was ich tat und nicht tat, öffentlich diskutiert und bewertet wurde. Und das zum Teil von Menschen, auf deren Urteil ich gern verzichtet hätte. Der Zuwachs an Macht bedeutete gleichzeitig den Verlust der Freiheit. Und diesen Verlust empfand ich auf Dauer belastender, als mir der Einfluss Befriedigung verschaffen konnte.


    Regelmäßig fragen mich Leute, ob mir der Machtverlust nicht zugesetzt habe nach meinem Rücktritt. Ich kann nur sagen, dass ich die Macht überhaupt nicht vermisse. Sicherlich gibt es Dinge, die ich in der Stadt sehe, die mich ärgern und die ich früher mit einem Anruf bei der zuständigen Stelle 
     schnell abstellen konnte. Wenn etwa eine Baustelle an einer Kreuzung sich schon seit Monaten hinzog und ich Druck ausübte, damit nun endlich die Ampel eingebaut wurde und die Arbeiten zügiger voran gingen, dann wurde das gemacht. Das war reizvoll, und manchmal juckt es mich noch heute in den Fingern, dort anzurufen. Doch unterm Strich habe ich das Loslassen der Macht als einen großen Gewinn an Freiheit empfunden.


    
      

      Die Faszination der Macht


      Macht ist für viele Menschen etwas sehr Verlockendes. Und wenn sie selbst keine Macht haben, halten sie sich häufig doch gern im Dunstkreis derjenigen auf, von denen sie meinen, dass sie mächtig seien. Nicht unbedingt, weil sie konkret vom vermeintlich Mächtigen etwas wollen, sondern oftmals lediglich, um von dessen gesellschaftlichem Glanz etwas abzubekommen. In der Werbung nennt man diesen Vorgang Imagetransfer.


      Bevor ich ins Amt kam, gab es viele Leute aus dem kulturellen und wirtschaftlichen Sektor, die mich kaum beachteten. Solange ich der Opposition angehörte, war ich schlichtweg uninteressant für sie. Doch kaum hatte ich das Amt des Bürgermeisters inne, da umschwärmten dieselben Leute mich mit den plattesten Komplimenten: »Mein Lieber, wir haben schon immer gewusst, dass Sie so großartige Reden halten können!«, oder: »Wenn wir Sie nicht hätten, meine Frau und 
       ich, wir lieben Sie sosehr!« Ich gebe zu: Am Anfang war das ganz nett für mich. Es schmeichelt ja jedem, wenn er Zuspruch bekommt. Aber solche Komplimente nutzen sich mit der Zeit auch erheblich ab. Einige dieser Leute vollführen nun dasselbe Schmierentheater bei Olaf Scholz, und vermutlich haben Sie es auch schon bei meinem Vorgänger Henning Voscherau getan.


      Ich wundere mich, dass zum Teil Leute mit Ansehen es nötig haben, sich so zu verhalten. Und am merkwürdigsten finde ich diejenigen, die mir als Bürgermeister noch den Boden gewischt haben, mich aber heute kaum noch grüßen. Es gibt natürlich auch andere, die genauso abweisend oder freundlich sind wie schon in meiner Zeit als Erster Bürgermeister. Aber es ist doch signifikant, wie sich das Verhalten der Menschen ändert gegenüber jemandem, von dem sie meinen, er hätte Einfluss – oder eben nicht mehr.


      Mich kränkt dieses Verhalten nicht. Aber es erstaunt mich. Gerade bei Leuten, die eine freundschaftliche Nähe vorgaben und die heute nicht mal mehr auf meine Mails reagieren. Nicht, dass ich irgendetwas Wichtiges von denen wollen würde. Da geht es um ganz Banales, um ein gemeinsames Kaffeetrinken in der Innenstadt, um den Kontakt von früher nicht einschlafen zu lassen, weil ich eine gewisse Sympathie für diese Menschen übrig hatte. Aber es kommt keine Antwort zurück.


      



      Es ist ein psychologisches Phänomen. Übrigens eines, das unsere gesamte Gesellschaft kennzeichnet. Heute dreht sich 
       Vieles um Status, viele bemessen Werte nur noch in materiellen Einheiten. Und die Eitelkeit und Sehnsucht, irgendwie dabei sein zu wollen, ist schon ziemlich präsent.


      In Hamburg haben wir einmal im Jahr ein großes gesetztes Essen im Rathaus, das Matthiae-Mahl. Angeblich ist es sogar das älteste heute noch begangene Festmahl der Welt. Wir haben zu meiner Zeit eingeführt, dass nicht immer dieselben Leute eingeladen werden, sondern dass die Gästeliste von Jahr zu Jahr neu erstellt wird. Die Gäste sollten künftig ihren Funktionen nach ausgewählt werden, nicht wegen ihres Namens. Ein rollierendes System also, das keinen aus Gewohnheit nur bevorzugt. Als wir dies durchsetzten und Leute, die im Vorjahr noch auf der Liste gestanden hatten, im darauffolgenden nicht mehr eingeladen waren, brach die Hölle los. Ehefrauen riefen in der Staatskanzlei an, der Mann habe die Einladung wohl verlegt oder der Brief sei in der Post untergegangen, ob man ihnen denn eine neue zukommen lassen könnte. Dabei waren sie überhaupt nicht mehr eingeladen. Meist wurde dann so getan, als wäre man gar nicht erpicht darauf, man wisse ja nicht mal, ob man an diesem Tag überhaupt Zeit fände, die Veranstaltung aufzusuchen. Aber es wäre doch freundlich – und deshalb auch nur der Anruf! –, wenn die Einladung noch einmal verschickt werden könnte, der Vollständigkeit halber.


      Ich fand das alles doch sehr skurril. Dieses Ereignis ist zwar nett, und beim ersten Mal ist es auch wirklich schön, dabei zu sein. Aber jährlich ist es dann doch immer irgendwie dasselbe. Trotzdem hatten die Leute den Drang, unbedingt 
       dabei sein zu müssen. Sobald sie eingeladen waren, fühlten sie sich der Hautevolee zugehörig und unsagbar wichtig. Der unmittelbare Nutzen ist dabei zwar gering, aber um sie herum sehen die anderen: Aha, der und der gehört also auch »dazu«. Eine elitäre Art zu denken.


      Ich erinnere mich noch an das Theater mit einem Vorstandsvorsitzenden eines sehr großen Unternehmens. Auch er war in dem Jahr eingeladen zum Matthiae-Mahl und wie alle anderen Gäste sollte er zu Fuß ins Rathaus kommen. Doch da begannen die Probleme. Sein Stab rief bei uns im Büro an und meinte, der Vorsitzende könne nicht zu Fuß kommen, er wolle mit seinem Chauffeur direkt vorfahren. Also erklärten wir der Assistentin, dass es ausgeschlossen sei, dass ein Gast vor das Rathaus fahre, das sei nur Staatsoberhäuptern gestattet und einmal im Jahr dem Konsularischen Korps der Stadt, als besondere Höflichkeit. Daraufhin erwiderte die Assistentin, es sei für ihren Chef aber selbstverständlich, vorfahren zu können, das würde so erwartet von den Gastgebern. Immerhin wäre es ja auch so, dass der Umsatz des Unternehmens weitaus größer sei als der Haushalt mancher Staaten.


      Wir haben uns darauf nicht eingelassen. Der Stab hat zwar geschäumt vor Wut, weil ihr Chef nicht vorfahren durfte, aber der Vorstandsvorsitzende ist wie alle anderen Gäste zu Fuß ins Rathaus gekommen. Geschadet hat es ihm sicher nicht. Aber dieses Beispiel hat mir gezeigt, wie sehr die Menschen sich selbst in ihrer Funktion überschätzen und überhöhen. Das ist schon erschütternd und nimmt leider immer mehr Überhand. Die Mächtigen oder diejenigen, die sich dafür halten, 
       kapseln sich in ihrem eigenen Universum ab und scheinen jegliches Gefühl für die Normalität zu missen. In dieser Welt verliert sich schnell jedes Maß.

    


    
      

      Die Verantwortung der Macht


      Ich habe oft die Demut vermisst bei Menschen in höher gestellten Positionen. Hier gilt das Recht des Stärkeren, ein darwinistisches Prinzip, das keine Schwächen duldet und auch kein Verständnis für andere Menschen aufbringt. Vielen Besserverdienern ist die Demut abhanden gekommen und das Bewusstsein, dass auch ihr eigener Weg zu einem großen Teil nur von Gnade, Zufall und Glück bestimmt ist.


      In einer Spitzenfunktion muss man aber mit beiden Füßen auf dem Boden zu stehen. Dafür muss zum Beispiel das eigene Umfeld sorgen. Dieser Vorstandsvorsitzende hatte sich ein solches Umfeld anscheinend nicht geschaffen. Ein Umfeld, das einem auch kritisch begegnet. Ein Korrektiv. Denn auch ich habe festgestellt, dass man sich ab einer bestimmten Position schnell wie in einem Raumschiff fühlt, das oberhalb der realen Welt umherdüst.


      Vor diesem Hintergrund ist es schon fast symbolisch, dass die Fenster im Büro im Hamburger Rathaus aus schusssicherem Panzerglas bestehen und die Tür zum Dienstzimmer dreifach gesichert ist. Alle Mitarbeiter sorgen dort für das Wohl des Bürgermeisters. Dieser hat eine Limousine mit eigenem Fahrer, die ihm rund um die Uhr zur Verfügung steht. 
       Die Mitarbeiter in dieser Festung sind ihm natürlich wohlgesonnen, denn deren Wohlergehen hängt stark von ihm ab. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sich das richtige Umfeld zu schaffen.


      Ich habe immer darauf geachtet, auch kritische Geister um mich zu haben, Leute, die nicht korrumpierbar sind und mir meine Fehler vorhalten. Meine Protokollchefin war da gnadenlos. Wenn ich das Protokoll mal wieder nicht eingehalten hatte, rügte sie mich. Oder wenn ich Dinge machen sollte, auf die ich keine Lust hatte. Dann gab sie mir einen Schubser, sodass ich es doch erledigte. Ebenso war mein Chef der Staatskanzlei einer, der mich regelmäßig auf den Topf setzte, und auch mein Pressechef ging des Öfteren kritisch mit mir ins Gericht.


      In einem Stadtstaat wie Hamburg ist dieses Raumschiff noch überschaubar und klein und man kommt hin und wieder mal raus. In Berlin, Paris oder Washington ist es schon anders. Dort ist das Raumschiff viel größer. Ein Großteil des Lebens spielt sich in dieser Kapsel ab. Man arbeitet im Kanzleramt und geht zu einem Gespräch rüber in eines der großen Ministerien, anschließend isst man zu Mittag im Borchardt und am Abend gibt es irgendwelche Empfänge. Ohne das tägliche Leben noch mitzukriegen, bewegt man sich von einem abgeschotteten Bereich in den nächsten.


      Letztlich ist es eine artifizielle Welt, in der man sich da bewegt. Auch in Hamburg. Es ist ein gesicherter Bereich, den man durchaus gern nutzt, vor allem in turbulenten Zeiten. Es ist wie ein Kokon, und wenn man diesen Kokon verlässt, kann es ungemütlich werden. Nicht immer, aber wenn die Zeiten 
       schwierig stehen, ist man draußen schon mal unter Dauerbeschuss, und dann freut man sich darüber, dass man dieses Rückzugsgebiet hat mit seinen wohlgesonnenen Mitarbeitern.

    


    
      

      Der Preis der Macht


      Politik ist auch ein schauspielerischer Kraftakt. Heute denken die Menschen, dass ich weniger Termine als früher habe, nur weil ich nicht mehr öffentlich auftrete. Ich arbeite als Anwalt und Berater für verschiedene Unternehmen und habe noch immer einen vollen Terminkalender. Aber das alles findet eben nicht mehr auf offener Bühne statt. Als Politiker war jeder Schritt ein kleiner Bühnenauftritt. Überall waren Kameras, und hinterher redeten die Leute: »Wie war er denn?« Es ist immer wie ein kleines Schauspielstück, in dem man sich beweisen muss. Ich war abends manchmal völlig ausgelaugt, es war bis ins Physische anstrengend für mich und psychisch teilweise extrem belastend.


      In dieser Atmosphäre wird man zwangsläufig zur Kunstfigur. Wenn ich in den Supermarkt ging, um Waschmittel zu kaufen, fragten mich die Leute: »Wozu brauchen Sie denn das?« Oder wenn ich mit der Bahn irgendwo hinfuhr, dann unterstellte man mir gleich: Nun macht er auf volkstümlich. Und wenn ich mir bei Peek & Cloppenburg einen Anzug kaufte, meinten die Menschen, dass ich Volksnähe demonstrieren wollte. Dass auch ich ganz normale Bedürfnisse habe, verstand kaum jemand.


      Das war auch der Grund, warum ich gerne am Wochenende nach Sylt fuhr. Nicht etwa, um mich dort mit Millionärsfreunden auf der Whisky-Meile zu treffen. Das war nie meine Welt. Zum einen mochte ich Sylt schon immer, da ich als Kind dort meine Ferien verbracht habe. Aber vor allem war es ein Rückzugsgebiet für mich, wo ich einfach nur ich sein konnte. Oft fuhr ich bis nach Elmshorn, wo ich in den Zug nach Westerland stieg. Denn wäre ich schon in Altona eingestiegen, dann hätte es wieder geheißen: »Nun macht er sich sein Luxuswochenende auf Sylt.« Wenn ich erst in Elmshorn dazu stieß, krähte hingegen kein Hahn danach – ich konnte mir meine Dose Bier mitnehmen und gemütlich auf die Insel fahren.


      



      Dieses Leben als öffentliche Person vermisse ich heute nicht. Anfangs war es noch so, dass ich mal dachte, Mensch, zu diesem und jenem Thema sollte ich mich jetzt doch vielleicht äußern. Gelegentlich brannte es mir unter den Nägeln, aus reiner Gewohnheit. Aber ich konnte mich dann selbst bremsen, denn ich fand es schon immer unerträglich, dass jemand, der nun nicht mehr am Ruder steht, sich trotzdem mahnend zu allem äußern muss. Wenn man selbst zurückgetreten ist, hatte das seinen Grund, sonst wäre man diesen Schritt nicht gegangen. Wurde man abgewählt, dann aus dem Grund, dass die Menschen eben nicht mehr wollten, dass man sich äußert. Alles hat seine Zeit, und wenn diese aufhört, dann muss man eben auch aufhören.


      Gänzlich zurückziehen kann man sich jedoch nicht, wenn man einmal so viel Interesse auf sich gezogen hat. Die Menschen 
       wollen wissen, was mit der Person passiert, die sie jahrelang in den Medien und als Bürgermeister begleitet hat. Diesen Punkt hatte ich unterschätzt, als ich mit meinem Lebensgefährten kurz nach meinem Ausscheiden die Eröffnung einer Boutique besuchte. Eigentlich nichts Spektakuläres, aber der öffentliche Wirbel war groß. Es wurde berichtet, analysiert und kommentiert – und letztlich unter dem Deckmantel moralischer Betrachtung doch wieder nur getratscht.
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    »Wir müssen für die Freiheit planen und nicht für die Sicherheit, wenn auch vielleicht aus keinem anderen Grund als dem, dass nur die Freiheit die Sicherheit sichern kann.«


    



    Karl Popper


    »Die offene Gesellschaft und ihre Feinde«

    


  
    

    Mut und Proben I – Oder das Problem der Integration


    Plötzlich war sie da, die große Aufregung. Alle hatten eine Meinung, manche vertraten sogar gleich mehrere. Doch einen vernünftigen Beitrag zur Debatte habe ich kaum gehört. Zu sehr waren die Darsteller darum bemüht, es wieder einmal allen recht zu machen. Wir Politiker redeten unseren Wählern erneut nach dem Munde.


    Die Ursache war diesmal Thilo Sarrazin. Mit seinem Buch Deutschland schafft sich ab erklomm er in null Komma nichts die Bestsellerlisten und um das Thema Integration brach ein regelrechter Rausch aus. Sarrazin hatte aus meiner Sicht ziemlich verantwortungslos dahergeredet. Der Unsinn über die Genetik und die Gene von Muslimen im Vergleich zu denen von uns Europäern war ohnehin nicht ernst zu nehmen. Tatsächlich war die gesamte Zielrichtung des Buches unredlich. Sarrazin hat gewisse Phänomene überspitzt und daraus irrige Zusammenhänge hergestellt, wenn er etwa die schulischen Leistungen von türkischstämmigen Kindern oder das Verhalten von jungen Erwachsenen bei Rohheitsdelikten auflistet. Doch was bedeutet das in der Praxis: Stehen wir vor der Frage, in nächster Zeit drei Millionen Türken nach Deutschland zu holen? Natürlich nicht. Es geht um Menschen, die schon seit Generationen hier leben und vermutlich auch nicht wieder zurückziehen werden. Das Aufzählen und Breittreten von Integrationsproblemen, unabhängig von deren Ursache, löst keine einzige Schwierigkeit, es schafft nur neue und schürt 
     Emotionen. Und auch Sarrazins Methodik ist fragwürdig. Ebenso hätte man sich Deutsche oder deutschstämmige Menschen herauspicken können, bei denen keine optimalen Familienverhältnisse vorherrschen, wo der Vater Alkoholiker ist, die Mutter schlägt und die Kinder kurz vor der Verwahrlosung stehen. Auch in diesem Milieu hätte man genügend Beispiele und Zahlen gefunden, die pauschale Rückschlüsse zulassen auf den Deutschen an sich.


    



    Hier hat die Politik versagt. Die Parteien hätten viel stärker dagegenhalten müssen. Abgesehen von den Grünen hat es kaum eine explizite Gegenstimme gegeben. Man hätte Sarrazin klar als Brandstifter diskreditieren sollen, als einen, der Dinge zusammenführt, die in ihrer Zusammenballung entstellend sind. Und selbst wenn er Recht hätte mit seinen Thesen – wie er vermutlich nach wie vor meint –, so hat er doch keine Antworten mitgeliefert auf die Probleme, die er in seinem Buch benennt. Entweder hätte also aus der Politik eine klarere Ablehnung stattfinden müssen oder aber eine intensive Beschäftigung mit den Thesen und Inhalten. Doch die Kritiken gegen sein Buch waren meist butterweich, nach der Lesart: Er hat ja in einigen Punkten Recht, er greift das auf, was viele Menschen hier fühlen, und es ist gut, dass das mal thematisiert wird, auch wenn wir es vielleicht nicht ganz so sehen. Diese Haltung war nicht nur falsch, sie war gefährlich! Immerhin ist Sarrazin ja kein Belletrist oder Dichter. Als solcher dürfte er sich wohl auf die Freiheit der Kunst berufen. Aber Sarrazin ist nun einmal Politiker und behauptet, ein Sachbuch geschrieben zu haben.


    Die Politik war hier zu ängstlich, sie hat hier Volkes Stimme vermutet und ist vor dieser eingeknickt. Politische Führung aber muss der vermuteten Volksmeinung nicht folgen. Es gibt genügend Beispiele, wo Politik erfolgreich widerstanden hat. Vermutlich war eine Mehrheit gegen die deutsche Wiederbewaffnung und auch gegen den deutschen Nato-Beitritt, skeptisch bei der Einführung der Marktwirtschaft, gegen die Nachrüstung und wohl auch gegen die Einführung des Euro. Trotzdem hat die politische Führung diese Dinge vorangetrieben. Weil es wichtig war und richtig, und weil all diese Maßnahmen letztlich zum Erfolg geführt haben.


    
      

      Der Migrant – Oder warum das Phantom noch immer lebt


      Sarrazin stürzt sich in seinem Buch pauschal auf alle Muslime und äußert einen Generalverdacht: dass nämlich alle Menschen muslimischen Glaubens, die nach Deutschland eingewandert sind, der Unterschicht angehörten und nicht die nötige geistige Kapazität besäßen. Das ist – gelinde gesagt – völliger Unsinn und geht außerdem am eigentlichen Problem weit vorbei.


      In Hamburg beispielsweise haben wir eine persische Gemeinschaft, eine der größten Europas. Das liegt am Hafen und daran, dass hier das Zentrum des Teppichhandels und der Gewürze beheimatet war. Viele Betriebe haben hier ihre Niederlassung. Als in ihren Heimatländern politische Verwerfungen aufkamen, hatten viele Perser Beziehungen nach 
       Hamburg. Sie sind hierher gekommen und haben sich eine Existenz aufgebaut. Doch obwohl diese Menschen überwiegend muslimischen Glaubens sind, spielen sie in der Regel keine Rolle, wenn es um das Thema Integration geht. Warum ist das so? Weil diese bei uns lebenden Iraner, Iraker und Afghanen vorwiegend der Oberschicht entstammen und Akademiker sind. Viele von ihnen haben Medizin studiert, sind Ingenieure, Lehrer oder Physiker. Überwiegend sind es politisch Verfolgte, die hier nun als Taxifahrer arbeiten oder in anderen Berufen tätig sind. Und es sind Menschen, die sich schnell integriert und die deutsche Sprache erlernt haben. Als Community sind sie nur minimal organisiert und leben kaum ghettoisiert.


      Man darf diese Menschen nicht pauschal in eine Kategorie packen, nur weil sie Muslime sind mit akademischer Ausbildung. Doch allein das zeigt doch, dass der Begriff des Migranten oder der Menschen mit Migrationshintergrund irreführend ist. Durch Sarrazin hat er eine zusätzliche negative Konnotation erhalten. Laut Statistik haben etwa zwanzig Prozent der in Deutschland lebenden Menschen einen Migrationshintergrund. Unter diesen Begriff fallen Ausländer mit eigener Migrationserfahrung und Ausländer ohne Migrationserfahrung, Deutsche mit eigener Migrationserfahrung und Deutsche ohne eigene Migrationserfahrung. Unter dieses Label fallen also Kim, der politische Flüchtling aus Nordkorea, und Ali, dessen Eltern vor vierzig Jahren als Gastarbeiter aus der Türkei nach Deutschland eingewandert sind, gleichermaßen wie die in Hamburg geborene Emma, die einen 
       deutschen Vater und eine dänische Mutter hat. Diese Bezeichnung ist also sehr weit gesteckt, ein juristischer Begriff, der eingeführt wurde, um das politisch unkorrekte Wort des Ausländers zu vermeiden.


      



      In Wahrheit ist es jedoch weit mehr als nur ein Begriff: Hier wird etwas kaschiert, das sich bis heute keiner wirklich auszusprechen traut. Denn weder hat man die Gastarbeiter aus Italien im Blick noch die aus Griechenland oder Portugal, wenn man von einem Migrantenproblem spricht. Dies sind zumeist Leute, die bestens integriert sind und zum festen Bestandteil unseres täglichen Lebens gehören. Wie selbstverständlich gehen wir abends zum Italiener oder frühstücken beim Portugiesen. Ob diese Menschen nun integriert sind oder nicht, darüber denken wir gar nicht nach. Sie sind es ohne Wenn und Aber. Wenn wir von einem Integrationsproblem bei Migranten reden, dann denken wir, wenn wir ehrlich sind, nicht einmal an ein Integrationsproblem bei den Muslimen, denn auch das wäre viel zu weit gegriffen. Es geht schlicht und ergreifend um ein »Türkenproblem«. Und wer das leugnet, der lügt sich in die eigene Tasche.


      Die Türken leben aufgrund ihrer mangelnden Sprachkenntnisse häufig sehr zusammengezogen und abgeschottet vom übrigen Teil der Gesellschaft. Ursprünglich waren es die Gastarbeiter, die millionenfach hierher kamen und die später ihre Angehörigen und Freunde nachholten. Sie lebten dort, wo die Mieten am billigsten waren und wo sie andere Landsleute antrafen. So haben sich nach und nach regelrechte Ghettos gebildet, 
       in denen Menschen zusammenwohnen, die aufgrund ihrer mangelnden Sprachkenntnisse und der meist geringen Bildung vom restlichen Teil der Gesellschaft abgeschottet sind. Diese Strukturen wurden vielfach von der zweiten und dritten Generation fortgeführt und haben sich weitestgehend verfestigt. Die Chancen, aus diesem Quasi-Teufelskreis aus eigener Kraft ausbrechen zu können, sind gering. Das ist eine Realität, die von allen politischen Lagern über viele Jahre schlicht verdrängt worden ist. Während die Konservativen darauf beharrten, dass Deutschland kein Einwanderungsland sei, haben die Linken mit ihrer fehlgeleiteten »Multikultipolitik« die Probleme, die sich daraus ergaben, nicht wahrhaben wollen. So ist viel zu viel Zeit verstrichen. Auch ich selbst muss mir in diesem Punkt Versäumnisse eingestehen. Bevor ich Fraktionsvorsitzender wurde, hat mich diese Thematik kaum berührt. Ich wohnte in einer bürgerlichen Gegend, in der kaum ein Türke lebte. An der Universität gab es fast nur deutsche Kommilitonen, und später, im Anwaltskollegenkreis, war es nicht anders.

    


    
      

      Doppelte Staatsbürgerschaft


      Heute geht es nicht mehr um die Frage, ob diese Menschen hier bleiben werden, oder darum, wann sie wieder zurückkehren wollen in ihr Ursprungsland. Heute sind all diese Menschen ein fester Teil unserer Gesellschaft. Es sind Menschen, die trotz widriger Umstände viel geschafft haben. All diese Menschen haben für Deutschland eine immens wichtige 
       Rolle gespielt, ganze Industriezweige sind durch sie entstanden. Viele von ihnen haben sich eigene Existenzen aufgebaut, obwohl die Ausgangslage nicht immer optimal war für sie, in einem ihnen völlig fremden Land. Dies verdient unser aller Dank und unsere Hochachtung.


      Nun liegt es auch an uns, diesen Menschen im Gegenzug eine Zukunft zu bieten. Eine Chancengleichheit zu ermöglichen. Eine Teilhabe an der Gesellschaft, in der nicht die Herkunft zählt, sondern einzig und allein der eigene Wille. Wir haben allen Grund, stolz darauf zu sein, welche Chancen uns Deutschland bietet. Die französische oder auch die britische Gesellschaft ist im Vergleich zu der unseren deutlich abgeschotteter. In diesen Ländern fühlen sich viele Menschen trotz französischem oder britischem Pass und guten Sprachkenntnissen nicht dazugehörig und sehen keinerlei Aufstiegschancen für sich. In Deutschland hingegen, so makaber das klingen mag, haben wir durch das historische Phänomen des Zweiten Weltkrieges zwangsläufig eine relativ durchlässige Gesellschaft. Die Eliten sind gefallen, ermordet worden, oder sie konnten emigrieren. Die damit verbundene Abschottung gibt es seither kaum noch. Diejenigen, die den Krieg zum Glück »gewonnen« haben, also England oder Frankreich, haben ihre gesellschaftliche Zementierung Jahrhunderte zuvor erfahren und diese bis in die heutige Zeit transportiert. Deutschland hingegen musste erst im letzten Jahrhundert einen Neustart machen – mit Hilfe der Besatzungsmächte –, und was daraus dann entstanden ist, ist unter vielen Gesichtspunkten weniger dünkelhaft als in anderen Staaten.


      Historisch hat Deutschland insofern gute Chancen. Doch bis heute machen wir es vielen Menschen sehr schwer, sich vernünftig integrieren zu können. Integration bedeutet nicht zuletzt, sich einer Gesellschaft zugehörig zu fühlen. Das geht manchmal nur Schritt für Schritt, und die doppelte Staatsbürgerschaft wäre hierbei sicherlich ein richtiges Zeichen. Doch für die CDU ist dies noch immer ein großes Dogma. 1999 stellte sich Roland Koch an die Spitze einer bundesweiten Kampagne der Christdemokraten, in der es hieß: »Ja zu Integration – nein zu doppelter Staatsbürgerschaft«. Die Kampagne wurde damals von Edmund Stoiber und Wolfgang Schäuble initiiert, Koch schärfte das Thema während seines Wahlkampfes noch einmal an. Insgesamt kamen dabei über fünf Millionen Unterschriften zusammen, die diese Aktion unterstützten und die sich gegen ein Vorhaben der damaligen rot-grünen Regierung stemmten, das deutsche Staatsbürgerschaftsrecht zu reformieren. Das alles ist mittlerweile über zehn Jahre her, trotzdem bestehen weiterhin große Vorbehalte gegen die doppelte Staatsbürgerschaft. Aber warum eigentlich?


      Um uns herum haben viele Länder mittlerweile die doppelte Staatsbürgerschaft eingeführt. Innerhalb der EU beispielsweise ist es heute kein Problem, diese zu bekommen. Deutschland aber wehrt sich dagegen. Wenn jemand hier sagt, er möchte gerne Deutscher werden, aus emotionalen oder rechtlichen Gründen will er sich jedoch nicht aus der Türkei abmelden, dann bricht uns doch kein Zacken aus der Krone, wenn wir diesem Menschen dies ermöglichen. Wir bieten einem hier geborenen Menschen lediglich an, sich mit 
       Erreichen des achtzehnten Lebensjahres für oder gegen die deutsche Staatsbürgerschaft zu entscheiden. Beides aber geht in Deutschland nicht – für die Mehrzahl der Betroffenen ein Dilemma.


      Ich vermute, dass auch in diesem Punkt die größte Hürde die Angst vor dem Wähler ist. Die doppelte Staatsangehörigkeit betrifft eine Minderheit: Nicht einmal zehn Prozent der hier lebenden Menschen stehen vor dieser Entscheidung. Andererseits geht man in der Politik davon aus, dass die Mehrheit, vor allem die konservativen Wählerschichten, sich gegen eine doppelte Staatsangehörigkeit ausspricht. Indem sich also die Politiker gegen die doppelte Staatsangehörigkeit positionieren, befriedigen sie emotional das Gefühl jener Wähler, die sagen: »Wer Deutscher werden will, der muss sich auch voll und ganz und ohne Wenn und Aber dazu bekennen.«


      Das deutsche Staats- und Ausländerrecht ist eine Blut-und Bodengeschichte – eine typisch deutsche Leidenschaft. Andere Länder haben für das Problem eine durch und durch logische, simple Lösung: Wer im Land geboren wird, erlangt automatisch die Staatsbürgerschaft. In Deutschland aber zählt das Blut der Eltern. Eine Marotte aus dem neunzehnten Jahrhundert, die von der Realität längst überholt ist, aber an der leider noch immer krampfhaft festgehalten wird.


      Auch die SPD wehrt sich seit Jahren gegen den Zuzug von Ausländern. Die Sozialdemokraten beharren auf der Linie, dass Deutschland erst die deutschen Arbeitslosen vermittelt haben müsse, bevor Fachkräfteanwerbung im Ausland betrieben werde. Es ist also ein generelles Problem der großen 
       Volksparteien, die eine vermutete öffentliche Meinung zu befriedigen versuchen. Beiden Volksparteien, der CDU wie auch der SPD, geht es darum, rechts von sich keinen Raum für Populismus zu lassen. Dabei laufen jedoch beide Lager Gefahr, der Zeit hinterher zu jagen und sich den drängenden Fragen zu versperren.

    


    
      

      Potentiale aktivieren


      Sprache ist der Schlüssel zu einer Kultur. Sie öffnet einem die Tür. Durchgehen muss man natürlich selbst. Doch wenn man das nicht kann, dann muss einem geholfen werden. Allerdings verzeichnen wir heute ein gesteigertes Sprachdefizit schon in jungen Jahren. Dieses Problem betrifft keineswegs nur türkischstämmige Kinder und Jugendliche. Vielmehr ist es heute generell bei allen Kindern und Jugendlichen festzustellen.


      Wir haben deshalb einen Sprachtest eingeführt, den jedes Kind vor der Einschulung ablegen muss. Wer bei diesem Test bestimmte Kriterien nicht erfüllt, wird nicht eingeschult, sondern kommt zunächst verpflichtend in einen Deutsch-Aufbaukurs. Ein Drittel aller Kinder, die diesen Test nicht bestehen, sind übrigens deutschstämmig, was aufzeigt, welch schwerwiegendes Problem hier heranwächst. Die Tests führen nun zum einen dazu, dass in den Klassen keine Kinder sitzen, die das Niveau nach unten drücken. Zum anderen gewährleisten sie, dass alle Kinder dem Unterricht inhaltlich folgen können.


      Damit dieser Test in Zukunft überflüssig wird, muss schon in den Kitas mit der Sprachförderung begonnen werden. Denn oftmals sind das die Orte, in denen die Kinder unterprivilegierter Schichten erstmals die Chance auf eine gute Bildung erhalten. Das alles sind Langzeitmaßnahmen, die in den nächsten zehn Jahren wirken werden und auf die ich im Kapitel »Bildung« näher eingehen werde.


      



      Auch im Hinblick auf berufliche Perspektiven der heutigen Jugendlichen müssen wir konkrete Maßnahmen ergreifen. In Hamburg etwa war es so, dass die Zahl derer, die ohne Schulabschluss und ohne Arbeit dastanden, bei Jugendlichen mit ausländischem Hintergrund doppelt so hoch war wie bei den Deutschen. Wir haben also Quoten gefordert. Sowohl im öffentlichen Dienst als auch in der Wirtschaft. Die Stadt war natürlich dabei, Lufthansa Technik, Airbus sowie viele andere große und kleine Unternehmen. Jedes Jahr sollten mindestens tausend zusätzliche Ausbildungs- und Arbeitsplätze für Jugendliche mit Migrationshintergrund entstehen. Dieser Pakt wurde verbindlich unterschrieben, auch mit der Partizipation der Gewerkschaften. Und diese Einigung hat alle Erwartungen übertroffen. Es wurden weit mehr Jugendliche eingestellt als ursprünglich festgelegt.


      Als ich meine Arbeit als Erster Bürgermeister übernahm, lag die Quote der Ausbildungsplätze für Jugendliche mit Migrationshintergrund bei der Stadt und bei öffentlichen Unternehmen bei etwas über 3 Prozent. Sei es bei der Müllabfuhr, der Stadtentwässerung, der Polizei oder in der allgemeinen 
       Verwaltung. Mein Ziel war es, diese Quote innerhalb der nächsten fünf Jahre auf fünfzehn bis zwanzig Prozent anzuheben. Heute liegt sie bei etwa 14 Prozent. Dass das erreicht werden konnte, liegt allein daran, dass der politische Wille da war. Wir haben freundlichen Druck ausgeübt: Ich habe persönlich auf die Geschäftsführung und die Aufsichtsräte der öffentlichen Unternehmen eingewirkt, und wenn keine Steigerung erkennbar war, hat der Chef der Senatskanzlei dort angerufen und gefragt, warum es nicht vorangehe. Ich habe Werbeveranstaltungen besucht, wir haben Klassen zu Diskussionen eingeladen und aktiv für das Projekt in den Abschlussjahrgängen geworben. Ohne strikte politische Vorgabe passiert leider herzlich wenig. Die Öffentlichkeit hat dies – vielleicht zum Glück – kaum zur Kenntnis genommen. Als später in Nordrhein-Westfalen einmal Ähnliches überlegt wurde, ging der öffentliche Ärger los. Hilfe für Migranten? Ja – aber nicht zu Lasten der Ausbildungsplätze für deutschstämmige Bewerber. So wurde damals argumentiert. Dabei ging es nicht darum, schwache ausländische Jugendliche zu privilegieren, sondern darum, bei ihnen Interesse für die Arbeitswelt zu wecken und bei den einstellenden Betrieben für sie zu werben.


      Für diejenigen, die durch diese Quote jetzt einen Ausbildungsplatz oder eine Arbeitsstelle erhalten, ist es natürlich ein Erfolg. Aber es ist auch ein starkes Signal an eine ganze Generation. Es ist ein Zeichen an die Generation der Jugendlichen zwischen dreizehn und zwanzig Jahren aus überwiegend türkischen Familien, dass sie von der Gesellschaft gebraucht werden. Wenn ich mich zu Beginn des Projekts auf den Aufklärungsveranstaltungen 
       mit den Jugendlichen darüber unterhielt und ihnen sagte, dass sie, wenn die Leistung stimmt, Polizisten werden oder sich vielleicht als Feuerwehrmänner ausbilden lassen könnten, dann kam meist völlig fassungslos die Frage: »Wie, ich als Türke kann Polizist werden?« Sie dachten, dass sei ihnen schlicht nicht möglich. Für diese Jugendlichen gehörten solche Berufe zu einem Teil der Gesellschaft, der mit ihrer eigenen Lebenswirklichkeit nichts zu tun hatte, dem sie sich nicht zugehörig fühlten. Diese Menschen gehören zu uns, sie haben Potentiale, die wir aber nicht abrufen, wenn wir ihnen das Gefühl geben, nicht zu uns zu gehören. Das wollte ich ändern.


      Begleitend hierzu galt es zu schauen, wie die Einstellungstests in den Unternehmen aufgebaut sind. Und auch da haben wir in Gemeinschaftsarbeit ordentlich entrümpelt. Um einen Ausbildungsplatz zu erhalten, musste ein Jugendlicher beispielsweise die Frage beantworten, wer der Vater der Sozialen Marktwirtschaft war. Die richtige Antwort: Ludwig Erhardt. Das wissen gerade noch 25 Prozent aller deutschen Jugendlichen. Und wie steht es damit: Wie lautet die klassische Bezeichnung für Taiwan? Das weiß doch nicht einmal die Mehrheit der erwachsenen Deutschen. Antwort hier: Formosa. Völlig abstrus. Ich selbst konnte diese Frage auch nur zufällig beantworten, weil meine Mutter während der Kuba-Krise für alle Fälle »Formosa-Spargel« auf dem Dachboden gehortet hat.


      Wie, fragte ich mich, sollten Jugendliche diesen Test bestehen können, deren Eltern aus Anatolien stammen, wenn schon alle anderen damit größte Probleme hatten? Diese 
       Einstellungstests führten am wirklichen Leben der meisten Menschen völlig vorbei, und viele der Fragen hatten für die in Aussicht gestellte Tätigkeit keinerlei Bewandtnis. Also sprachen wir mit den Kammern und Unternehmen, sodass diese neue Tests entwickelten.


      Das sind kleine Dinge, die aber in der Summe eine ganze Menge bewirken können. Eine kürzlich veröffentlichte Studie von Jugendlichen mit Migrationshintergrund zeigte, dass unsere Maßnahmen Erfolge hatten – Hamburg lag relativ weit vorn im Bundesvergleich. Dass eine Gesellschaft alle Menschen mit einbezieht und sagt: »Wir wollen euch!«, erst das erzeugt ein Gemeinschaftsgefühl, ein Wirgefühl, das wir dringend brauchen. Wir sind es diesen Menschen schuldig. Wir sind es uns selbst schuldig. Schon aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus können wir es uns gar nicht leisten, anders zu handeln. Wir brauchen jeden! Denn das nächste Problem steht bereits vor der Tür: Die deutsche Bevölkerung schrumpft, wir bekommen keinen Nachwuchs mehr. Die Wirtschaft aber braucht qualifizierte Kräfte. Wir müssen im Land alle Potentiale ausschöpfen und brauchen zusätzlich Leute mit guten Qualifikationen aus dem Ausland.

    


    
      

      Ausländische Fachkräfte


      Deutschland tut sich mit diesem Thema sehr schwer. Schon die Gesetzeslage geht völlig an der Realität vorbei. Ein junger Mensch, der heute nach Deutschland kommt, um hier zu 
       studieren, darf nach Beendigung des Studiums nicht einfach bleiben. Nach geltendem Recht muss er bei einer Einstellung ein Mindestgehalt von 50.000 Euro vorweisen. Welcher junge Akademiker kann schon ein Einstiegsgehalt von über 4.000 Euro monatlich vorweisen? Was aber passiert, wenn dieser gut ausgebildete – und vor allem auch bei uns ausgebildete – junge Mensch ein Einstiegsgehalt von nur 3.000 Euro bekommt? Dann muss er raus. Dann will ihn Deutschland nicht haben. Amerika, England und Australien lecken sich die Finger nach solchen Leuten – wir vergraulen sie.


      Bei uns in Deutschland gilt die Lehre: Lasst uns unsere eigenen Leute erst einmal qualifizieren, bevor wir andere reinholen. Doch schon an dieser Aufgabe scheitern wir, wenn wir den Migranten keine Chancengleichheit bieten. Hinzu kommt, dass wir momentan in einer Zeit leben, in der die Arbeitslosenquote so niedrig ist wie seit Jahren nicht mehr. In manchen Berufen haben wir sogar Leerstellen, weil wir nicht genügend Leute finden. Wenn wir selbst eines Tages genügend qualifizierte Leute haben, gut. Dafür müssen wir mit allen Mitteln sorgen. Zurzeit aber brauchen wir Fachkräfte aus dem Ausland. Wir sind Teil eines globalen Arbeitsmarktes. Warum also bemühen wir uns nicht um die Menschen aus Indien oder aus China und bieten ihnen alle Annehmlichkeiten, die wir nur aufbieten können? Wenn in diesen Ländern Menschen qualifiziert sind und gerne kommen möchten, dann sage ich doch sofort: Willkommen!


      Ein zaghafter Versuch Deutschlands, eine Greencard anzubieten, ist vor einigen Jahren leider schon einmal grandios 
       gescheitert. Die Aufenthaltsgenehmigung sollte nur für fünf Jahre gelten, und es gab größte Schwierigkeiten, anschließend auch die Familien der Facharbeiter, die Ehepartner und Kinder, mit ins Land zu holen. Das Projekt wurde im Ausland kaum wahrgenommen.

    


    
      

      Gesellschaft mit Zukunft


      All dies sind Aspekte einer realistischen und vernünftigen Integrationspolitik. Die Diskussion darum, ob der Islam zu Deutschland gehört oder nicht, halte ich daher für ziemlich verblasen. In Hamburg etwa leben mehr Muslime als Katholiken. Diese Menschen leben hier zum Teil seit Jahrzehnten, sie gestalten unsere Stadt mit, die Wirtschaft, die Kultur, das Stadtbild. Da kann man nicht sagen, dass diese Menschen oder ihre Religion nicht zu Deutschland gehören.


      Ich kann zwar fordern, dass die Dinge, die zu unseren Werten nicht passen, hier nicht gelehrt werden. Der Islam muss sich dem hier geltenden Gesetz selbstverständlich unterordnen und die demokratischen Maßgaben erfüllen. Deshalb ist es auch gut, dass der Verfassungsschutz bestimmte Gemeinden beobachtet, in denen offen der Hass gepredigt wird. Aber ich finde es ebenso selbstverständlich, dass man an deutschen Schulen Islamunterricht anbietet und diesen nicht durch katholische Lehrer oder durch protestantische Pastoren vermittelt, sondern durch Mullahs. Das muss dann allerdings auch nach deutschen Lehrplänen und auf Deutsch 
       geschehen. Je länger wir darüber debattieren, ob der Islam nun dazugehört oder nicht, desto mehr Zeit verstreicht. Zeit, die uns später fehlen wird, um unsere Gesellschaft zukunftsfähig zu machen.


      



      Die Kultur verändert sich. Wir dürfen davor nicht die Augen verschließen. Wir müssen offen damit umgehen, dürfen das Thema nicht verkrampft sehen. Nach konservativen Maßstäben ist die Kultur einer Gesellschaft gefährdet, sobald dieser sich verändert. Aber tatsächlich entwickelt sich eine Gesellschaft ständig weiter. Es kann nicht unser Bestreben sein, ein System konservieren zu wollen, das den realen Gegebenheiten nicht gerecht wird. Wir müssen anerkennen, dass der Islam zu Deutschland gehört und sich die Kultur durch die Millionen von Muslimen, die hier leben und Teil unserer Gesellschaft sind, bereits verändert hat und weiter verändern wird. In welche Richtung das geschieht, das können wir nicht absehen, es ist ein offener Prozess. Jede Zuwanderung, egal in welches Land, hat die vorherrschende Kultur verändert. Auch die Globalisierung verändert die Kultur aller Länder, das Internet, durch das ein Vierzehnjähriger sich heute mit einer gleichaltrigen Argentinierin anfreunden kann, die zehntausend Kilometer entfernt lebt. Die Kultur befindet sich im stetigen Wandel, Kultur war nie ein starres Gebilde. Erst durch Wandel, erst durch Bewegung entsteht Kultur. Wir sollten diesen Prozess akzeptieren und ihn als Chance begreifen. Wir dürfen nicht so ängstlich sein.


      Natürlich vergesse ich nicht, dass Deutschland bis heute christlich geprägt ist. Christliche Werte prägen unser Grundgesetz. Im Umkehrschluss darf kein Postulat an den Staat und an die Verantwortlichen entstehen, Minderheiten sollten in ihren Entfaltungsmöglichkeiten nicht gebremst werden. Auch diese Menschen haben ihre kulturellen Errungenschaften, die zu respektieren sind und die uns als Gesellschaft sogar bereichern. Immer wieder ist der Ruf nach einer deutschen Leitkultur zu hören. Aber die Formulierung einer solchen ist nicht die richtige Zielsetzung. Vielmehr geht es darum, Werte zu definieren für ein gemeinsames und friedfertiges Zusammenleben. Mit klaren Positionen. Zu unseren gesellschaftlichen und geschichtlichen Erfahrungen gehört, dass Toleranz, Respekt, die Achtung jedes Einzelnen, die Gleichberechtigung von Mann und Frau unveräußerlich sein müssen. Durchsetzen können wir das mit Hilfe von Gesetzen. Doch die inneren Einstellungen lassen sich nicht erzwingen. Man muss sie überzeugend vorleben, sie selbstbewusst vertreten und für sie werben. Befehlen kann ich sie nicht, schon deshalb, weil auch der offene Diskurs Teil einer freien, lebendigen und modernen Gesellschaft sein muss.


      



      Die Islamkonferenz, die Wolfgang Schäuble vor einigen Jahren in seiner Funktion als Innenminister ins Leben gerufen hat, war ein Anfang. Inzwischen haben wir mit Frau Böhmer eine engagierte Staatsministerin für Integration, die im Hintergrund arbeitet. Generell geht es jedoch noch zu viel um Symbolik. So wurde auf der ersten Islamkonferenz darüber 
       diskutiert, dass die Fernsehhelden in den öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten nicht immer nur Deutsche sein sollen. Am Beispiel des Tatorts und anderer Krimis hat sich gezeigt, dass man das ändern kann. Ebenso kann man die Bemühungen in der Kulturförderung beobachten, dass heute vermehrt Filme und Bücher prämiert werden, die Migrantenthemen aufgreifen. Das alles ist wichtig und vernünftig. Doch dann kommt ein Sarrazin-Buch, die Republik steht für vierzehn Tage Kopf, fast alle Politiker sagen, ja, da gebe es vielleicht ein Problem, man müsse hier mehr machen. Und danach tritt wieder Ruhe ein und das Thema ist ebenso schnell wieder aus der Öffentlichkeit verschwunden, wie es aufgegriffen wurde – bis zum nächsten Knall.


      Meiner Meinung nach wird dieses Thema viel zu harmlos eingestuft. Uns fehlt es an eindeutigeren Strukturen und an klaren Kompetenzen für ein Problem, das in den kommenden Jahren immer gravierender werden wird. Wir brauchen lediglich einen Blick in die Grundschulen zu werfen, um festzustellen, dass mittlerweile 50 Prozent aller Kinder einen Migrationshintergrund haben. Hier geht es nicht um eine abstrakte Fiktion, die alle zwei Jahre mal an die Öffentlichkeit gezerrt wird, um dann wieder in der Mottenkiste zu verschwinden. Wir stecken mittendrin und müssen rasch eine Lösung finden.


      Doch bei aller Kritik: Dies kann nicht nur die Aufgabe des Staates sein. Alle sollten sich in der Pflicht sehen. Integration wird als entscheidende Daueraufgabe in der Öffentlichkeit zu wenig wahrgenommen. Das liegt daran, dass wir uns gegenseitig 
       zu sehr abschotten. Und das gilt für alle. Es gibt noch immer kaum Berührungspunkte mit Menschen anderer Kulturen. Kaum eine deutsche Familie hat enge Verbindungen zur türkischen Gemeinde, und türkische Familien haben häufig keinen Draht zum deutschen Teil der Gesellschaft. Vielleicht überschneidet sich das Leben mal in einem Sportverein oder am Arbeitsplatz. Aber wirkliches Zusammenleben findet hier nicht statt. Jeder von uns sollte schauen, wo er etwas für das Zusammenleben tun kann – ob in den Parteien, in einer Stiftung oder in der Volkshochschule. Es geht darum, auf andere Menschen zuzugehen, Kontakte zu knüpfen, sich für den anderen zu interessieren.


      



      Politik schafft die Rahmenbedingungen, in denen sich die Menschen bewegen können. Insofern müssten schon die Kitas und Krippen für Integration sorgen. Es braucht einen länderübergreifenden Sprachtest vor der Schule. In Ballungsgebieten müssen Teilungs- und Förderstunden für Jugendliche ermöglicht werden, um auf individuelle Stärken und Schwächen besser eingehen zu können. Wir brauchen Quoten im öffentlichen Dienst und ähnliche Abkommen mit den Unternehmen. Überdies sollten Pakte mit Kammern und Verbänden geschlossen werden, die die Ausbildung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund fördern. Und wir brauchen in den Städten einen Wohnungsbau, der Stück für Stück die Entghettoisierung herbeiführt durch gezielte Eigentumsmaßnahmen, durch günstigen Wohnraum für Studenten und junge Familien in diesen Vierteln. Also: Mehr Konkretes, weniger Sarrazin.

    

    


  
    

    Mut und Proben II – Oder wie die Bildung unser Land verändern kann


    Ich kam zu einer Zeit auf das Gymnasium, als es hierfür noch Zulassungsprüfungen gab. Etwa sechs Wochen, nachdem ich den Test absolviert hatte, überbrachte der Briefträger den Bescheid der Schulbehörde. Er kannte uns natürlich gut, meine Mutter hielt mit ihm immer einen Plausch an der Tür. An diesem Tag lächelte er meine Mutter wissend an und sagte zu ihr, sie solle sich keine Sorgen machen, Ole hätte es geschafft. Meine Mutter war verdutzt und fragte ihn, woher er denn diese Gewissheit nehme. Woraufhin der Briefträger ihr erklärte, dass zu dieser Jahreszeit immer dicke und dünne Umschläge aus der Schulbehörde versandt würden. Bei den dicken Umschlägen kämen alle Unterlagen zurück, und folglich habe man nicht bestanden. Die dünnen Briefe enthielten nur eine kurze Benachrichtigung, dass man es auf das Gymnasium geschafft hätte. Er wisse ja, wer im entsprechenden Alter sei und könne anhand der Umschläge erkennen, wer wie abgeschnitten habe.


    Ich hatte also bestanden und mir war ein großer Stein vom Herzen gefallen, als ich die Nachricht bekam. Viele Jahre später erzählte mir ein Grundschullehrer von damals jedoch im Vertrauen, dass meine Leistungen eigentlich nicht ausreichend gewesen seien. Die Lehrerschaft hatte sich aber zu meinen Gunsten entschieden, weil viele der Lehrer damals meinten, den Sohn des Bezirksbürgermeisters könne man nicht einfach durchfallen lassen. Aus eigener Erfahrung weiß 
     ich seither, wie sehr doch die Herkunft über den Bildungsweg entscheiden kann. Ich durfte Karriere machen, während anderen Mitschülern, die vielleicht ebenso gut oder besser abgeschnitten hatten als ich, dieser Weg verwehrt blieb.


    



    Aus dieser Erfahrung heraus entwickelte sich mein Anspruch an die Bildungspolitik, für Chancengerechtigkeit zu sorgen. Das war auch das Bestreben der Schulreform in Hamburg. Unser Ziel war, möglichst allen Kindern dieselbe Bildungsbasis zu schaffen. Die nicht so privilegierten Kinder sollten mit den von Haus aus gut vorgebildeten und leistungsstarken Kindern länger zusammen lernen können, um das Fehlen entsprechender Voraussetzungen auszugleichen. Diese Verlängerung des gemeinsamen Lernens von heute vier auf dann sechs Jahre in der Primarschule sollte zumindest der Versuch sein, auf der Herkunft beruhende Defizite zu reduzieren.


    Wichtig ist hierbei die deutliche Differenzierung zwischen Chancengerechtigkeit und Chancengleichheit: Eine Chancengleichheit kann es nicht geben und ist auch nicht erstrebenswert, wenngleich Sozialisten gerade in der Schul- und Bildungspolitik gerne danach rufen. Dem zugrunde liegt ein alter Streit über die Priorität der Grundwerte Freiheit und Gleichheit. Es ist ein konservatives und ein bürgerliches Credo, im Zweifel die Freiheit über die Gleichheit zu stellen. Die Sozialisten hingegen fordern im Zweifel Gleichheit vor Freiheit. Aber unterschiedliche Menschen haben immer unterschiedliche Möglichkeiten und gelangen so automatisch zu unterschiedlichen Lebensergebnissen. Wenn die Freiheit das 
     höchste Gut ist, muss man Ungleichheiten akzeptieren. Doch wie will ich unterschiedliche Lebensergebnisse in Einkommen, Karriere, Beruf rechtfertigen, wenn nicht zumindest jeder die Chance gehabt hätte, aus seinem Leben viel zu machen? Was ein Mensch aus seinen Möglichkeiten macht, ist Ausdruck seiner Individualität und seiner persönlichen freien Entscheidung. Freiheit aber würde zur Phrase, wenn deren Ausübung nicht auf Chancengerechtigkeit fußte.


    Es gibt natürlich ungleiche Chancen auf Erfolg, die vom Elternhaus gesetzt werden. Das kann die Politik nicht vollständig korrigieren. Aber wir müssen gewisse Defizite, die durch Schichtzugehörigkeit entstehen, ausgleichen. Sonst wird jeder, der von zu Hause aus gut ausgestattet ist, die Freiheit nutzen können, während die anderen, denen dies nicht möglich ist, auf der Strecke bleiben. Das ist ungerecht und bringt die Gesellschaft in eine moralische Schieflage.


    



    Für die CDU kam der Vorstoß mit der Schulreform einer Revolution gleich. Dort geht man bis heute davon aus, dass vier Jahre ausreichen, um festzustellen, ob ein Kind für das Gymnasium geeignet ist oder nicht. Das jedoch ist kein zeitgemäßes Denken, sondern basiert auf einer veralteten Auffassung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung: Das Gymnasium, das die Kinder auf eine akademische Ausbildung vorbereitet, die Realschule, die auf das Handwerkliche und auf die Fachhochschulen ausgerichtet ist, und die Hauptschule als Basis einer klassischen handwerklichen Lehre. Das Problem ist nur, dass dieses Bild nicht mehr stimmt.


    Der Handwerker braucht heute Fähigkeiten, die sich früher vermutlich nur Akademiker aneignen mussten. Zudem trifft es heute nicht mehr zu, dass man einen Beruf erlernt und diesen dann bis ans Lebensende ausübt. Heute ist eine viel größere Flexibilität gefragt. In der Schule erhält unser Nachwuchs daher eine Ausbildung, die dazu befähigt, sich selbst weiterzubilden. Dies gelingt umso besser, desto mehr Basiswissen die Kinder ansammeln können.


    Dem steht auch nicht das Argument entgegen, dass man besonders begabten Menschen den Weg nach oben nicht durch leistungsschwächere verstellen sollte. Ein Einwand, der bereits in den Zwanzigerjahren angeführt wurde, als die Sozialdemokraten das gemeinsame Lernen in der Grundschule auf vier Jahre festlegen wollten. Schon damals schrien die Konservativen auf und forderten, dass die Trennung gleich am Anfang stattfinden solle. Mittlerweile wird die vierjährige Primarschule von allen Seiten akzeptiert, weil zahlreiche Studien belegen, dass ein längeres gemeinsames Lernen große Vorteile für beide Seiten hat.


    



    Bis auf Deutschland und einige österreichische Bundesländer trennt kein OECD-Land die Schüler schon nach vier Jahren. Wenige trennen nach fünf Jahren, die meisten Länder nach sechs, einige nach sieben, und ein paar Länder trennen sogar erst nach acht oder neun Jahren. Die meisten praktizieren das bereits seit vielen Jahren und erzielen so erheblich bessere PISA-Ergebnisse. Wäre das deutsche System so erfolgreich, würde ich sagen: Gut, Gerechtigkeit hin oder her, es ist 
     nun einmal erfolgreich. Nur ist es das nicht. Und wenn einige Politiker sich nun hinstellen und behaupten, dass unser bisheriges Schulsystem weltweit anerkannt sei, erfolgreich und verlässlich, dann ist das schlicht nicht wahr. Das ist dann eine Klientelpolitik, die nicht im Sinne der ganzen Gesellschaft sein kann, sondern im Widerspruch steht mit einer gerechten, integrativen Denkweise.


    



    Klaus von Dohnanyi, einer meiner Vorgänger als Erster Bürgermeister der Hansestadt Hamburg und ein von mir sehr geschätzter Kollege, hat immer wieder darauf hingewiesen, dass die Aufgabe, Chancengerechtigkeit zu garantieren, schon in der Kita beginnen muss. Wenn hier Eltern überfordert, desinteressiert oder materiell nicht in der Lage sind, sich um ihre Kinder zu kümmern, stehen wir am Anfang eines Teufelskreises. Ich teile diese Auffassung, zumal sich sprachliche Defizite gerade in den jüngsten Lebensjahren am besten ausgleichen lassen. Deshalb haben wir in den letzten Jahren in Hamburg einen hohen Anteil an Krippen etabliert, der mit fast einem Drittel von angebotenen Plätzen pro Jahrgang deutlich über dem Durchschnitt der westdeutschen Bundesländer liegt.


    Zunächst hatten die Sozialdemokraten damit begonnen, das Modell »Krippen plus Tagesmutter« auszubauen, wir haben es schließlich fortgeführt. Wenn man bedenkt, dass die ersten zwei Wochen im Leben wichtiger sind als die ersten zwei Monate, die ersten zwei Monate wichtiger als die ersten zwei Jahre und die ersten zwei Jahre noch einmal wichtiger 
     als die ersten zwanzig Jahre, dann ist es nur einleuchtend, dass der Schwerpunkt in der Bildungspolitik in den Anfängen liegen muss. Je früher Kinder gefördert werden, sodass sie sprachliche Fertigkeiten ausbauen können, je früher sie zur Wissbegierde animiert werden, je früher sie sich soziales Verhalten aneignen, desto mehr verinnerlichen sie die gewonnenen Kompetenzen.


    Ich halte es daher für einen Trugschluss, dass man die Kinder möglichst lange ausschließlich bei ihren Eltern lassen sollte. Die meisten Kinder sind froh, wenn sie unter Gleichaltrigen spielen und sich mit anderen Kindern austauschen können. Wenn das Kind täglich für vier Stunden in einer Kita ist, bleiben noch immer viele Stunden mit der eigenen Familie. Ich bezweifle, dass aufgrund dieser vier Stunden am Vormittag eine Form der Traumatisierung oder der Abnabelung von der eigenen Mutter stattfindet.


    



    Aus diesen Gründen sollte der Besuch einer Kindertagesstätte meiner Meinung nach verpflichtend sein, was radikal klingen mag, es aber tatsächlich nicht ist. Denn schon heute melden über 90% der Eltern ihre Kinder in einer Kita an, zumindest in Großstädten. Auch wenn wir weiterhin mehr Geld für die Einrichtung von genügend Plätzen benötigen, halte ich diesen Schritt für notwendig.


    Allerdings muss ich einräumen, dass die Finanzierung nicht allein dem Staat obliegen darf, auch die Eltern müssen etwas beisteuern. Tatsache ist: Die meisten Dinge, die nichts kosten, haben auch keinen Wert. Das gilt insbesondere für das 
     Mittagessen in Kitas und Schulen, das durchaus seinen Preis haben sollte und nicht umsonst verteilt werden muss, wie es die SPD und die Linke immer wieder fordern. Eltern und Kinder müssen ein Gespür dafür bekommen, dass Nahrung ein Wertgegenstand ist, den man zu schätzen hat.


    Die Politik kann bei der Kita-Organisation Weichen stellen. In Hamburg etwa haben wir als einziges Bundesland das Gutscheinsystem eingeführt, was zunächst zu wütenden Demonstrationen von Kitaträgern führte. Man bekam nun keinen Kita-Platz mehr zugewiesen, der sich nach Stadtteil-Zugehörigkeit richtete, sondern die Eltern konnten sich die Kita selbst aussuchen. Plötzlich waren alte Besitzstände aufgehoben. Die Eltern mussten sich mit der Frage befassen, welches die beste Kita für ihr Kind sei, und die Kitas sahen sich plötzlich einem Wettbewerb ausgesetzt. Diejenigen, die besonders oft gebucht wurden, konnten expandieren. Die Gutscheine waren der erste Schritt. Der zweite waren die Gebühren: Diejenigen, die mehr Geld verdienten, sollten auch mehr zahlen. Als wir mit dieser Reform begannen, bezuschussten wir die Kitas mit jährlich 300 Millionen Euro, am Ende meiner Amtszeit war das Budget auf 380 Millionen gestiegen.


    
      

      Bessere Ausbildung für Erzieher und Lehrer


      Ich selbst war das, was man einen typischen Spätzünder in der Schule nennt. In den ersten Jahren auf dem Gymnasium hatte ich erhebliche Defizite. Nachdem ich glücklich durch 
       die Aufnahmeprüfung geschleust worden war, habe ich noch bis zur Pubertät in der Schule wirklich gelitten. Erst in der neunten Klasse konnte ich mich etwas fangen.


      In den ersten Jahren auf dem Gymnasium gab es kaum ein Fach, in dem ich keine Nachhilfe bekam. Meine Leistungen in Latein waren eine Katastrophe, um meine Englischergebnisse stand es ähnlich. Nur in Deutsch, Gemeinschaftskunde und Physik, als einzige Naturwissenschaft, schlug ich mich ganz ordentlich. Neben der Nachhilfe waren es vor allem einige Lehrer, die mich vor dem Sitzenbleiben bewahrten. Mein Lateinlehrer war unglaublich gebildet und ich bewunderte ihn sehr, und auch unseren Mathematik- und Physiklehrer habe ich sehr verehrt. Er liebte seine Fächer und machte viele Experimente mit uns Schülern. Für Kinder hat die Praxis immer einen größeren Lerneffekt als abstrakte, an die Tafel gemalte Informationen.


      Genauso gab es natürlich auch jene Lehrer, an die ich mich erinnere, weil sie besonders unangenehm waren. Es waren die üblichen Dinge: Einer warf mit einem Schlüsselbund nach uns Schülern oder verteilte üble Strafarbeiten, ein anderer holte die Schüler einzeln nach vorn, wenn er Klassenarbeiten zurückgab. Vor der ganzen Klasse machte er dann die schwachen Schüler zur Schnecke.


      Heute muss ein Lehrer weit mehr Anforderungen erfüllen als noch zu meiner Zeit. Bei den meisten Kindern sind beide Elternteile berufstätig. Die Zeit, in der sie sich um die Kinder kümmern können, hat drastisch abgenommen. Als ich noch Schüler war, gab es zumindest in meiner Wohngegend noch 
       die klassische Aufgabenteilung innerhalb der Familien: Der Mann ging zur Arbeit und sorgte für den Unterhalt, die Frau blieb zu Hause, kümmerte sich um die Kinder und machte die Hausarbeit. Die Kinder kamen nach Hause und ein Elternteil war immer für sie da. Diese Struktur ist heute bei höchstens einem Drittel der Kinder noch vorzufinden. In den meisten Fällen sind die Kinder und Jugendlichen nach der Schule auf sich allein gestellt. Schule war früher ein Ort reiner Wissensvermittlung, die Charakterbildung passierte im Wesentlichen durch die Eltern. Deren Mangel an Zeit muss jedoch aufgefangen werden, und somit hat die Schule inzwischen zusätzlich einen Erziehungsauftrag. Dass dies den Lehrern eine besondere Verantwortung aufbürdet, liegt auf der Hand, und folglich steigt deren Belastung.


      Wer heutzutage Lehrer werden will, muss entsprechend pädagogisch gerüstet sein, insbesondere weil Kinder und Jugendliche inzwischen weit weniger Respekt vor Autoritäten haben und es den Lehrern sehr schwer machen, mit ihnen zu arbeiten. Dementsprechend hoch ist heute die Frühpensionierungsquote. 2010 musste jeder fünfte Lehrer wegen Krankheit in Pension gehen. Insgesamt lag das Durchschnittsalter bei den Frühpensionierten bei etwa 58 Jahren. Wenn ich mir vorstelle, ich müsste jeden Tag auf einer kleinen Bühne stehen, präsent sein von morgens um acht bis nachmittags um vierzehn Uhr, dann kann ich die Belastung, die auf den Lehrern unter den veränderten gesellschaftlichen Bedingungen lastet, durchaus nachvollziehen. Als Lehrer darf man sich keine Schwächen erlauben, man muss stets ansprechbar sein 
       und seine Mimik im Griff haben. Sobald man sich nur eine winzige Schwäche erlaubt, stürzen sich die Kinder (oder deren Eltern) gleich darauf.


      Ich selbst habe in meiner Zeit als Referendar Rechtskundeunterricht für Spätaussiedler gegeben. Das waren Deutsche, die aus Polen und Russland kamen und denen vom Staat zur raschen Integration Sprach-, Gesellschafts- und Rechtskundeunterricht zuerkannt wurde. Ich erläuterte ihnen, wie Demokratie funktioniert oder welche Rücktrittsrechte bestehen, wenn einem an der Haustür etwas aufgeschwatzt wird. Pro Doppelstunde erhielt ich einhundert D-Mark, was zu dem Zeitpunkt ungeheuer viel Geld war. Davon konnte ich mir mein Leben gut finanzieren. Ich hatte jeweils eine bis zwei Einheiten an einem Vormittag in der Woche zu unterrichten, also jeweils 1 ½ bis 3 Stunden. Hinterher war ich völlig fertig, und dabei waren meine Schüler erwachsene Menschen. Allein im Mittelpunkt zu stehen und auf jede Frage eine Antwort haben zu müssen, ging mir an die Substanz. Insofern kann ich mich gut in Lehrer hineinversetzen, habe Verständnis für ihre Belange und weiß, dass es diesbezüglich unerheblich ist, ob jemand Erzieher, Grundschullehrer oder Lehrer an einem Gymnasium, an einer Realschule oder Hauptschule ist. Sie alle kämpfen mit ähnlichen Schwierigkeiten und sind gleich wichtig für den Werdegang der Schüler. Trotzdem gibt es weiterhin Unterschiede in der Bezahlung der Lehrer: Ein Grundschullehrer erhält nicht dasselbe Gehalt wie ein Gymnasiallehrer, weil der Wissensvermittlung ein höherer Stellenwert zugedacht wird als der Pädagogik. Meines Erachtens 
       wäre eine Bezahlung nach Beanspruchung durch Fach, Klassengröße, Ort der Schule und Korrekturaufwand sinnvoller und gerechter.

    


    
      

      Hochschule


      In meiner beinahe zehnjährigen Amtszeit habe ich selbst einige Gesichtspunkte der Bildungspolitik falsch eingeschätzt. Ich hätte früher und beherzter das Thema der Kitas aufgreifen sollen und die ungenügende Ausbildung und Auswahl der Lehrkräfte in unserem Land ansprechen müssen. Auch muss ich mir wohl zum Vorwurf machen, wie ich das Projekt Schulreform angegangen bin. Nicht inhaltlich, da stehe ich zu einhundert Prozent hinter meinen Entscheidungen. Aber hätte ich die Konsequenzen und Zerwürfnisse erahnt, die dieses Projekt mit sich brachte, wäre ich etwas anders damit umgegangen.


      Es war beherzt, als CDU-Regierung eine solche Schulreform in Hamburg anzugehen. Das ging gewiss gegen die machtpolitische Lehre. Im Strategiebuch für Politik würde stehen: Wenn du wiedergewählt werden willst, mache dir keine polarisierenden Themen zu eigen, die dir deine eigene Klientel negativ auslegen wird. Ich habe das Gegenteil getan. Dafür waren, neben der Unterschätzung der Gefahr, eine gewisse Portion Mut und ein wenig Trotz ausschlaggebend.


      Am Rande einer Bürgerschaftssitzung, noch vor der Koalition mit den Grünen, hatte ich bereits eine Rede von Wilfried Maier gehört, einem Mitglied der Grünen in Hamburg und 
       ehemaliger Senator für Stadtentwicklung unter dem SPD-Bürgermeister Ortwin Runde. Maier hatte in seiner Rede unter anderem über Bildungspolitik gesprochen und über die Verlängerung der Primarschulzeit. Als wir dann mit den Grünen die Koalition eingingen, sah ich den Zeitpunkt für diese Reform gekommen. Ich war fest davon überzeugt, dass diese Reform richtig sei, und dachte, dass ich mit meinen Argumenten und mit dem Appell an das Allgemeinwohl auch die bürgerliche und konservative Klientel überzeugen würde. Allerdings hatten wir mit den Grünen im Koalitionsvertrag vereinbart, dass Volksentscheide bindend seien, denn ich hatte in der Vergangenheit – etwa beim Thema der Privatisierung der öffentlichen Krankenhäuser – hin und wieder die Abstimmungen des Volkes übergangen, wenn sie gegen meine Überzeugung waren. Nun also gab es diesen missglückten Volksentscheid, und wenn ich die Konsequenzen rekapituliere, die dadurch entstanden sind, hätte ich die Reform besser schon zur Zeit der absoluten Mehrheit begonnen und nicht erst in der Koalition mit den Grünen. Allerdings hatten wir uns zuvor bereits einiges vorgenommen und uns war doch etwas bange vor zu viel Veränderung auf einmal. Schon mit den Kita-Gutscheinen, der Reduzierung der Schulzeit bis zum Abitur, einer Hochschulreform und dem Anstreben eines zweigliedrigen Schulwesens anstelle des dreigliedrigen hatten wir uns nicht nur Freunde gemacht.


      



      Ein weiterer großer Fehler war meine Fixierung auf ökonomische Bildung. Es hieß immer, die Globalisierung schreite 
       voran, auch wir müssten schneller werden in der Ausbildung der jungen Leute. Die Schulzeit bis zum Abitur wurde also von 13 auf 12 Jahre verkürzt. Das war insofern richtig, dass wir einen großen Leerlauf hatten zwischen den schriftlichen und den mündlichen Abiturprüfungen. Teilweise mussten die Schüler drei bis vier Monate überbrücken, das letzte Jahr war also sehr brüchig. Allerdings glaube ich heute, dass die strikte Reduktion der Schulzeit manche Schüler überfordert. Deswegen hätten wir zumindest ein Wahlrecht einräumen sollen.


      Gleiches gilt für die Umstrukturierung der universitären Studiengänge. Ich bin heute längst nicht mehr davon überzeugt, dass es richtig war, die akademische Ausbildung in Bachelor- und Master-Studiengänge einzuteilen, also in eine gehobene Lehre und eine wissenschaftliche Ausbildung. 2001 hatte ich Jörg Dräger, den damaligen Wirtschaftssenator, mit der Aufgabe betraut, sich gemäß dem im Jahr 1999 im italienischen Bologna unterzeichneten Abkommen der EU-Bildungsminister Maßnahmen vorzuschlagen, wie das Hochschulsystem in Deutschland vereinheitlicht werden könne. Dräger richtete damals den Fokus auf wirtschaftliche und naturwissenschaftliche Belange aus. Die in Hamburg traditionell geisteswissenschaftliche Ausrichtung sollte etwas »eingedämmt« werden. Angestrebt war die Streichung von Professorenstellen, gerade in den kleineren Fachbereichen wie Vietnamistik oder der Sprachlehrforschung. Da diese Institute über unsere Landesgrenzen heraus sehr renommiert waren, gab es zunächst heftige Proteste, sodass wir unseren Kurs leicht veränderten. Doch unsere Intention blieb es, die 
       Hochschulen stärker an der Nachfrage auszurichten. Wir vereinbarten strukturelle Maßnahmen. Die Führung der Universität wurde straffer organisiert, in den Hochschulräten saßen nun auch Leute aus der Wirtschaft.


      Heute haben wir eine Rückentwicklung. Nicht, dass vorher alles besser war. Eine straffere Organisation der Hochschulen etwa war dringend notwendig. Es gab zu viele Besitzstände, Entscheidungsprozesse der Universitäten dauerten quälend lange. Die Gremienarbeit allgemein fraß viel Zeit, und Wettbewerb innerhalb der Universität gab es kaum. Aber eine profunde akademische Lehre halte ich heute für richtig. Ich weiß, welcher Anstrengung es bedarf, eine wissenschaftliche Arbeit fertigzustellen. Ich weiß noch, wie ich geflucht habe, als ich dies im Jurastudium machen musste. Sechs Wochen waren es allein für das erste Examen. Eine quälende Zeit. Oft habe ich dagesessen und war kurz davor, alles hinzuschmeißen. Zu lernen, wie man richtig gliedert und zitiert, was wissenschaftliche Arbeit bedeutet, wie man sich eine Meinung bildet, wie man Fakten abwägt, das ist anstrengend. Ob dies in den drei Jahren bis zum Bachelorabschluss heutzutage möglich ist, wage ich zu bezweifeln. Wenn wir also über moderne Bildungspolitik sprechen, dann muss die Diskussion eine neue Dimension erhalten. Es kann nicht nur um Zahlen gehen, um Bildungsausgaben, die gestiegen oder gesunken sind. Es muss heute um ein übergreifendes Gerüst gehen.


      Ich höre aus Unternehmerkreisen vermehrt die Klage darüber, dass sich fast nur noch Leute bewerben, die rein auf ökonomischen Erfolg dressiert seien und kaum mehr soziale 
       Kompetenzen oder feste Wertevorstellungen hätten. Aus dieser Richtung besteht also der Wunsch nach Persönlichkeiten, die neben rein fachlichen eben auch menschliche Qualitäten vorweisen. Natürlich muss man als Unternehmen den ökonomischen Erfolg im Blick haben, dennoch darf nicht ausschließlich auf den schnellen Profit geschielt werden. Es gibt Werte, die ebenso wichtig sind für ein Unternehmen, die aber leider zu sehr ins Hintertreffen geraten sind: das Verhalten gegenüber älteren Mitarbeitern, das Fördern junger Angestellter, die Integration von Benachteiligten, das gesellschaftliche Engagement von Mitarbeitern und des Unternehmens als Ganzes. Es geht um Wertebeständigkeit, um Solidarität.


      Bildung in ihrem ursprünglichen Sinn hieß immer auch: Herzensbildung, Komplexität, Menschlichkeit – der Versuch, den Dingen in größeren Zusammenhängen auf den Grund zu gehen. Diese Qualitäten sind aber nur zu erreichen, wenn wir unseren Horizont über das rein Ökonomische hinaus ausbilden und uns wieder auf das besinnen, was wir uns in Europa über viele Jahrhunderte erarbeitet und erkämpft haben. Nur wenn wir diese Werte wieder vermitteln, bilden wir Menschen aus, die den Arbeitsmarkt, unsere Kultur und unsere Gesellschaft positiv formen können.

    

    


  
    

    Mut und Proben III – Oder warum Europa unsere einzige Chance ist


    Durch meine Familie erfuhr ich sehr früh, was Krieg bedeutet. Meine Großmutter mütterlicherseits lebte damals in Hamm, einem kleinbürgerlichen bis bürgerlichen Viertel nahe dem Zentrum. Hamm war einer jener Stadtteile, die fast vollständig ausgebombt wurden. Bis zuletzt konnte meine Mutter die Bilder der Bombenangriffe auf Hamburg nicht vergessen – als Menschen wie lebende Fackeln aus Phosphor im Hammer Park in den Teich sprangen, um zu überleben. Meine Mutter erzählte mir viele solcher Geschichten, etwa wie mein Vater in Lübeck bei seinen Eltern zu Besuch war, als die Engländer ihre Angriffe flogen. Von dort aus konnte er den Feuerschein über Hamburg sehen, voller Sorge, dass seiner Frau etwas passiert sein könnte. Als mein Vater zurückkehrte, war Hamm nur noch ein Gerippe aus rauchenden Häuserresten und Schutt und Leichen, und verzweifelt machte er sich auf die Suche nach meiner Mutter. Er fand sie schließlich bei Bekannten – das Haus der Großmutter und das gesamte Stadtviertel waren zerstört. Für meine Eltern waren die Schrecken des Krieges letztlich glimpflich ausgegangen. Für andere weniger. Viele Bekannte und Nachbarn jener Jahre verloren nicht nur ihr gesamtes Hab und Gut, sondern auch ihre Ehemänner oder -frauen, ihre Kinder, ihre Eltern.


    Meine Mutter ist bis zum Ende ihres Lebens zusammengezuckt, wenn irgendwo Feueralarm ertönte. Ich habe die Angst meiner Eltern beinahe körperlich mitfühlen können, wenn 
     sie Jahrzehnte später noch immer erstarrten und ihnen die Angst durch Mark und Bein fuhr. Diese Erlebnisse, gepaart mit der historischen Erkenntnis, dass die Länder Europas sich über Jahrhunderte bekriegten, mit vielen Opfern und Nachwirkungen noch über Generationen hinweg, haben mich sehr geprägt und in mir ein starkes Gefühl der Dankbarkeit erzeugt, selbst in Frieden leben zu können.


    Ich bin ein Kind der Sechzigerjahre und mit dem Vietnam-Krieg, mit der täglichen Berichterstattung und den Demonstrationen dagegen, groß geworden. Ich gehöre zu jener Generation, deren Eltern die Nazizeit erlebt haben und die selbst mit der ständigen Bedrohung des Kalten Krieges und der Nachrüstung in den Achtzigern aufgewachsen ist. Dennoch blieb für mich die Angst eines ernsthaften Krieges immer abstrakt. Ich war der Überzeugung, das Gleichgewicht des Schreckens halte alle Seiten von einem Angriff ab. Hitler war in seinem Ausmaße überhaupt erst möglich geworden, weil ihn die anderen gelassen hatten. Er hat sich Stück um Stück ausprobiert, zunächst im Rheinland, dann im Sudetenland, später durch die Annexion Österreichs. Für mich war das Gleichgewicht des Schreckens immer logischer, als eine abwartende Besänftigungspolitik zu verfolgen gegen jemanden, der eine solche Aggressivität an den Tag legt. Im Falle des Kalten Krieges war dies gut zu beobachten.


    



    Meine Hauptverbindung zu Europa ist der Frieden. Und Europa ist für mich weit mehr als eine ökonomische Angelegenheit. Europa verkörpert für mich Werte wie Geborgenheit 
     und Kultur, Langfristigkeit und handwerkliche Zuverlässigkeit. Das Handwerk mit all seiner Solidität etwa, seiner Zuverlässigkeit, mit Zertifizierung, mit Menschen, die qualifiziert sind, mit einem Anspruch an Bildung, der über das Berufliche hinausgeht – all dies sind gute Beispiele für europäische Traditionen im besten Sinn. Europa ist ein Kontrapunkt zum Wildwuchs, wie er teilweise in Asien zu beobachten ist oder wie es das Denken in Vierteljahresbilanzen aus den USA vorgibt. Worüber man sich im Grunde vor fünf Jahren, noch vor der Finanzkrise, lustig machte als das »alte Europa«, das ist für mich genau jenes Europa, das ich mag, das mir ein Gefühl des Schutzes gibt und Heimatgefühl vermittelt.


    Vor einigen Jahren dachte ich noch anders. Ich war der Meinung, dass Asien und vor allem die USA gute Vorbilder seien für uns Europäer. Ich war überzeugt von den Argumenten aus Übersee, schlichtweg deshalb schon, weil diese Staaten mit ihrem Modell so lange erfolgreich waren. Da hieß es immer: Was in Deutschland zwanzig Jahre dauert, gelingt in China in drei Monaten. Die Philosophie dieser Zeit war es, die Industrie in die Billiglohnländer abzuschieben und die starken Länder auf Dienstleistung und Finanzwesen zu spezialisieren. Folglich wurde Deutschland für seine relativ hohe Industrialisierungsquote verspottet.


    Heute sieht es anders aus: Deutschland ist stark wie nie. In Zeiten der Krise war es unsere große Stärke, dass hierzulande eine gewerbliche Grundlage von 15 bis 25 Prozent besteht. Während die anderen, England etwa oder die USA, mit ihren Finanzblasen gescheitert sind, steht zumindest Mittel- und 
     Nordeuropa ökonomisch heute vergleichsweise solide da. Unter dem Strich war dies das erfolgreichere Modell.


    Europa ist aber nicht nur ein ökonomisches Projekt, sondern muss auch kulturell begriffen werden. In diesem Punkt habe ich in den vergangenen zehn Jahren dazugelernt, dass Kultur im Kernbestand eine Aufgabe der Gemeinschaft ist und einer europäischen Tradition folgen muss. Sie kann und soll nicht rein auf Kommerzialisierung ausgerichtet sein. Kunst, Theater, Film – Kultur muss provokant sein dürfen und unabhängig vom Markt bestehen. Dazu braucht es eine Kulturpolitik, die solchen Freiraum schafft, auch wenn die Produkte, die sich dadurch ergeben, nicht immer schmeicheln. Ich selbst habe mich in meiner Amtszeit schon über Theaterstücke geärgert, weil sie mir nicht gefielen. Manchmal dachte ich dann: »Und dafür werden also Steuergelder verpulvert?« Aber gerade davon lebt Kultur: dass sie in ihrer Verwirklichung weder dem Geschmack der Massen noch dem der Mächtigen unterworfen ist. Auch das, was man persönlich für das Letzte hält, ist Teil der Entwicklung. Die Vielfalt an Museen und kleinen Theatern, die sich nur durch eine Unabhängigkeit der Kunst ergeben kann, macht jene Identität Europas aus, um die zu kämpfen sich lohnt.


    Wenn man mich fragt, ob ich heute europäischer bin als noch vor zehn Jahren, antworte ich mit einem klaren Ja. Vermutlich war ich auch vor fünf Jahren noch nicht so überzeugt von Europa, wie ich es heute bin. Europa ist für mich eine Idee, eine Vision, eine Werteheimat. Wenn ich in Europa lande, dann schreie ich nicht gleich: »Hurra, jetzt bin ich 
     in Europa.« Das Emotionale ist stärker auf die unmittelbare Heimat begrenzt. In Hamburg habe ich meine Wurzeln, und mit Norddeutschland fühle ich mich verbundener als mit Oberbayern. So wie sich umgekehrt der Oberbayer in Oberbayern wohler fühlt als in Hamburg oder sich ein Deutscher in seinem Land stärker zu Hause fühlt als in Frankreich oder ein Grieche mehr Emotionen für Griechenland übrig hat als wahrscheinlich für Belgien.


    Doch trotz aller Unterschiede: Wir sind alle Europäer. Mit typischen, rein europäischen Wertevorstellungen. Ich denke dabei zum Beispiel an die Bejahung einer eigenen Rolle des Staates über Grundelemente hinaus, an eine öffentliche Kulturpolitik, an den Grundsatz der Langfristigkeit vor Kurzfristigkeit, an einen starken Individualschutz vor Ansprüchen der Öffentlichkeit, auch an einen Städtebau, der die Stadt als Polis und nicht als Markt versteht, an ein Gewaltmonopol des Staates. Hinsichtlich dieser Wertvorstellungen sollten wir selbstbewusster sein. Denn nur ein selbstbewusstes Europa, das weiß, wofür es steht, kann langfristig auch ein starker Partner etwa der Vereinigten Staaten sein bei der Durchsetzung generell westlicher Werte wie die Grundrechte der Menschen, Respekt und Toleranz sowie Offenheit für gesellschaftliche Entwicklung. Diese Werte verbinden uns Europäer zutiefst mit den USA. Sie sind international nicht überall anerkannt oder aber bisweilen gefährdet, wo sie bereits anerkannt sind. Ein starkes Europa mit darüber hinaus gehenden definierten eigenen Wertvorstellungen kann und muss in Partnerschaft mit den USA weltweit für diese gemeinsamen Werte eintreten.


    
      

      Europas Krisen


      Wir sprechen heute vor allem von einer großen Krise. Es ist die ökonomische Krise, das Ausmaß der Staatsverschuldung der Länder, die Europa derzeit in besonderem Maße erfasst hat. Doch dies ist viel mehr ein generelles Problem als eine spezifisch europäische Krise. Die Menschen in den Industrie- und Schwellenländern leben heute weit über ihre Verhältnisse. Die USA etwa haben Schulden in Höhe von 15 Billionen Dollar angehäuft. Das Land droht unter seinem gewaltigen Schuldenberg zu ersticken. Blickt man nach Japan, so stellt man fest, dass dort im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt erheblich mehr Schulden angehäuft wurden als etwa in Griechenland. Wir sprechen also nicht von einer europäischen Krise, sondern es handelt sich hierbei um ein globales Phänomen. In Europa tritt lediglich die etwas schwerfällige Meinungsfindung zutage; wir scheinen am schlechtesten von allen auf die Krise vorbereitet zu sein bzw. zu reagieren. Aber wir sollten die Kirche im Dorf lassen und Belehrungen gerade aus den USA nicht allzu ernst nehmen. Europa sitzt im Vergleich zu den anderen Ländern relativ fest im Sattel.


      



      Das Problem Europas ist weniger die Krise selbst als viel mehr der Reflex darauf: die Ablehnung seiner selbst. Vermehrt gebrauchte nationale Argumentationsschemata sind verhängnisvoll. Anstatt in der Krise zusammenzurücken und patriotisch als Europäer zusammenzuhalten, schieben wir uns gegenseitig den schwarzen Peter zu und nehmen Abstand 
       voneinander. Dabei hat Europa gegenüber der Konkurrenz aus Amerika und Asien nur eine Chance, wenn wir langfristig ein europäisches Stärkebewusstsein demonstrieren und nicht unsere Stärke, die Gemeinsamkeit heißt, leichtfertig und für kurzfristige nationale Ziele aufs Spiel setzen. Auch bei uns mahnen führende Politiker permanent, dass mehr Europa weniger Deutschland sei. Das mag sich wohlfeil anhören und vielleicht sogar Befindlichkeiten vieler Leute widerspiegeln. Trotzdem ist es falsch! Die Politik hat die verantwortungsvolle Aufgabe, die europäische Idee weiter zu tragen und nicht kurzfristig populistische Bedenken ins Volk zu streuen. Hier sind wir wieder an dem Punkt, wo manche Politiker leider den Wählern nach dem Mund reden, obwohl sie es eigentlich doch besser wissen.


      



      Hier tritt auch ein publizistisches Problem auf. Vor kurzem sprach ich am Rand einer Veranstaltung mit dem ehemaligen Chefvolkswirt der Deutschen Bank, Norbert Walter, darüber. Er hatte gerade ein Buch veröffentlicht mit dem Titel Europa und wunderte sich nun, dass keiner bereit sei, das Buch positiv zu besprechen. Ihm ging es nicht darum, dass er selbst sein Buch so herausragend fand und sich nun in seiner Eitelkeit gekränkt sah. Er stellte lediglich fest, dass heute kaum noch einer den pro-europäischen Gedanken unterstützt, den er in seinem Buch geäußert hatte – ein Gedanke, der zur Zeit schlichtweg nicht populär zu sein scheint. Populär hingegen ist es, sich europakritisch darzustellen. Nach dem Motto: Wir Deutschen sind nicht die Zahlmeister Europas, Eurobonds 
       sind indiskutabel, wir zahlen ohnehin schon am meisten, und die Griechen müssen wir deshalb kräftig an die Kandare nehmen. Verantwortungsvoll wäre jedoch, genau das Gegenteil zu tun.


      



      Eine Generation, die Europa noch aus tiefer Überzeugung emotional begriffen hat, ist die Generation von Helmut Kohl. Mit ziemlichem Unbehagen stelle ich fest, dass es heute einen starken publizistischen Zeitgeist gibt, angeheizt von seriösen und konservativen Blättern, die diese Generation und ihre Ängste nicht mehr ernst nehmen und sich über sie lustig machen. Europa als Friedenssicherung, das sei doch längst nicht mehr aktuell. Und ich sehe mit Sorge, wie in denselben Blättern derzeit ein beinahe verträumt-nationalistischer Ton angestimmt wird. Wie etwa im Wirtschaftsteil der FAZ immer wieder die Frage aufgeworfen wird, wie lange das noch so weiter gehen solle mit Europa, und ob wir uns nicht doch lieber wieder auf nationale Dinge besinnen sollten. Wer so unterschiedlicher Auffassungen sei wie die einzelnen Mitgliedsstaaten in Europa, der könne auf Dauer nicht wirklich gut zusammenarbeiten und zusammenleben.


      Natürlich ist Europa in sich sehr unterschiedlich, Italien ist anders als Nordschlesien, Kärnten anders als Mallorca. Jetzt aber die Flinte ins Korn zu werfen, das empfinde ich als gesichtslos. Und an einer solchen Stimmung tragen die Medien Mitverantwortung.


      Ebenso trifft diese Kritik auf die Intellektuellen des Landes zu. Ein paar wenige versuchen, ihre Stimme pro Europa zu 
       erheben, Jürgen Habermas und zwei, drei andere. Das ist sehr ehrenvoll. Doch diese wenigen Stimmen gehen leider unter. Denn im Moment herrscht, gerade unter den deutschen Intellektuellen, ein Europa-Skeptizismus, der mich an das Hinterherrennen der Intellektuellen hinter mancher deutschtümelnder Idee in den Dreißigerjahren erinnert.

    


    
      

      Fehlende Köpfe


      Europa eint vor allem die christliche Tradition. Die gemeinsame Kultur. Europa schafft durchaus eine Identität, die vom Atlantik bis nach Russland reicht. Das politische Bewusstsein mag in Russland ein anderes sein als bei uns. Die Philosophie, die Musik, die Art zu denken, zu fühlen vielleicht auch, das alles ist dort osteuropäisch, aber europäisch nach wie vor. Und die christlichen Wurzeln sind jene, die uns alle einen.


      Darüber wird viel zu wenig gesprochen; es gibt viel zu wenige mitreißende Vermittler, die eine europäische Vision formulieren können. Ich habe ein paar Reden vom Kommissionspräsidenten José Manuel Barroso gehört, der mich wirklich überrascht hat. Er ist ein Europäer mit Herzblut und lebt für die Union. Im Fernsehen wird das nicht immer so gut transportiert. Aber vor Ort steht dieser Mann da mit flammendem Schwert und kämpft für Europa. Dass Barroso nicht so wahrgenommen wird, wie es sein sollte, liegt nicht zuletzt daran, dass es keine europäische Presse gibt und damit auch keine Personifizierung. Wenn es beispielsweise einen europäischen 
       Präsidenten gäbe, der direkt gewählt würde, dann würde sich schon etwas bewegen. Er wäre zwar mehr ein Symbol, aber man hätte zumindest medial eine zentrale Figur, die Europa nach innen und außen repräsentiert – und braucht!


      Generell fehlen die Köpfe, die sich nach vorne wagen und klar und deutlich Position für Europa beziehen. Es fehlt mir das klare Bekenntnis zu den »Vereinigten Staaten von Europa«. Kürzlich war ich in München auf dem siebzigsten Geburtstag von Edmund Stoiber eingeladen. Als Ministerpräsident pflegte Stoiber immer einen zarten Vorbehalt gegen Europa und schimpfte gerne auf die europäischen Bürokraten. Heute ist er Entbürokratisierungsbeauftragter in Brüssel. Und ein glaubwürdiger Streiter für die europäische Sache. Bei seiner Festrede schwärmte er richtig für Europa. An Stoiber habe ich gemerkt, dass der Funke also doch noch zünden kann.


      Allerdings müssten auch führende Spitzenpolitiker und Regierungschefs klarer zu Europa stehen. Man braucht Personen, die sich auch emotional bekennen. Leider ist die Kanzlerin eben ein eher nüchterner, öffentlich wenig emotionaler Mensch, und keiner sollte sich verbiegen oder schauspielern.

    


    
      

      Neue europäische Solidarität


      Vor allem wir Deutschen wehren uns aktuell besonders gegen die Einführung von Eurobonds. Eurobonds sind europäische 
       Staatsanleihen, die vor allem uns Deutsche viel Geld kosten würden. Unser Argument dagegen ist derzeit also, dass wir für etwas haften müssten, was andere Länder verschuldet haben. Aber auch in Deutschland haben wir einen Länderfinanzausgleich. Wenn das Saarland also Geld braucht und Hamburg oder Bayern dafür in die Tasche greifen müssen, dann ist doch klar, dass die Landesregierungen mit den Zähnen knirschen. Doch weil wir ein Land sind und die Solidarität als oberste Priorität ansehen, stellen wir dieses System letztlich nicht infrage, sondern tun selbstverständlich unsere Pflicht. Warum also sollte Gleiches nicht auch innerhalb Europas gelten? Wenn wir uns als Europäer verstehen und Europa als Projekt nicht scheitern soll, dann müssen wir bereit sein, für jene, die in finanzieller Not sind, einzustehen. Wir brauchen eine Art Länderfinanzausgleich, eine Transferunion, und dazu gehören auch die Eurobonds.


      Es ist richtig, dass man verbindliche Sanktionen fordert gegen jene, die über ihre Verhältnisse gelebt haben. Aber das Gemeinsame, die Föderation, die Hilfsbereitschaft, das alles sind Dinge, die trotz aller Probleme niemals in den Hintergrund treten dürfen. Derzeit versucht jede Regierung in Europa, ihre nationalen Interessen durchzubringen. Keiner möchte zu viel tun, nur mühsam lassen sich Kompromisse abringen – ein weiteres Zeichen dafür, dass derzeit keiner so richtig an die europäische Sache glaubt. Es fehlen wirklich laute Stimmen, die sagen: Europa ist eine Idee, für die es sich zu kämpfen lohnt. Obwohl wir als Deutsche momentan Opfer bringen müssen, ökonomische Opfer, stehen dem 
       gegenüber doch unendlich viele Vorteile, ökonomische wie kulturelle Vorteile, die sich langfristig im Wettbewerb mit Asien und den USA auszahlen werden. Wir sollten verstehen, dass wir in Dekaden denken müssen, nicht von Jahr zu Jahr und von Krise zu Krise. Man mag mir vorwerfen, ich sei ein Träumer, aber zur Zeit sind uns in Europa die Träume abhanden gekommen. Wir könnten wieder welche gebrauchen!


      



      Vor allem aber müssen wir aufpassen, dass wir mit einem Europa-Skeptizismus keine Front einer Intoleranz errichten. Ich sehe die Gefahr, dass ein intelligenter Nationalpopulist bei uns derzeit gute Chancen hätte, aus dem Stand 20 bis 25 Prozent der Wählerstimmen zu gewinnen. In dem Moment, in dem sich die Finanzkrise in Deutschland unmittelbar auswirkt, wenn etwa die Industrie nicht mehr so stark exportieren kann wie zuvor, wenn aufgrund der Staatsverschuldung die Inflation steigt und die ersten Lebensversicherungen nicht mehr ausgezahlt werden können, weil das Garantieversprechen platzt, in dem Moment, in dem die erste Bank pleite geht und die Menschen wirklich um ihre Spareinlage fürchten müssen, in diesem Moment wird ein Rechtspopulist hier auf enormen Zuspruch stoßen. Und die Reaktion darauf wird nicht sein, dass die anderen Parteien dagegenhalten, sondern dass sie ihrerseits nun noch eurokritischere Töne anstimmen, um die Wähler abzufischen. Ganz so, wie man es bei der Sarrazin-Debatte und dem Thema der Integration beobachten konnte. Ich bin kein Zweckpessimist, doch ich sehe 
       diese Gefahr aktuell sehr deutlich. Und wenn wir an diesen Punkt kommen, dann explodiert die Lage. Die Chancen stehen fifty-fifty, dass es gut geht oder eben nicht. »Europa« steht auf Messers Schneide. In den nächsten fünf Jahren wird sich entscheiden, ob dieses Projekt eine Zukunft hat.

    

    


  
    

    Mut und Proben IV – Oder die Probleme der Konservativen


    Als ich in die CDU eintrat, war ich gerade sechzehn Jahre alt, und ich werde wohl bis zum Ende meines Lebens politisch Mitglied der Christdemokraten bleiben. Ich habe dieser Partei alles zu verdanken. Ich war Oppositionsführer der Hamburger CDU, Erster Bürgermeister und Ministerpräsident über beinahe zehn Jahre. Und ich konnte mir als Mitglied des Bundesvorstandes ein umfassendes Bild von einer großen Volkspartei machen. Ich habe mein gesamtes Leben lang nur diese eine Partei gewählt: die Christlich Demokratische Union.


    Ich bin ein Kind der Sechziger- und Siebzigerjahre. Damals gab es Grabenkämpfe zwischen den Linken und den Rechten, zwischen Konservativen, Liberalen und Sozialdemokraten. Die Konturen waren klar gezeichnet, und als Mitglied einer Partei wusste man, wo man steht. Es war die Zeit von Rainer Barzel und Helmut Kohl, von Willy Brandt und Helmut Schmidt. Als ich mit meiner Parteiarbeit in der Hamburger CDU begann, ruhte sich die CDU gerade noch auf den Erfolgen von Konrad Adenauer und Ludwig Erhard aus. Doch wir Jungen waren heiß und stürzten uns mit allem Enthusiasmus auf Programmarbeit.


    Es war eine Zeit, in der man Meinungen und Haltungen auf die Probe stellen konnte. Auch in der CDU. Auf dem Parteitag in Hamburg damals wurde um Positionen gerungen wie etwa die paritätische Mitbestimmung, die Vermögensbildung für Arbeitnehmer, die Reform der Berufsbildung, es wurde gestritten und debattiert. Obwohl es schon damals nicht so recht 
     zur CDU passte, hatten wir in Hamburg einen offen geführten Austausch von Meinungen. Das ist nicht selbstverständlich für eine Partei, die sich eigentlich durch eine starke Führungstreue auszeichnet, heute mehr denn je – solange man erfolgreich ist, sind die Mitglieder extrem loyal, sobald der Erfolg nachlässt, wird man schnell wieder fallengelassen. Das ist so, und daran ist nichts Verwerfliches. Die Sechziger jedoch waren für uns Jung-CDUler eine Zeit der Inhalte, in der gruppendynamische Prozesse liefen, in der man sich stritt, dann aber wieder zu Lösungen fand, indem man gemeinsame Positionen erarbeitete. Mehr noch als für die Wähler selbst waren diese Prozesse für uns als Partei wichtig. Etwas erarbeitet zu haben, das schweißte zusammen. Erst recht in den Jahren der Oppositionszeit nach 1969.


    



    Doch die Zeiten haben sich geändert. Es wird wenig um gemeinsame Positionen gerungen. Generell gehen in unserer Gesellschaft nur noch wenige Impulse von Parteien aus. Parteien sind heute austauschbarer geworden, weil die Welt eine andere ist. Der Wirkungsgrad von Parteien hat sich verändert. Früher dachte man national. Es galt vielleicht, Europa, sofern möglich, mit einzubinden in die Politik. Im äußersten Fall bedachte man transatlantische Beziehungen. China gehörte aber gewiss nicht dazu. Asien war viel zu weit weg – wie heißt es so schön: Was interessiert es mich, ob und wann in China ein Sack Reis umfällt? Heute muss uns das interessieren.


    Um heute Politik betreiben zu können, muss man mühsame Kompromisse schließen mit anderen Parteien, was man 
     gerade erst wieder beobachten konnte an den Beschlüssen im Bundestag zum EU-Rettungspaket. Das reicht aber nicht mehr: Man muss als Regierung seine nationalen Beschlüsse mit den internationalen Partnern abstimmen. Allein kann heute weder regional noch national und schon gar nicht international entschieden werden. Dadurch wird es immer schwieriger, die geschlossenen Kompromisse emotional vertreten zu können. Entscheidungen und Kompromisse werden heute rational getroffen, es sind Vernunft- und Interessenentscheidungen, die der Schnelllebigkeit geschuldet sind und der geringen Halbwertzeit aktueller politischer Situationen.


    Man muss ehrlicherweise sagen, dass man heute als Politiker den Menschen eigentlich gar keine Wahlversprechen mehr machen kann. Abgesehen davon, dass die Wenigsten an solche vollmundigen Versprechungen glauben, muss man einkalkulieren, dass nur noch in den seltensten Fällen absolute Mehrheiten zu erlangen sind. Und selbst dann müssen Kompromisse entweder mit den anderen Parteien, Bundesländern oder mit Europa eingegangen werden. Gerade in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen muss die Politik heute sogar interkontinental agieren. In solchen Zentrifugalkräften aber werden die einzelnen Parteien zerrissen und verlieren ihr eigentliches Profil.


    



    Hinzu kommt, dass Politik immer personenbezogener wird. Zum einen aus einer gewissen Notwendigkeit heraus, denn eine Partei ist ein schwerer Tanker mit Hunderttausenden von Mitgliedern. Bis man die Basis von seinem Kurs überzeugt 
     hat, dauert es daher sehr lange. Es braucht also einzelne Köpfe, die mit einem gewissen Mut und einer entsprechenden Autorität vorpreschen, auch gegen die Meinung andersdenkender Teile einer Partei. Vor diesem Hintergrund finde ich beispielsweise Angela Merkels Kurs zum Ausstieg aus der Atomkraft richtig und mutig. Fukushima hat die Akzeptanz der Kernenergie infrage gestellt. Die Energiepolitik wäre zu einem Schwarz-Weiß-Thema aller folgenden Wahlkämpfe geworden, und vermutlich wären diese nicht zu gewinnen gewesen. Aber unabhängig vom Taktischen hat sich doch jeder die Frage gestellt: Wenn so etwas in einem so hochtechnisierten und gut organisierten Land wie Japan geschieht, kann man dann noch davon ausgehen, dass Deutschland dagegen gewappnet ist? Die Entscheidung war also notwendig.


    Ebenso waren es mutige Entscheidungen einzelner Personen, in Sachen Integration die Weichen umzustellen, wie es etwa Ronald Pofalla getan hat. Oder Ursula von der Leyen beim Thema Kindererziehung. Das alles waren Dinge, die aus Sicht der Basis gern noch fünf bis zehn Jahre hätten warten können. Aber gesellschaftspolitisch waren es Entscheidungen, die längst überfällig waren – allesamt mutige Schritte einzelner Menschen.


    
      

      Das Profil der Parteien


      Politik lässt sich nicht mehr wie in den Siebziger-, Achtziger- und Neunzigerjahren betreiben. Politik ist schnelllebiger 
       geworden. Und transparenter. Alles findet heute unter extremer Beobachtung der Öffentlichkeit statt. Die großen Parteien haben viele Stammwähler verloren. Das gilt für die CDU genauso wie für die SPD. Man spricht heute von einer mobilisierbaren Stammwählerschaft von gerade mal 20 Prozent bei den beiden großen Volksparteien, viele frühere Stammwähler sind heute Wechselwähler. Oder Nichtwähler. Vor einigen Monaten hat der ehemalige Ministerpräsident Baden-Württembergs, Erwin Teufel, diesen Umstand in einem Interview mit der FAS beklagt und mit seiner Kritik an der Parteiführung vielen Mitgliedern aus dem Herzen gesprochen. Die CDU, so Teufel, verliere ihre Stammwähler, weil es der Partei an Alleinvertretungsmerkmalen fehle und an klaren Kernkompetenzen. Die Wähler erkennen kein klares Profil.


      



      So steckt die CDU in einem Dilemma. Zum einen muss sie sich den globalen Gegebenheiten unterordnen und droht dabei mehr und mehr ihre Linie zu verlassen. Zum anderen muss sie der Basis suggerieren, für ihre ureigenen Werte noch immer einzustehen und ihre eigenen Interessen zu vertreten. Für viele Mitglieder und Wähler war die CDU seit jeher eine konservative Partei. Für viele Anhänger ist dieser Begriff ein klares Identifikationsmerkmal der Partei und nicht wenige fordern heute eine Rückbesinnung auf so genannte konservative Werte. Aber was ist damit eigentlich gemeint, mit konservativen Werten? Was ist denn heute konservativ?


      In der historischen Bedeutung wurde das Konservative aus einer Abwehr heraus geboren gegen gesellschaftliche 
       Veränderungen aufgrund der sich wandelnden wirtschaftlichen Strukturen. Das lässt sich vermutlich zurückverfolgen bis in die Feudalzeit, als die Mechanisierung und die Industrialisierung um sich griffen und die Herrschenden ihre Felle davonschwimmen sahen. »Konservativ« ist letztlich ein Kampfbegriff gegen Veränderung. Ein wertebezogener Antibegriff gegen Veränderung, gegen gesellschaftlichen Wandel. Ein Wandel, der überwiegend durch den technologischen Fortschritt und politisch von links kam. Diese Entwicklung mündete in den Zwanziger- und Dreißigerjahren in einer beinahe panischen, angesichts der Herrschaft Stalins durchaus aber auch nachvollziehbaren Angst vor dem Kommunismus, die letztlich jedoch zum Versagen der Konservativen führte. Nicht alle, aber doch das Gros ließ sich durch die Ideologie der Nazis korrumpieren. Sie machten gemeinsame Sache mit den Nationalsozialisten, was schon mit der Harzburger Front begann, weil sie glaubten, die Nazis schon in den Griff zu bekommen. Die Konservativen schlossen also den Pakt mit dem Teufel, bezogen aus der gemeinsamen Abneigung gegen Kommunisten und Weimar und verloren darüber ihre Haltung. Das politische Konservative hatte somit versagt. Mit Ausnahme weniger, die am 20. Juli beteiligt waren. Zwar versuchten die Konservativen nach dem Krieg, sich eine neue Wertebezogenheit aufzuerlegen, sowohl gegen Links als auch gegen Rechts und explizit gegen die Nazis. Aber sie waren seit der Anpassung des organisierten Konservatismus diskreditiert.


      Das politische Konservative, vor allem in seinen Ambitionen gegen den Kommunismus, verlor an Kraft und Glaubwürdigkeit. 
       Zwar hat der Kalte Krieg manches Defizit verdeckt, spätestens nach dem Fall des Eisernen Vorhangs war das Dilemma aber da. Übrig blieb ein philosophischer Konservatismus. Der Gedanke des Bewahrens also, das Festhalten an dem, was ist, bevor man sich auf etwas Neues einlässt. Dies paart sich mit gewissen Werten, die die Konservativen gerne für sich beanspruchen. Werte und Tugenden wie Fleiß, Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit und Sparsamkeit. Doch all dies sind Werte, die von einer politischen Weltanschauung eigentlich unabhängig sind. Es sind Haltungen, die man mit praktisch jeder Ideologie für sich beanspruchen kann. Vermutlich gab es genauso sparsame Nazis, wie es pünktliche Kommunisten gab. Heute gibt es ebenso fleißige Linke wie zuverlässige Grüne. Was also originär konservativ bleibt, ist der Anspruch des Bewahrens. Dieser aber ist in Zeiten globaler Veränderung kaum mehr durchzuhalten.


      Von allen Seiten hört man jedoch heute den Ruf nach einer Renaissance des Konservativen. Die Angst vor einer ungewissen Zukunft und einer immer undurchsichtiger werdenden Welt scheint die Sehnsucht nach konservativen Gedankenspielen zu beflügeln. Diesem Anspruch gerecht zu werden, das ist das große Problem der Konservativen. Sie wollen etwas bewahren, das es real schon lange nicht mehr gibt, und ihnen fehlen die nötigen Werkzeuge, um die bereits mit voller Wucht eingesetzten Entwicklungen aufzuhalten. Der Gestaltungsbegriff ist heute erheblich schwieriger geworden. Zu viele verschiedene nationale und globale Interessen laufen nun zusammen, zu große Kompromisse müssen geschlossen werden. 
       Das Kernthema also der Konservativen, das Gestaltenwollen gegen eine Veränderung, ist unlösbar geworden.

    


    
      

      Fehlendes Charisma


      Es gibt einen weiteren Punkt, der das Dilemma der Konservativen aufzeigt. Es ist das Fehlen von Lichtgestalten, die das Konservative symbolisieren. Früher waren es die Fürsten oder der Kaiser, die solche symbolische Wirkung hatten, später dann Politiker wie Alfred Dregger oder Franz Josef Strauß. Doch in Zeiten medialer Transparenz werden diese Lichtgestalten unmöglich. Eine Lichtgestalt unterliegt dem Anspruch des Unfehlbaren. Kein Mensch aber ist unfehlbar. Gut zu beobachten war dies bei Karl-Theodor zu Guttenberg. Er wurde als der »neue« Konservative hochgelobt, er war Aristokrat, hatte ein tadelloses Auftreten gepaart mit den entsprechenden Umgangsformen. Er war das, was sich die konservative Gemeinde unter einem musterhaften Konservativen vorstellt, und so wurde er zur neuen charismatischen Ikone. Ganz unschuldig war er selbst daran natürlich nicht. Er pflegte sein Image und ließ sich entsprechend für die Presse inszenieren. Aber heutige Medien durchleuchten wie nie zuvor jede öffentliche Person, und so fand man auch bei Guttenberg entsprechende Makel, die ich nicht rechtfertigen will. Doch vor dreißig Jahren wäre man vermutlich noch nonchalant darüber hinweggegangen. So wie man über die verschiedenen Affären Willy Brandts hinweggegangen ist, oder wie bei Franz 
       Josef Strauß, dessen unzählige Eskapaden meist nur als Gerücht kursierten und denen man eben nicht spitzfindig nachging. Brandt und Strauß hätte es in der heutigen Zeit wohl so nicht gegeben. Ebenso wie Karl-Theodor zu Guttenberg zu jener Zeit das Plagiat seiner Doktorarbeit, wäre sie denn überhaupt öffentlich geworden, aller Wahrscheinlichkeit nach unbeschadet überlebt hätte. Der Soziologe Max Weber fasste zusammen, was das Charisma eines politischen Führers ausmacht. Seiner Meinung nach ist es eine »als außeralltäglich (…) geltende Qualität einer Persönlichkeit, um derentwillen sie als mit übernatürlichen oder übermenschlichen oder mindestens spezifisch außeralltäglichen, nicht jedem anderen zugänglichen Kräften oder Eigenschaften oder als gottgesandt oder als vorbildlich und deshalb als ›Führer‹ gewertet wird.« Heute hingegen ist Charisma kein Garant für Anerkennung; jede öffentliche Person wird genauestens auf Herz und Nieren geprüft. Ich will das gar nicht verurteilen, denn ein öffentliches Korrektiv ist für eine Demokratie unabdingbar. Aber Politiker mit makellosem Vorbildcharakter werden nur noch schwer zu finden sein. Jeder Mensch ist nur ein Mensch, mit all seinen Fehlern und mit all seinen Schwächen. Wenn also das Bewahren-Können entfällt und auch die Lichtgestalten entfallen, bleibt die Frage, was noch übrig bleibt von der konservativen Idee.


      Erhard Eppler machte vor vielen Jahren einmal die Unterscheidung in Wertkonservative und Strukturkonservative. Wertkonservative sind jene, die bestimmte Werte intellektuell hinterfragen und sich dazu bekennen. Strukturkonservative 
       halten sich hingegen an den Symbolen fest, an Mechanismen, aber eben nicht an Inhalten. Aber diese intellektuell durchaus interessante Unterscheidung hat nie den Kern getroffen, weil der wahre Konservative Symbol und Wert nicht unterscheidet. Nehmen wir ein unverfängliches Beispiel: Der Konservative plädiert für eine starke Armee, weil er der Meinung ist, dass diese nützlich sei, um sich zu wehren und die nationale Souveränität zu schützen. Für eine starke Armee braucht es eine gewisse Truppenstärke und eine funktionale Struktur. Eine starke Armee braucht aber keinen Zapfenstreich oder das öffentliche Gelöbnis. Nichts gegen militärische Traditionspflege, aber das ist nun einmal reine Symbolik und nicht prägend für den Inhalt. Für einen Konservativen aber ist diese Symbolik untrennbar vom Inhalt, er wird an ihr festhalten, auch wenn die Aufgaben, die Inhalte und Werte sich geändert haben. In Zeiten sich rasant wandelnder Umstände, die sich etwa auch auf den Auftrag und die Struktur einer Armee auswirken, läuft unveränderte und eng verbundene Symbolik Gefahr, überholt zu werden und künstlich zu wirken.


      Oder betrachten wir das wohl noch beliebtere Beispiel der Konservativen: den Stand der Ehe. Der konservative Wert ist es, dass Menschen Bindungen eingehen, füreinander Verantwortung übernehmen über den Tag hinaus. Das ist ein Wert, der privilegiert wird. Aber der Konservative will dies nur für die Bindung zwischen Mann und Frau, das ist die angestrebte Konstellation. Der Konservative ist gegen die Ehe für Schwule. Mann und Frau sind aber kein Inhalt, sondern eine biologische Klassifizierung. Der Wert ist das Füreinander, die Symbolik 
       ist der herkömmliche Trauschein. Der Wert ist es doch, seinem Partner ein Versprechen auf Lebenszeit zu geben, für ihn da zu sein und den Staat in seiner Fürsorglichkeit am Ende zu entlasten. Für die Sache ist es da doch völlig egal, ob es zwei Männer, zwei Frauen oder ein Mann und eine Frau sind, die sich darauf einigen. Der Wert bleibt also der gleiche, aber für den Konservativen fehlt bei der gleichgeschlechtlichen Ehe schlicht das Tradierte, der Trauschein von Mann und Frau. Darum habe ich den Eindruck, dass diejenigen, die sich selbst als konservativ definieren, inhaltsleer geworden sind. Die Konservativen stecken in einem schweren Dilemma. Ihnen fehlt der programmatische Kern. Verlässlichkeit, Maß, Mitte, Demut – das alles sind vielleicht Dinge, die ein Konservativer für sich in Anspruch nimmt. Aber es sind Haltungen, keine Inhalte. Kurzum: Wenn ich Konservative reden höre, dann erschöpfen sie sich häufig im Postulieren von Haltungen und im Artikulieren von Gefühlen. Ihre Aussagen reduzieren sich letztlich auf: »Das tut man und das tut man nicht.« Aber wer kann so etwas schon als Partei programmatisch formulieren?


      



      Die CDU hat heute das Problem mit dem Konservativen, wie es die SPD vor zehn Jahren hatte mit dem Begriff des demokratischen Sozialismus. Zum Kern der SPD gehörte es, auf nationaler oder regionaler Ebene staatliche und gesellschaftliche Maßnahmen zu fordern und zu verwirklichen, die die aus ihrer Sicht bestehenden Ungerechtigkeiten zwischen Oben und Unten, zwischen Arm und Reich mildern oder ausgleichen sollten. Die SPD verstand sich als die »Partei der kleinen Leute«. 
       Die Globalisierung, der internationale Wettbewerb, das hat dazu geführt, dass nationalstaatliche Maßnahmen kaum noch wirken können, weil die Ökonomie, und damit ein Großteil des Arbeitsmarktes, internationalen Bedingungen folgt.


      Das Sozialsystem wurde reformiert (Hartz IV), um diesem internationalen Wettbewerb Rechnung zu tragen. Die Verlagerung von Arbeitsplätzen sollte dadurch gestoppt werden, die deutsche Wirtschaft sollte wettbewerbsfähiger werden. Das hat funktioniert. Aber zu welchem Preis für die SPD? Diese hat ihren Anspruch, die »Partei der kleinen Leute« zu sein, größtenteils verwirkt, weil sie Ideen durchsetzen musste, die ihrer eigenen Geschichte und Philosophie widersprachen.


      Nebenbei: Jetzt versucht die SPD gegenzusteuern – zumindest durch die verbale Distanz zu Hartz IV und die Forderung nach einer Erhöhung des Spitzensteuersatzes. Ökonomisch ist das eher falsch und bringt unter dem Strich wenig, soll aber beruhigen und emotional die »kleinen Leute« zurückholen. Ob das glaubwürdig ist, wird sich zeigen. Nachvollziehbar ist ein solcher Reflex durchaus.


      Das Gleiche trifft die CDU heute in ihrer konservativen Tradition. Die Globalisierung drängt auf neue Wege einer internationalen Wirklichkeit und gesellschaftlicher Veränderungen mit folgenden Entscheidungen: Modernisierung des Bildungswesens, Aufnahme neuer Schulden zur Hilfe anderer Länder, Umbau der Bundeswehr, Stärkung der Frauenrechte, Öffnung des Arbeitsmarktes für Ausländer usw. Das alles sind zwar notwendige Maßnahmen, diese stehen aber konträr zum traditionellen Kern der Union.


      In der Opposition lassen sich solche Entscheidungen noch hinauszögern. In der Regierung allerdings muss man sie treffen, sonst verliert das Land wertvolle Zeit. Viele Menschen werfen den Parteien hier Opportunismus vor. Das Gegenteil aber ist der Fall. Es gehört Mut dazu, die eigene Klientel zu verärgern. Die Frage wird sein: Gelingt es, die Menschen zu überzeugen, oder nicht. Gelingt dies nicht, wird man abgewählt. Das ist zwar für jede Regierungspartei unschön, gehört zu einer gesunden Demokratie aber in jedem Fall dazu.

    


    
      

      Parteien der Zukunft


      Die Frage sollte erlaubt sein, ob man denn überhaupt als Bürger sein Leben lang immer das Gleiche wählen muss, so wie ich es getan habe. Für eine Demokratie ist das eigentlich unsinnig. Klüger ist es doch, von Mal zu Mal zu schauen, welche Partei die eigene Überzeugung gerade am besten vertritt. Die eigene Meinung ist doch nicht starr, sondern ändert sich im Laufe eines Lebens. Genauso verändern sich die Probleme von Jahr zu Jahr, von Jahrzehnt zu Jahrzehnt. Und auch die führenden Köpfe wechseln oder sind für bestimmte Themen prädestiniert und für andere nicht. Das Personal ist somit jeweils neu zu bewerten. Dass eine einzige Partei ein Leben lang stets die eigenen Ansprüche und Bedürfnisse erfüllen kann, ist doch höchst unwahrscheinlich und wäre auch einfach zu viel verlangt.


      Insofern werden auch wir verstärkt eine Entwicklung 
       vornehmen, die in vielen anderen Ländern bereits deutlich fortgeschrittener ist: dass sich die Parteien nämlich personenorientierter aufstellen müssen. Inhaltlich gleichen sich ihre Programme immer mehr, und es wird zunehmend schwieriger, in einer globalisierten Welt einzelne Positionen herauszuarbeiten. Es wird nicht mehr die Partei X geben, die für jene zehn Punkte steht, und/oder die Partei Y, die für die anderen zehn Punkte steht oder eine gegensätzliche Auffassung vertritt.


      



      Und doch bin ich, unabhängig vom Pragmatischen, aus ganzem Herzen Christdemokrat. Kein Konservativer. Das »C« in der Union ist es, was diese Partei ausmacht, und damit meine ich nicht das Klerikale, nicht die Nähe zur Kirche. Es sind die Werte, die dahinter stehen.


      Nach dem Jahrhundert der Ideologien haben wir die Erkenntnis erlangt, dass es keinen Himmel auf Erden gibt. Dass kein Zweck jemals unmenschliche Mittel heiligt, auch kein religiöser. Dass niemand die Überlegenheit über andere gepachtet hat: keine Rasse über einer anderen, keine Klasse über einer anderen. Es ist die Erkenntnis, dass das, was jeden ausmacht, nicht nur Produkt seiner Umwelt ist, seiner Erziehung oder Umgebung, sondern auch Ergebnis seiner eigenen Entscheidungen (und Gottes Gnade). Dazu gehört auch die Entscheidung zwischen Gut und Böse. Die linke Hoffnung, der Mensch sei in seinen Anlagen gut und das Böse lediglich das Resultat von äußeren negativen Bedingungen, verträgt sich nicht mit der christlichen Überzeugung, dass es 
       das Böse gibt. Man muss sich der Präsenz des Bösen bewusst sein und sich täglich auffordern, der Versuchung zu widerstehen. Verfehlungen und Versuchungen gehören zu diesem Prozess nämlich dazu.


      Es ist die Erkenntnis, dass bei allem menschlichen Bemühen neben allen kausalen Einflüssen auch so etwas wie Gnade und Bestimmung unser Leben begleiten. Darum ist Erfolg nicht das gerechte Ergebnis von Leistung und Misserfolg die Quittung für eine schlechte Leistung. Es ist jeweils auch das Ergebnis von Gnade, Prüfung, Glück und Pech. Erfolg sollte daher demütig und dankbar machen, Misserfolg hingegen nicht mutlos, auch wenn das wohl leichter gesagt ist als getan.


      Das Christliche ist die Überzeugung, dass jeder Mensch nicht nur abstrakt, etwa durch das Zahlen von Steuern, sondern auch ganz konkret für seine Mitmenschen da sein muss. Der Staat ist die Ultima Ratio bei der Lösung von Problemen. Und wenn es nicht der Einzelne ist, der helfen muss, sondern das Kollektiv, dann ist es immer besser, dass diese Hilfe selbstbestimmt und selbstgestaltet ist, als dass sie durch den Staat vorgeschrieben wird.


      



      Das alles mag manchem zu theoretisch klingen. Doch es hat Einfluss auf konkrete Positionen bei politischen Themen: Welche Rolle hat der Staat in der Sozialpolitik? Welche Verantwortung haben Eliten und wie leite ich die Eliten dazu an, Verantwortung wahrzunehmen? Wie geht die Gesellschaft mit Straftätern um? Wo ist die Grenze der Toleranz gegenüber Anmaßung und Intoleranz? Welchen Stellenwert hat das 
       menschliche Leben? Wie verhält sich die Gesellschaft gegenüber Minderheiten?


      Ich behaupte nicht, dass die CDU diesen Ansprüchen immer gerecht geworden ist und die richtigen Antworten hierauf liefert. Zumal es aus christlicher Sicht durchaus verschiedene Möglichkeiten gibt. Aber dies ist ein Kompass, der nicht von Tagesaktualität bestimmt ist und der Bestand hat. Und es ist mehr als das rein konservative Bewahren-Wollen von Strukturen und Symbolen in einer sich verändernden Welt. Umso mehr, als diese Werte sich trotz Globalisierung, trotz schneller Kommunikation, internationalem Wettbewerb und Gedankenaustausch nicht ändern.


      



      Die christlichen Werte bilden eine Grundlage. Die tagespolitischen Herausforderungen sind der Alltag. Politiker sind nicht frei von Fehlern, auch sie haben nicht immer nur das Gute im Sinn und folgen stets den höchsten Werten. Daher kann und darf Politik nicht dauernd moralisieren. Diese Aufgabe liegt für mich bei den Kirchen, die sich jedoch heute allzu sehr an tagesaktuellen Dingen abarbeiten. Die Kirchen und ihre Vertreter sind es doch, die eine Orientierung geben können in Zeiten von Umbrüchen und Krisen. Sie müssen sich als moralische Instanz behaupten, Trost spenden und Hoffnung geben, statt Verbote und Belehrungen auszusprechen.


      Politik kann nur den Rahmen schaffen, letztlich sind es die Menschen, die Verantwortung übernehmen müssen für sich und für ihre Mitmenschen: einzelne Leute in den Parteien, kluge und kantige Köpfe, und einzelne Bürger, die mutig nach 
       vorne treten. Letztlich kann jeder mutig sein, wenn er sich seiner Verantwortung bewusst wird. Wir Politiker sollten dabei mit gutem Beispiel vorangehen.

    

  


  
    

    Nachwort


    Meist bin ich als Politiker meiner Intuition gefolgt. Ich habe mich sicherlich auch mal von taktischen Interessen treiben lassen. Persönliche Risiken habe ich dabei aber immer mit in Kauf genommen. Denn Risiken zahlen sich meistens aus. Vor allem: Man verbiegt sich nicht.


    Überhaupt gibt es viele Situationen, in denen sich Mut und Spontaneität auszeichnen. Etwa als wir in der CDU Mitte der 90er Jahre eine Diskussion hatten über ein neues Rentensystem, das Kurt Biedenkopf damals vorstellte. Entgegen der Mehrheitsmeinung war ich von seinem Vorstoß überzeugt und machte mich öffentlich auch dafür stark. Biedenkopf wollte weg von der umlagenfinanzierten Rente hin zu einer Finanzierung durch die Steuer. Zwei Tage später rief mich der Chef des Bundeskanzleramts an, Friedrich Bohl, sehr nett und freundlich, und bat mich, meine Kritik doch etwas zurückzuhalten. Norbert Blüm und die Bundesregierung sähen das anders, und an das Rententhema zu gehen sei ohnehin nicht gerade populär. Ich erwiderte, dass ich in der Sache zwar anderer Meinung sei, aber ich erklärte mich bereit, keine weiteren Interviews dazu zu geben. Auf dem folgenden kleinen Bundesparteitag der CDU war ich neben Kurt Biedenkopf dann der einzige, der für dieses Modell gesprochen hat, und ich ging mit Pauken und Trompeten unter.


    Auch da bin ich meiner Intuition gefolgt und habe mich nicht von taktischen Erwägungen leiten lassen. Ich will damit nicht sagen, dass ich damals unbedingt Recht hatte. Aber es 
     war eine Entscheidung gegen den Mainstream und für meine eigene Überzeugung. Andere Parteifreunde waren der gleichen Auffassung, auch sie hielten das umlagenfinanzierte Modell für nicht mehr zeitgemäß, aber von denen hat sich kaum einer dazu bekannt.


    Bei mir ist ein solches Verhalten wohl mehr durch Spontaneität als durch Mut begründet. Ich fühlte mich nie besonders mutig, aber ich war schon immer ein spontaner Mensch, der zu dem stand, was er meinte. Selbst wenn damit das Risiko der Ächtung verbunden war. Ich habe mich anschließend manches Mal geärgert, dass ich etwas gesagt hatte, was ich zwar so meinte, wo ich mich gleichzeitig aber auch etwas mit verplappert hatte. Dann aber war es draußen, und das war heilsam, denn ich hatte mir selbst nichts vorzuwerfen.


    Wer das so macht, der sollte anschließend auch dazu stehen können. Man muss seine Meinung durchhalten, auch gegen Angriffe muss man die eigene Meinung dann verteidigen können und nicht, wie es oftmals ist, zurückrudern und sagen, man sei wohl einfach falsch verstanden worden. Dann ist man ein »Weichei« und gilt als »Fähnchen im Wind«. Man darf nicht wegknicken, das habe ich immer so gesehen. Unter dem Strich honorieren das die Leute. Selbst dann, wenn sie nicht der gleichen Meinung sind. Das Risiko, dass man aneckt, dass man auch mal angefeindet wird, besteht so natürlich. Aber die Haltung, dass man so ist, wie man ist, und dazu auch steht, selbst wenn einem der Sturm ins Gesicht bläst, die ist den Leuten wichtiger und hat größeren Anteil an einer positiven Bewertung als der inhaltliche Widerspruch zu ihnen.


    Aber solcher Mut hat mich manchmal auch verlassen. Am Anfang meiner Amtszeit als Bürgermeister etwa habe ich gerne Persönlichkeiten »ins Boot« geholt, von denen ich überzeugt war, dass sie gut sind. Ich habe mich dabei nie von der Partei oder durch die Fraktion beeinflussen lassen. Wolfgang Peiner etwa, mein Finanzsenator, war keiner, der vom Parteiproporz her dran war. Ebenso die parteilosen Senatoren Jörg Dräger oder Karin von Welck. Das waren Entscheidungen, bei denen manchem aus der Fraktion das Messer in der Hose aufgegangen war, weil er meinte, eigentlich sei er jetzt dran. Diese Leute hatten die Kernerarbeit gemacht, eine Kanalarbeiterkarriere und langjährige Parteiarbeit hinter sich. Und nun wurden sie nicht berücksichtigt von mir. Da war ich am Anfang durchaus mutig, verlor aber später dann doch die Kraft, mich in solchen Fällen gegen die eigene Partei durchzusetzen.


    Es ist also eine ständige Aufgabe, sich selbst zu prüfen, mit einem gewissen Abstand auf sich selbst zu blicken und zu prüfen, ob man sich noch auf dem richtigen Weg befindet. Möglicherweise muss man dann auch manchmal feststellen, dass man von der Spur doch abgekommen ist. Das kann passieren, und das passiert auch immer wieder. Wichtig ist nur, dass man sich das selbst dann auch eingestehen kann und notfalls eine Korrektur vornimmt. Dafür braucht man ein ehrliches Umfeld, das einem den Spiegel vor das Gesicht hält im entscheidenden Moment.


    



    Hier und da höre ich nach meinem politischen Rückzug als Bürgermeister, dass ich die Partei im Stich gelassen hätte. 
     Und man könnte die Frage anschließen, was das dann mit Mut, mit Konsequenz und mit Ehrlichkeit zu tun hat. Solche Kritiker übersehen dabei, dass ich meinen Rückzug schon vor Jahren angedeutet hatte. Ich habe immer gesagt, dass ich etwa ein Jahr vor der nächsten Wahl entscheiden würde, ob ich noch einmal antrete oder ob ich es sein lasse. Die Bürgerschaftswahl wäre im Frühjahr 2012 gewesen. Und ich bin im Herbst 2010 zurückgetreten. Insofern habe ich mich recht genau an meine Aussagen von damals gehalten.


    Dass viele enttäuscht waren von dieser Entscheidung, das kann ich wiederum verstehen. Viele mochten mich und wollten nicht wahrhaben, dass ein Politiker einfach sagt: Ich höre auf. Der Erfolg der Partei war schließlich stark mit meinem Namen verbunden. Und so waren sie letztlich enttäuscht, dass ich sie um ihre eigene Hoffnung betrogen hatte. Aber ich selbst habe nie den Eindruck erweckt, ich würde 2012 erneut kandidieren wollen. Ich wusste immer, dass ich nicht alt werden will im Amt. Politik bedeutet zwar im Kern Pflichterfüllung und Verantwortung, sie ist aber kein lebenslanger Opfergang. Und die persönliche Freiheit muss man jedem Menschen zugestehen. Insofern sage ich auch an diesem Punkt, dass ich konsequent gehandelt habe und ehrlich. Und ich hoffe, dass die meisten das im Nachhinein auch so verstehen.


    



    Natürlich braucht es in der Politik heute mehr Ehrlichkeit und Konsequenz. Aber Politik funktioniert auch nicht anders als der Sport. Jeder Trainer sagt vor einem großen Spiel, dass 
     er Chancen sieht für seine Mannschaft, selbst dann, wenn er weiß, dass keine Chance besteht. Sagt er etwas anderes, heißt es, er sei ein Feigling. Und natürlich hält auch jeder Trainer an einem Spieler fest, wo eine Sympathie oder eine langjährige Freundschaft besteht, auch wenn der Spieler nicht mehr so richtig für die Mannschaft taugt. Das ist völlig normal. So sind Menschen. Und die Politik macht da keine Ausnahme. Auch da geht es um Eitelkeiten, um Klatsch und Tratsch. Die Politik unterscheidet sich nur in einem Punkt von anderen Bereichen, dass nämlich ihre Akteure besonders stark im Fokus stehen. Und das hat in den letzten Jahren enorm zugenommen.


    Der Beruf des Politikers ist faszinierend, das habe ich immer so empfunden. Man kann Dinge durchsetzen, vieles machen, man kommt mit interessanten Menschen zusammen, hat Einblicke in alle möglichen Bereiche des Lebens. Der Nachteil aber ist die gnadenlose Öffentlichkeit. Und so ist es immer schwerer, Personen zu finden, die sich dem aussetzen wollen.


    Keiner kann sich Politiker wünschen, die ohne Blessuren durch das Leben gekommen sind. Erst durch Fehler lernt man. Erst durch Niederlagen weiß man dem Leben zu begegnen. Erst dadurch wird das Leben fassbar. Ein gelebtes Leben trägt nun einmal seine Narben davon. Doch als Politiker muss man heute die Sorge haben, dass das alles öffentlich groß und breit auch ausgetreten wird. Ich selbst bin dazu nicht mehr bereit. Uns allen täte darin etwas mehr Ehrlichkeit gut, mehr Ehrlichkeit mit uns selbst und mit dem gelebten Leben. Das 
     ist auch eine Frage des gegenseitigen Respekts und der Demut. Und schließlich auch eine Frage des Mutes, sich etwas zurückhaltender zu zeigen.
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